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      I Die neuen Nachbarn


      Vor etwa 15 Jahren begann sich mein Londoner Stadtviertel zu verändern. Uns fiel das zum ersten Mal auf, als wir die Menschenmenge genauer betrachteten, die da in der eher rauen Holloway Road beim Einkaufen unterwegs war. Plötzlich sah man dort sehr viel mehr Frauen, die ihr Haar bedeckten: Manche trugen einen farbenfrohen Hidschab, andere den in Ostafrika üblichen Schleier, wieder andere den düsteren Tschador, und gelegentlich sah man an einer Bushaltestelle ein Augenpaar aus einem schmalen Schlitz im alles verhüllenden schwarzen Sack eines saudischen Niqabs hervorschauen. Diese Frauen hatten oft, ganz egal, wie nun ihr Kopfputz aussah, eine kleine Kinderschar bei sich.


      Und dann veränderte sich die Straße selbst: Zu den Pubs und kleinen Geschäften gesellte sich eine große Zahl türkischer Esslokale, einige davon mit ausgezeichnetem Angebot, schäbige Internetcafés und Läden für Geldüberweisungen mit unverständlichen arabischen Schriftzeichen. Innerhalb weniger Jahre hatte man das Gefühl, als sei der Islam auf dem Vormarsch. Unser Kindermädchen für die Mittagsbetreuung, eine junge Französin, die in einem Dorf in den Alpen aufgewachsen war und gerne mal die Nacht durchfeierte, konvertierte plötzlich zum Glauben ihrer neuen algerischen Freunde, bedeckte ihr Haar und betete fünfmal täglich. Sie wurde pünktlicher und ordentlicher, und ihre Aufmerksamkeit für unsere Kinder ließ keineswegs nach, aber sie wirkte sehr viel ernster und weniger begeistert von unserem Essen.


      Die neuen Einwanderer aus Ostafrika, der Türkei, dem Nahen und Mittleren Osten und vom indischen Subkontinent wurden unsere Freunde, Ladenbesitzer, Mitschüler und Ärzte. In diesen von großer Anspannung geprägten Jahren zu Beginn des Jahrhunderts war es allerdings schwierig, ihre Religion nicht mit Gewalt und Extremismus in Verbindung zu bringen. Die Finsbury-Park-Moschee, das am nächsten gelegene muslimische Gotteshaus, bekam häufig Besuch von der Polizei. Im Jahr 1997 hatte sie ein aus Ägypten stammender ehemaliger afghanischer Mudschaheddin-Kämpfer übernommen, der sich Abu Hamza nannte. Der halb blinde Geistliche mit der Haken-Handprothese, der von der britischen Boulevardpresse als »hooky mullah« apostrophiert wurde, hielt aggressive Predigten, in denen er zur Ermordung von Nichtmuslimen in islamischen Ländern aufrief, und geriet in die Schlagzeilen, als er die Attentäter des 11. September lobte. Im Jahr 2004 wurde er verhaftet und wegen Terrorismus und Anstiftung zum Rassenhass zu einer Gefängnisstrafe verurteilt. Nach diesen Ereignissen wurden die Extremisten vom Besuch dieser Moschee ausgeschlossen und des Landes verwiesen. Der neue Imam war für seine Mäßigung bekannt, und in der Umgebung der Moschee sah man jetzt nicht mehr so viele glaubenseifrige bärtige Männer. Doch das Gefühl der Unsicherheit und Anspannung hielt an, vor allem nachdem ein Nachbar bei den Selbstmordanschlägen auf das Londoner Nahverkehrssystem schwer verletzt worden war. Die meisten Attentäter waren in England geborene Muslime aus Leeds, die sich äußerlich überhaupt nicht von manchen unserer Nachbarn unterschieden.


      Wer würde sich da keine Sorgen machen? Selbst als meine Kinder mit den Usamas und Leilas in ihrem Umfeld Freundschaft schlossen, konnte ich mir misstrauische Blicke auf einige meiner neuen Nachbarn nicht verkneifen. Ich habe den größten Teil meines Lebens unter Einwanderern verbracht und bin natürlich selbst einer, aber in jenen finsteren Jahren nach den Terrorangriffen war das Gefühl, die Muslime seien anders als wir, nur mit Mühe zu unterdrücken: Es lag auf der Hand, dass sie weniger anpassungsbereit waren, stärker zu Extremismus neigten, eher den Lehren ihrer Religion als den Gesetzen und sozialen Normen des jeweiligen Landes folgten, in dem sie sich aufhielten. Sie hatten große Familien, schien es, und wir hatten kleine, und manchmal fürchtete ich, sie könnten zur Mehrheit werden und die illiberalen Überzeugungen der strenger Gläubigen unter ihnen könnten die Vorherrschaft erlangen und so die westliche Vorliebe für Toleranz, Gleichberechtigung und Säkularisierung zu einer historischen Fußnote machen. Und wenn ich so empfinden konnte, ein Autor, der einige Jahre in muslimischen Kulturen gelebt hatte, musste es Millionen von Menschen geben, die einen ähnlichen Argwohn hegten.


      Das alles hatten wir schon einmal. Hätte ich vor 120 Jahren am gleichen Ort in London gelebt, dann hätte ich mit großer Unruhe beobachtet, wie die Bürgersteige der Holloway Road sich allmählich mit armen, seltsam gekleideten Männern und mit Frauen bevölkerten, deren Kopftücher ihr Gesicht verbargen. Ihre Familien hielten sich von der einheimischen Bevölkerung fern, klammerten sich an religiöse und politische Überzeugungen, die nicht zur herrschenden Mehrheitskultur passten, bewahrten Gebräuche und Traditionen, die Jahrhunderte hinter der Jetztzeit zurückgeblieben zu sein schienen, vermehrten sich mit erstaunlicher Geschwindigkeit und nutzten mein Stadtviertel als Stützpunkt für die Planung einer Serie von Terroranschlägen, durch die Ende der 1880er-Jahre mehr Menschen ums Leben kamen und größere politische Unruhen entstanden als durch die Anschläge der Dschihadisten im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts. Berichte der Regierung und Buchbestseller jener Zeit vertraten die Ansicht, diese Leute seien unmöglich in die Mehrheitsbevölkerung zu integrieren und würden zu einer wachsenden Bedrohung.


      Doch genau diese Einwanderer irisch-katholischer Herkunft waren innerhalb von weniger als zwei Generationen ins kulturelle Leben meines Viertels eingegliedert worden. Ihre besonderen Eigenschaften zeigen sich in ihren Kirchen wie in ihren Pubs, und dennoch gelten sie heute eher als Bereicherung denn als Bedrohung. Wir haben vergessen, wie beunruhigend die Wellen römisch-katholischer und jüdischer Einwanderer aus den Randgebieten Europas noch vor wenigen Jahrzehnten auf die Bewohner Nordamerikas und West- und Mitteleuropas wirkten. Ihre Herkunftsländer schienen weniger demokratisch und in wirtschaftlicher Hinsicht unfreier zu sein und sich eher dem religiös geprägten Recht und dem politischen Extremismus zuzuneigen. Unter den (Vor-)Denkern quer durch das politische Spektrum war es bis Anfang der 1950er-Jahre durchaus gang und gäbe zu erklären, katholische Einwanderer ließen sich durch Glaubensdiktate zur Befürwortung von Faschismus, Gewalt und religiösem Extremismus bewegen (denn so sah es in ihren Herkunftsländern zumeist aus, und es war das offenkundige Schicksal eines großen Teils ihrer Diaspora), deshalb könnten sie nicht in nicht katholische Strukturen eingegliedert werden. Ähnliche Ansichten über aschkenasisch-jüdische Einwanderer aus Osteuropa galten in manchen Kreisen noch bis zum Zweiten Weltkrieg als vernünftig.


      Die meisten Menschen hatten allerdings bis zum Ende des 20. Jahrhunderts ihre früheren Ängste im Umgang mit religiösen Minderheiten vergessen. Wir erlebten eine vergleichsweise tolerante Zeit, als die religiös motivierten Ängste vor der Masseneinwanderung von der ideologisch bedingten Furcht, die mit dem Kalten Krieg einherging, abgelöst wurden. Katholiken und Juden wurden in der Vorstellungswelt der herrschenden Meinung nicht mehr mit Gewalt und kultureller Überfremdung verbunden, sondern als Freunde, Nachbarn, Kollegen und, in einigen Fällen, als führende Politiker geachtet.


      Und dann, im Verlauf des Jahrzehnts nach den Anschlägen vom 11. September 2001, entwickelte sich eine scheinbar neue Auseinandersetzung, zunächst in den entlegenen Winkeln des Internets und den Äußerungen der extremen Rechten und dann immer öfter auf Schauplätzen, die dem Mainstream und dem Massenmarkt zuzuordnen waren. Die Auseinandersetzung begann mit einigen beunruhigenden Anekdoten, die uns in unseren Verdachtsmomenten gegenüber diesen Kopftuch tragenden neuen Nachbarn bestärkten. Durch einige demografische und statistische Behauptungen und etwas Theologie entwickelte sie sich zu schwelendem Misstrauen weiter und gipfelte schließlich in einer brisanten Schlussfolgerung zum Schicksal westlicher Gesellschaften. Diese Auseinandersetzung wurde zum Thema Dutzender Bestseller und zahlloser Zeitungskommentare, Blog-Postings, YouTube-Videos, Parteiprogramme und Wahlkampfreden, und mittlerweile gehört sie für viele Menschen zum Alltagsbestand ihres politischen Denkens.


      Und das funktioniert so: Diese muslimischen Einwanderer und ihre Kinder und Enkelkinder unterscheiden sich von früheren Einwanderergruppen. Sie vermehren sich ungewöhnlich schnell, mit Geburtenraten, die weit über den in den erschöpften westlichen Ländern üblichen Zahlen liegen. Schon bald, vielleicht schon Mitte des 21. Jahrhunderts, werden die Muslime in den Ländern Europas und den Städten Nordamerikas zur Mehrheit werden. Das stellt eine Gefahr dar, weil sie, anders als frühere Einwanderergruppen, dem Islam gegenüber loyal sind und nicht der Gesellschaft, die sie aufnimmt. Für sie ist ihre Religion keine private Inspirationsquelle, sondern eine politische Ideologie, die ihnen als Anleitung zum Handeln dient. Eine gemeinsame Grundüberzeugung verbindet den gemäßigten muslimischen Gläubigen mit dem radikalen Islamisten und macht die gesellschaftliche Eingliederung der Mehrheit der Muslime unmöglich. Sie werden den Westen dauerhaft verändern und ein politisches Konzept vorantreiben, das unsere Traditionen und unsere Freiheiten zerstören wird. Kurz gesagt: Wir stehen kurz davor, von einer muslimischen Flut hinweggespült zu werden.


      Das vorliegende Buch soll zeigen, dass alle Behauptungen dieser Art nachweislich unwahr sind und auf derselben Mixtur aus echten Missverständnissen und düsteren Fehlschlüssen beruhen, mit der schon frühere Wellen armer Einwanderer aus anderen religiösen Kulturen empfangen wurden. Ich habe so viel demografisches, statistisches und wissenschaftliches Material wie möglich herangezogen, um eine detailierte, ehrliche, Punkt für Punkt vorgehende Faktenüberprüfung zu muslimischen Einwanderern in westlichen Ländern vorlegen zu können: zu ihren Geburtenraten, ihren Loyalitäten, ihren religiösen, politischen und kulturellen Verhaltensweisen und Überzeugungen, zu ihrer Neigung zu religiösem Fundamentalismus, politischem Extremismus und zur Gewalt, zu ihren Erfolgen und, in manchen Fällen, ihrem Scheitern bei der Integration in die Wirtschaft und Kultur der westlichen Länder.


      Es steht sehr viel auf dem Spiel. Die Überzeugung von der muslimischen Überfremdung wurde bereits zum Gründungsmythos einiger äußerst beunruhigender politischer Bewegungen und zur Ursache eines außerordentlichen Terrorakts. Diese Legende über muslimische Einwanderer ist zu einem bedeutenden, in der Mitte des politischen Spektrums angesiedelten und wahlrelevanten Thema in den Vereinigten Staaten, Deutschland, Frankreich, den Niederlanden und in Skandinavien geworden, ohne dass die grundlegenden Behauptungen besonders ernsthaft überprüft worden wären. Das Fieber erfasst wieder einmal das Denken vieler Menschen in den westlichen Ländern. Wir dürfen nicht zulassen, dass sich die Geschichte wiederholt.


      Dieses Buch ist keine Verteidigung des Islam und bietet keine Analyse der Lehren des Korans. Ich bin weder ein Bewunderer des Islam noch auf irgendeine Art und Weise religiös. Jede Aussicht auf eine größere Bedeutung der Religion im öffentlichen Leben beunruhigt mich zutiefst. Ich stimme vollkommen mit säkular orientierten Muslimen wie Ayaan Hirsi Ali und Salman Rushdie überein, die die Auffassung vertreten, wonach die Lehren des Korans und die kulturelle Praxis in zahlreichen muslimischen Ländern den ihnen unterworfenen Menschen außerordentlich schaden, insbesondere den Frauen. Allerdings bin ich der Ansicht, dass die Lösung für diese Probleme in der wirtschaftlichen und politischen Entwicklung der Einwanderergemeinden liegt, wie sie sich auch unter früheren konservativ-religiösen Minderheiten vollzogen hat. Ich tue die auf die muslimische Überfremdung bezogenen Argumente nicht einfach ab. Gäbe es Hinweise darauf, dass ihre Behauptungen grundsätzlich zutreffen, wäre ich ernsthaft besorgt.


      Nicht die Theologie steht hier zur Debatte, sondern das öffentliche und politische Verhalten. Die Argumente für oder gegen die Hypothese von der muslimischen Überfremdung stützen sich zu oft auf die eher beunruhigenden Koranstellen und ihre rigiden Auslegungen oder auf die bedrohlichen Äußerungen bestimmter Imame und Mullahs. Die Wahrheit über muslimische Gemeinden findet man nicht in schriftlichen Zeugnissen, sondern im praktischen Handeln. Alle heiligen Bücher der abrahamitischen Religionen enthalten reichlich Nahrung für extremistisches Sektierertum und gottesfürchtige Gewalt. Die Frage ist, ob die Einwanderer in den westlichen Ländern und ihre Nachkommen sich an diesen Worten orientieren oder nicht.


      Wir müssen hier die Theologie beiseitelassen und eine Reihe konkreter Fragen stellen: In welchem Umfang sind diese Einwanderer gläubig oder buchstabengläubig? Welche Rolle sollte die Religion ihrer Ansicht nach in der Politik spielen? In welchem Umfang übernehmen die Kinder und Enkel die religiösen Überzeugungen und den Grad der Frömmigkeit von den Eltern? Wie ist es um ihre Loyalität bestellt? Aus welchen Quellen speist sich ihre Identität?


      Dieses Buch verfolgt nicht die Absicht, die Bedeutung der gefährlichen politischen, militanten und terroristischen Bewegungen herunterzuspielen, die sich während der letzten Jahrzehnte in manchen muslimischen Gemeinden explosiv entwickelt haben. Ich hoffe vielmehr zeigen zu können, dass diese Bewegungen klar umrissene und beunruhigende Produkte bestimmter politischer Begleitumstände sind und nicht unvermeidliche, natürliche Auswüchse der konventionellen islamischen Kultur – so wenig wie terroristische und religiös-extremistische Bewegungen in westlichen Kulturen Auswüchse des Alltagsdenkens gewesen sind.


      Mein Leben und meine Arbeit haben mich dieser Gewalt zu nahe gebracht, um sie ohne Weiteres abtun zu können. Zum Zeitpunkt der Anschläge vom 11. September 2001 lebte ich in den Vereinigten Staaten, am Tag der U-Bahn- und Bus-Anschläge vom 7. Juli 2005 in London, und während der Serie von Morden, die Mohammad Merah im März 2012 in Toulouse und Montauban beging, hielt ich mich in Südfrankreich auf.


      Aus dem Iran, der Türkei, aus Ägypten, Libyen, Syrien, Afghanistan, Bangladesch und Indien sowie aus den Hauptstädten Europas und Nordamerikas habe ich ausführlich über islamischen Extremismus – und gemäßigte Formen des Islam – berichtet, und mit diesen Erfahrungen im Hinterkopf bin ich nicht der Ansicht, dass der Krieg gegen den Terror unbegründet war oder von falschen Vorstellungen ausging. In den muslimischen Gemeinden herrscht keineswegs immer eitel Sonnenschein. Auf diesen Seiten möchte ich allerdings zeigen, dass diese Einwanderer nicht bedrohlicher sind als frühere Wellen armer Neuankömmlinge. Ich hoffe, dass wir sie als Mitbürger betrachten können, deren Kinder sich bestimmten Bedrohungen ausgesetzt sehen und daher unserer Aufmerksamkeit und Hilfe bedürfen. Es ist außerordentlich wichtig, dass wir die wahren Probleme der muslimischen Einwanderung von denjenigen trennen, die aus Angst und Unwissenheit gebastelt werden. Die Vorstellung von der klammheimlichen Übernahme durch fromme Muslime beruht auf einer Täuschung, ebenso wie die etwas gemäßigtere Vorstellung von einer dauerhaft fremdartigen und unmöglich zu integrierenden »Kultur« in unserer Mitte. Zu den wahren Problemen, die die Mehrheit der Muslime genauso beunruhigen wie uns andere, zählen die Zunahme des Antisemitismus unter den Einwandererkindern, die sich selbst mit einem sagenumwobenen und weit entfernten Nahen Osten identifizieren, eine Reihe rückständig anmutender Subkulturen, die Frauen wie minderwertige Geschöpfe behandeln, ja sogar als Besitztümer, die es zu bewachen, zu verbergen oder körperlich zu züchtigen gilt, und der defensiv orientierte Rückzug einer verbitterten kleinen Minderheit in einen innigen religiösen Glauben inmitten einer sich in allen Belangen rasch säkularisierenden Diaspora.


      Diese Verhaltensweisen sind, ebenso wie die Beispiele für den gewalttätigen islamischen Extremismus, am besten als krasse Reaktionen unsicherer Menschen auf die Modernisierungstendenzen des Individualismus und der Globalisierung zu verstehen – genau dieselben Tendenzen, die auch die Theorien von der muslimischen Überfremdung und die entsprechenden Bewegungen in den westlichen Ländern hervorbrachten. Dies sind Kämpfe innerhalb von Kulturen, nicht zwischen Kulturen, und in einem erheblichen Umfang sind sie das Ergebnis der – von Muslimen wie von Nichtmuslimen gehegten – falschen Überzeugung, die Welt sei in fest umrissene und einander unversöhnlich gegenüberstehende »Kulturen« aufgeteilt. Die größere Bedrohung geht nicht von diesen Einwanderern selbst aus, sondern von unserer Reaktion auf sie.

    

  


  
    
      


      II Halbmond-Fieber: Kurze Geschichte einer Idee


      Anders Breivik loggte sich kurz nach der Mittagszeit in seinen Computer ein und rief mithilfe eines Memorysticks das Word-Dokument auf, das er spät am vorhergehenden Abend zu Ende formatiert hatte. Nach dreijähriger Schreibarbeit, zuerst im Haus seiner Mutter und dann in dem Bauernhaus, das er für dieses Projekt angemietet hatte, umfasste es 1518 eng beschriebene Seiten, und auf dem Titelblatt prangte ein rotes Kreuz des Tempelritter-Ordens. Er scrollte bis zur Seite 1472, schrieb: »Dies wird wohl mein letzter Eintrag ein. Es ist jetzt Freitag, der 22. Juli, 12.51 Uhr«, verschickte den Text an eine Mailingliste, die hauptsächlich aus seinen Facebook-Freunden bestand, und meldete sich ein letztes Mal ab.


      Dann zog er die figurbetonte Polizeiuniform aus Lycra an, die er mit obsessiver Freude eigenhändig geschneidert hatte, machte seine Waffen einsatzbereit, setzte sich in einen gemieteten VW-Bus und fuhr umsichtig zum zentralen Regierungsgebäude in Oslo. Die Wachleute sahen die Polizeiuniform und beachteten den kastenförmigen Wagen kaum, der da im vorderen Hof abgestellt wurde. Breivik war fünf Minuten zu Fuß gegangen und mehrere Häuserblocks entfernt, als der Zünder die Sprengkapsel hochgehen ließ. Als ihn die Druckwelle erreichte, drehte er sich nicht um, hielt auch nicht inne, sondern ging zügig zu einem Fiat-Lieferwagen, den er am Vortag in der Innenstadt geparkt hatte, und machte sich auf den Weg zur Insel Utøya im Tyrifjord, einem der größten norwegischen Binnenseen unweit von Oslo. Dutzende von Rettungs- und Polizeifahrzeugen kamen ihm entgegen, als er die Stadt in westlicher Richtung verließ. Die Retter kümmerten sich um die Toten und Verletzten und sicherten die durch die Bombe beschädigten Gebäude. Dies geschah mitten in den Sommerferien, zu einer Zeit, in der die meisten Bewohner die Hauptstadt verlassen, deshalb war sich Breivik sicher, dass die Not- und Rettungsdienste unterbesetzt und nicht in der Lage sein würden, auf eine weitere Krisensituation rasch zu reagieren. Das gehörte zu seinem Plan.


      Eine Stunde später, an Bord der Fähre nach Utøya, zeigte er ein gefälschtes Polizeiabzeichen vor und erklärte, man habe ihn auf die Insel geschickt, um die dort im Jugend-Sommerlager der regierenden Sozialdemokratischen Partei versammelten Teenager und jungen Erwachsenen über die Tragödie zu informieren, die sich an diesem Nachmittag in Oslo abgespielt habe. Viele Teilnehmer dieses Ferienlagers hatten Familienangehörige und Freunde, die in dem Regierungsgebäude arbeiteten, also klang das wie eine plausible Erklärung, auch wenn die Uniform dieses Mannes ein bisschen zu extravagant war und sein Auftreten allzu nervös wirkte.


      Breivik betrat die winzige Insel und marschierte entschlossen durch den leichten Nieselregen in Richtung des Klubhauses, wo 200 Kinder und Jugendliche darauf warteten, dass der Regen aufhörte. Auf dem Rasen vor dem Haus rief er: »Kommt alle raus. Ich habe eine wichtige Nachricht zu dem Bombenanschlag von heute Nachmittag.« Als die Menschen dieser Aufforderung nachkamen und aus dem Haus traten, eröffnete er das Feuer. Sein erstes Opfer war die 45-jährige Mutter zweier Kinder, die ihm den Weg vom Bootsanleger zum Klubhaus gezeigt hatte, und dann tötete er Dutzende junger Freizeitteilnehmer. Als sich die Menschen ins Haus flüchteten, warf er Rauchbomben, um sie wieder herauszutreiben, und schoss weiter. Dann ging er um das Haus herum zum Zeltlager, durchsuchte systematisch ein Zelt nach dem anderen und schoss auf alle Jugendlichen, die er dort entdeckte. Anschließend ging er den Uferpfad am anderen Ende der Insel ab und schoss in die Gruppen fliehender Jugendlicher hinein. Viele sprangen von Felsen, um ihm zu entkommen, einige landeten im eiskalten Wasser, schwammen oder duckten sich in Höhlen, andere wurden beim Sturz auf das felsige Ufer zerschmettert. Breivik schoss mit einem Schnellfeuergewehr ins Wasser, um die Schwimmer zu töten, und jagte die Teenager, die sich am Strand verbargen. Einmal lief eine Gruppe von Jugendlichen auf ihn zu im Glauben, ein Polizist sei gekommen, um sie vor dem Amokschützen zu retten. Er schoss sie nieder, und ihre entsetzten Freunde mussten das aus ihren Verstecken mit ansehen.


      Breiviks Massaker dauerte fast 90 Minuten, bis er schließlich mit seinem Handy den Polizeinotruf wählte und erklärte, er werde sich jetzt ergeben. Auf der Insel Utøya starben 69 Menschen, die jüngsten von ihnen waren erst 14 Jahre alt. Die Autobombe in Oslo tötete weitere acht Menschen. Über 150 Menschen wurden schwer verletzt. Innerhalb weniger Stunden nach Bekanntwerden des Attentats kursierten bereits Kopien seines 1518-Seiten-Traktats im Internet. Ich erhielt mein Exemplar von einem Mitglied seiner Facebook-Liste bei meiner Ankunft in Oslo. Mir ging es wie vielen anderen Menschen auch, der Titel verwirrte mich zunächst: 2083: A European Declaration of Independence (2083: Eine europäische Unabhängigkeitserklärung).1 Ich musste mich durch Hunderte von Seiten arbeiten, bis ich schließlich auf die detaillierte Erklärung stieß. Breivik teilte die gängige falsche Vorstellung, die Muslime würden eines Tages die Bevölkerungsmehrheit in Europa stellen, und behauptete, dieser Schwellenwert würde um das Jahr 2080 herum erreicht werden. Dann, so behauptete er, würden sie natürlich ihre eigenen Vorstellungen von Regierungsführung durchsetzen wollen, in Übereinstimmung mit ihren religiösen Geboten, und die christlichen und jüdischen Bewohner des Kontinents unterjochen. Ins Jahr 2083 fällt, wie es der historische Zufall will, auch der 400. Jahrestag der Schlacht am Kahlenberg, mit der die zweite Belagerung Wiens beendet und der Vormarsch des Osmanischen Reiches in Richtung Mitteleuropa von einer vereinigten christlichen Streitmacht gestoppt wurde. Breiviks Manifest vertrat die Ansicht, Europa sehe sich jetzt einem ähnlichen Angriff gegenüber, und rief zu einer Wiederholung jener Schlacht auf.


      Nach seiner Vorstellung sollten seine Attacken in Oslo und auf Utøya die Eröffnungssalve in diesem größeren Krieg sein, ein pseudowagnerianischer Ruf zu den Waffen für Mitstreiter in der Auseinandersetzung mit denjenigen, die »Eurabien« Wirklichkeit werden ließen. Seine ersten Ziele, ausgewählt nach der angestrebten maximalen Wirkung, mit der ein muslimischer Angriff abgewehrt werden könnte, waren die Menschen, die er als »Verräter der Kategorie A und B« bezeichnete: die Politiker, die muslimische Einwanderung zuließen und aktiv dazu ermutigten, die »selbstmörderischen Humanisten« und die »weltweit tätigen Kapitalisten«, die die Anwesenheit von Muslimen in Europa duldeten. Durch die Ermordung jugendlicher Mitglieder der Arbeiterpartei hoffte er eine Generation toleranter Politiker auszulöschen. (In Wirklichkeit betreibt Norwegen unter den europäischen Ländern eine eher strenge Einwanderungspolitik und hat auch eine der kleinsten muslimischen Gemeinden Europas.)


      Gegen Ende seines Dokuments lieferte Breivik den Textvorschlag für seine Verteidigung vor Gericht: »Die Menschen, wegen deren Exekution ich rechtswidrig angeklagt werde, sind allesamt Verräter der Kategorie A und B«, schrieb er. »Sie unterstützen die unter der Bezeichnung Multikulturalismus bekannte antieuropäische Hassideologie, eine Ideologie, welche die Islamisierung und die islamische demografische Kriegführung erleichtert. Die von mir exekutierten Verräter der Kategorie A und B wurden in Notwehr durch einen Präventivschlag getötet. Sie wurden des Hochverrats für schuldig befunden und zum Tode verurteilt. […] Mir muss der Nachweis gestattet werden, dass ich diese Verräter exekutierte, um zu verhindern, dass sie weiterhin zu den fortdauernden Prozessen des kulturellen und demografischen Völkermords und der Auslöschung beitragen.«


      Dieser Text war haarsträubend. Ein großer Teil des Dokuments schien jedoch verblüffend normal und auf irritierende Art vertraut zu klingen, wenn man erst einmal damit anfing, sich durch die üppigen pseudomittelalterlichen Verschnörkelungen hindurchzuwühlen. Die gewalttätige Sprache und die Beschwörung einer neuen »Tempelritter«-Armee in den Schlussabschnitten waren natürlich untrügliche Kennzeichen eines ausgeprägten Extremismus und einer denkbaren Geisteskrankheit. Aber auf dem Weg zu jenem Sprung ins kriminell Absurde war Breivik einer Denkweise gefolgt, die im Jahr 2011 bereits zum gesellschaftlichen Mainstream geworden war – zu einem argumentativen Muster, das mindestens schon seit einem Jahrzehnt seinen Niederschlag auf den Bestsellerlisten und Blogseiten, in Kommentaren und Leitartikeln der Druckmedien sowie bei den 24-Stunden-Nachrichtensendern in Europa und Nordamerika gefunden hatte. Der Kern seines Manifests ist ein überlanger Mischmasch von Ausschnitten aus Büchern, Zeitungskolumnen und Blogs von Autoren, die sehr bekannte Persönlichkeiten der Medienwelt in Großbritannien, Deutschland, den Niederlanden, Kanada und den Vereinigten Staaten sind. Breivik ersann kein einziges neues Argument, er schnitt nur fremdes Gedankengut aus, klebte es zusammen und zog seine eigene, gewalttätige Schlussfolgerung daraus.


      Hier, in diesem von einem Terroristen zusammengestellten Manuskript, fand sich die Geschichte einer Idee. Auf diesen Seiten konnte die Vorstellung von der »muslimischen Flut« nachverfolgt werden, von ihrem ersten Auftauchen in randständigen Veröffentlichungen in den letzten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts über ihren Aufstieg in immer weniger obskuren Büchern und Filmen in den Jahren nach der Jahrtausendwende bis in die Machtzentralen der europäischen und amerikanischen Politik. Eine große Gruppe von Autoren und führenden Politikern, die es besser hätten wissen sollen, machte sich im Lauf dieses paranoiden Jahrzehnts ein Sammelsurium von randständigem Gedankengut, das auf Missdeutungen und Unwahrheiten beruhte, zu eigen.


      Der empörte Gemäßigte


      Man nehme zum Beispiel den amerikanischen Autor Bruce Bawer, eine der in Breiviks Manifest häufiger zitierten Quellen. Der Massenmörder lobt Bawers Bücher als wichtige Anregungen. Bawer, alles andere als ein eingefleischter Rassist oder sektiererischer Politiker, war jahrzehntelang als begabter Essayist bekannt, der über Lyrik, Prosa und Filme schrieb. Seine scharfsinnigen Texte über John Fowles’ Romane oder David Lynchs Drehbücher erschienen regelmäßig in konservativen Mainstream-Zeitschriften wie The New Criterion und The American Spectator. Sein erstes bedeutendes Buch, A Place at the Table: The Gay Individual in American Society, trat für die Rechte der Homosexuellen und die gleichgeschlechtliche Ehe ein und orientierte sich in seiner Argumentation an der politischen Mitte. Sein zweites Buch, Stealing Jesus: How Fundamentalism Betrays Christianity, war die Attacke eines gemäßigten homosexuellen Christen auf evangelikale Exzesse, mit der er den Standpunkt vertrat, nicht der wütende Extremismus der evangelikalen US-Fernsehprediger, sondern sein nicht fundamentalistischer Glaube, der einem Mittelweg folge, sei das »wahre Christentum«.2


      Bawer war 1999 nach Amsterdam umgezogen (und lebte zum Zeitpunkt von Breiviks Mordtaten in Oslo). Nach den Anschlägen am 11. September 2001 veränderte sich seine Grundhaltung. Nach Bawers eigener Darstellung war er – ein homosexueller, in Amsterdam lebender Mann – von den homophoben und antiliberalen Stimmen der extremeren muslimischen Geistlichen nach den Anschlägen in New York und Washington nachhaltig schockiert. In While Europe Slept: How Radical Islam is Destroying the West From Within und anderen Büchern beschrieb er wiederholt und in übertriebener Manier den extremistischen Randbereich des Islam als dessen wahre (und im Allgemeinen einzige) Erscheinungsform. Seine Bücher wurden in den Vereinigten Staaten gut aufgenommen, in Mainstream-Blättern wie dem Wall Street Journal auf der Kommentarseite zitiert und gelobt und fanden auch beim Fernsehsender Fox News Erwähnung. Im Schlusskapitel von While Europe Slept vergleicht er unter der Überschrift »Europe’s Weimar Moment« das heutige Europa mit Deutschland während Hitlers politischem Aufstieg. Die Muslime übernehmen hierbei die Rolle der Nationalsozialisten, und die unvermeidliche Schlussfolgerung lautet: »Man kann sich kaum vorstellen, dass Amerikaner viel zur Rettung Europas vor seinem gegenwärtigen Schicksal tun könnten, wenn es nicht einen weiteren D-Day gibt.« In einem Blog vom Januar 2007 spitzte Bawer diese Denkrichtung mit Worten, die zu seinem berühmtesten Zitat werden sollten, weiter zu: »Für die politisch Verantwortlichen in Europa gibt es einen eindeutigen Weg aus diesem Albtraum« der muslimisch-extremistischen Hegemonie, schrieb er. »Sie haben Armeen. Sie haben Polizisten. Sie haben Gefängnisse.«


      Bawer war empört über Breiviks Anschläge, aber nicht nur weil sie eine groteske Gräueltat waren. Die Morde hatten seiner Ansicht nach auch noch Schande über eine wichtige Bewegung gebracht. Im Wall Street Journal schrieb Bawer zwei Tage nach den Morden: »Als bekannt wurde, dass diese Terrorakte das Werk eines gebürtigen Norwegers waren, der glaubte, er führe damit einen Schlag gegen den heiligen Krieg und seine Unterstützer, war mir sofort klar, dass diese Gewalttat einem dringenden Anliegen einen schweren Schlag versetzen wird.« Aus dem norwegischen See wurden noch Leichen geborgen, als Bawer die Gelegenheit nutzte, um den im 2083-Manifest vorgetragenen Argumenten beizupflichten: »Die erste Hälfte, in der [Breivik] die kulturelle Elite Europas anklagt, weil sie es zulässt, dass der Islam in Europa Wurzeln schlägt, macht deutlich, dass er hochintelligent und sowohl in europäischer Geschichte wie auch in moderner Ideengeschichte sehr belesen ist«, schrieb er und fuhr fort: »Es besteht Grund zu tiefer Besorgnis wegen all dieser Dinge und außerdem zu dem Wunsch, dass sich die Regierungschefs ihrer energisch annehmen mögen.« Breivik empfinde »eine berechtigte Sorge wegen ernsthafter Probleme«, fuhr Bawer fort, auch wenn seine Lösung »unaussprechlich böse« sei.


      Bawers Haltung verhärtete sich in den Monaten nach den Anschlägen weiter. Er veröffentlichte 2012 ein schmales Büchlein, in dem er die Reaktion der »linkslastigen Kulturelite« und der internationalen Medien auf die Anschläge scharf kritisierte und beide Zielgruppen seiner Kritik als »Apologeten des radikalen Islam« bezeichnete. Das Buch trägt bezeichnenderweise den Titel The New Quislings, nach Vidkun Quisling (1887–1945), dem Anführer der norwegischen Nazi-Kollaborateure. Darin behauptet Bawer explizit, dass Menschen, die eine Einwanderung aus Gebieten mit muslimischer Mehrheit zulassen, sich ähnlich verhalten würden wie diejenigen Menschen, die es zuließen, dass Hitler ihr Land besetzte. Die Regierung und die Medien sind, in Bawers Argumentation, Verräter der Kategorie A und B.


      Die Mutter Eurabiens


      Versucht man herauszufinden, wer oder was ansonsten vernünftige Menschen wie Bawer veranlasst haben könnte, sich in wutschnaubende Extremisten zu verwandeln, die sich gegen die muslimische Flut stemmen, stößt man immer wieder auf dieselbe kleine alte Frau. Sie ist die großmütterliche Inspirationsquelle von Autoren und Aktivisten, die Erfinderin des Wortes »Eurabien«, sie prägte das beliebte, von zornigen Bloggern verwendete Schmähwort dhimmitude und ist die in weiten Kreisen anerkannte Matriarchin der Bewegung. Nahezu jedes seit dem 11. September verfasste Buch über die »muslimische Flut« hat sich bei den Schriften von Gisèle Littman bedient, einer autodidaktisch gebildeten, in Ägypten geborenen Autorin schweizerisch-englischer Herkunft, die unter dem Künstlernamen Bat Ye’or (hebräisch für »Tochter des Nils«) publiziert.


      Das berühmteste Buch von Bat Ye’or – das Werk, dessen Titel ein neues Kurzwort in den aktiven Sprachgebrauch einführte und letztlich auf eine ganze Bewegung wie ein Katalysator wirkte – heißt Eurabia: The Euro-Arab Axis, erschien im Jahr 2005 und entwickelte sich in den Jahren nach den Anschlägen vom 11. September zum Überraschungserfolg. Konservative und populäre Historiker wie Niall Ferguson (der es als »prophetisch« bezeichnete) und Sir Martin Gilbert priesen es (Letzterer sagte, es helfe, den Nachweis zu führen, dass »die europäische Idee von der islamischen Feindseligkeit gegenüber der Ethik und den Werten Europas«3 untergraben werde). Man könnte deshalb zu der Annahme neigen, dass dieses Buch ein glaubwürdiges Plädoyer für die islamischen Ambitionen in Europa bietet. Das vermeintliche düstere Herzstück des Buches ist allerdings nichts, was islamischer oder arabischer Herkunft wäre, sondern eher ein obskures, in Brüssel angesiedeltes Komitee, das sich »Euro-Arab Dialogue« (Europäisch-Arabischer Dialog) nennt.


      Der Europäisch-Arabische Dialog war in der wirklichen Welt ein von der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, der Vorläuferin der Europäischen Union, im Jahr 1973 ins Leben gerufener Gesprächskreis, der im Gefolge des Jom-Kippur-Krieges und des von den OPEC-Staaten verhängten Erdölboykotts die diplomatischen Beziehungen zu den arabischen Staaten verbessern sollte. Die ursprünglichen Ziele – den Nahost-Friedensprozess zu unterstützen und die Handelsbeziehungen im Mittelmeerraum zu verbessern – wurden nicht erreicht, was vor allem daran lag, dass den Europäern ein ökonomisches Forum vorschwebte, während die Araber politische Ziele verfolgten.4 Bereits im Jahr 1979, nach nur vier Zusammenkünften, wurde der Gesprächskreis ausgesetzt. Zwei Versuche zu seiner Wiederbelebung in den Jahren 1990 und 2008 wurden allgemein als Fehlschläge empfunden. Das Gremium hatte niemals irgendeine Art von politischer Macht und übt keinerlei politischen Einfluss aus. Es wurde so einhellig als unbedeutend empfunden, dass es von zwei späteren Versuchen, die Beziehungen zwischen Europa und seinen Nachbarn im Nahen Osten und in Nordafrika zu verbessern, überlagert wurde: vom Barcelona-Prozess der EU (1995) und von der vom damaligen französischen Präsidenten Sarkozy im Jahr 2008 angeregten Union für den Mittelmeerraum.1


      In Gisèle Littmans Vorstellungswelt setzen dieses verschlafene Komitee und seine Nachfolgeeinrichtungen jedoch eine islamische Übernahme des gesamten europäischen Kontinents ins Werk. Der Europäisch-Arabische Dialog, schreibt sie in Eurabia, »war die Vorhut zur Einleitung einer Konvergenz zwischen Europa und den islamischen Staaten Nordafrikas und des Nahen Ostens […], einer neuen Einheit – mit politischen, wirtschaftlichen, religiösen, kulturellen und medialen Bestandteilen –, die Europa durch mächtige Regierungslobbys übergestülpt wird. […] Daraus entwickelt sich dann eine neue eurabische Kultur mit einem eigenen Dogma und eigenen Predigern, Axiomen und Vorschriften.« Dieser politische Dialog, sagt sie, sei einer »der wichtigsten Schritte eines Umwandlungsprozesses, der in Europa bereits begonnen hat, der Geburt einer dhimmi-Zivilisation: Eurabien.« Als Beleg für diese Behauptung hat sie nicht mehr zu bieten als eine dünne Suppe von Annahmen, die sie mit unauffälligen Zitaten aus Komiteeberichten verknüpft. Mehr war nicht vonnöten, um ihr bei einer ganzen Generation von Autoren, Aktivisten und Politikern große Glaubwürdigkeit zu verschaffen.


      Littman hatte sich ihren Ruf mit den zuvor veröffentlichten »Bat Ye’or«-Büchern erarbeitet, einer Serie von Amateur-Geschichtswerken über den Nahen Osten, die harte Schilderungen der Unterdrückung und Erniedrigung bot, die Christen und Juden vom 7. bis zum Ende des 20. Jahrhunderts unter islamischen Regimen zu erleiden hatten. Littman selbst stammte aus einer Familie ägyptischer Juden, die in den 1950er-Jahren nach Europa geflohen waren. Diese Erfahrung muss sie dazu inspiriert haben, das Wort dhimmi, einen neutralen arabischen Begriff für religiöse Minderheiten, deren Präsenz in islamischen Staaten toleriert wurde (wenn auch zuweilen unter groben Auflagen), zur dhimmitude weiterzuentwickeln, ihrem düster-bedrohlichen Ausdruck »für unterworfene, nicht muslimische Einzelpersonen oder Völker, [die] die restriktive und erniedrigende Unterordnung unter eine aufsteigende islamische Macht akzeptieren, um der Versklavung oder dem Tod zu entgehen« – in der gesellschaftlichen Praxis ist damit auch jeder Mensch gemeint, der muslimische Einwanderer toleriert oder ihre Religion anerkennt. Das Wort wird heute von antimuslimischen Bloggern und ihren Anhängern immer wieder benutzt, um Kritiker oder liberal gesinnte Menschen des Ausverkaufs im Geist Eurabiens zu bezichtigen. So populär diese Vorstellung online auch sein mag, fehlt es ihr dennoch an Glaubwürdigkeit. Selbst Bernard Lewis, der auf den Nahen Osten spezialisierte Historiker, der sich sehr kritisch über den zeitgenössischen Islam geäußert hat, verwarf die dhimmitude als eine historische »Legende«, vergleichbar der spiegelbildlich zu sehenden islamischen Legende von einem »goldenen Zeitalter«, in dem Harmonie zwischen den vielen Glaubensrichtungen herrsche. Lewis schrieb: »Beide Legenden enthalten, wie so viele andere Mythen, bedeutsame und wahre Elemente, und die historische Wahrheit befindet sich am üblichen Ort, irgendwo in der Mitte zwischen den Extremen.«5


      Littman ist allerdings keine Historikerin, sondern eine radikale Aktivistin. Das wurde Mitte der 1990er-Jahre überaus deutlich, als sie sich erstmals öffentliches Ansehen erwarb, indem sie ihre dhimmitude-Argumente zur Unterstützung der serbischen Sache in Bosnien einsetzte. In einer Reihe von Interviews und Vorträgen vertrat sie den Gedanken, von der muslimischen Bevölkerungsmehrheit, die damals von serbischen Milizen angegriffen wurde, gehe bei diesem Krieg die wahre Bedrohung aus, während ihre Angreifer in Wirklichkeit »serbische Widerstandsbewegungen« seien, die sich gegen »die allmähliche muslimische Durchdringung Europas«6 richteten. Im Jahr 1995 hielt sie einen Vortrag vor der Lord-Byron-Stiftung für Balkanstudien, einer von Srjda Trifković beherrschten Gruppe, dem Berater und Sprecher von Radovan Karadžić. Dieser bosnisch-serbische Kriegsherr hatte wenige Monate vor diesem Vortrag das Massaker von Srebrenica organisiert. Littman unterstützte in ihrer Rede die von radikalen Serben vorgebrachten Argumente. Nach diesen Vorstellungen betrieben die Muslime in Bosnien und im Kosovo eine jahrhundertealte Verschwörung zur Übernahme Europas. Littman sagte: »Plötzlich bot sich in der gegenwärtigen Krise in Jugoslawien eine neue Chance für die Wiederbelebung [der Verschwörung] in einem multireligiösen muslimisch-bosnischen Staat. […] Abermals ein muslimischer Staat im Herzen Europas. Und wir kennen den Rest, die Leiden, das Elend, die Schrecken des Krieges.«


      Dieser unappetitliche Hintergrund hat Dutzende von Autoren und Journalisten nicht daran gehindert, Littmans nebulöse Verschwörungstheorie zu übernehmen. Oriana Fallaci (1929–2006) nahm in der letzten Episode ihrer journalistischen Laufbahn das Argument von Bat Ye’or begierig auf und verschärfte die Gangart noch: »Europa ist nicht mehr Europa, es ist ›Eurasien‹, eine Kolonie des Islam, in der die islamische Invasion nicht nur im physischen Sinn voranschreitet, sondern auch in geistiger und kultureller Hinsicht«, sagte sie 2005 dem Wall Street Journal. Allerdings hatte sie die demografischen Behauptungen, die hinter dem Argument der »muslimischen Flut« standen, bereits auf die allergröbste Art übernommen, als sie in ihrem 2001 zunächst in Italien erschienenen Bestseller La rabbia e l’orgoglio (dt.: Die Wut und der Stolz, 2002) schrieb, dass sich die »Söhne Allahs vermehren wie die Ratten«.


      Sprachgebrauch dieser Art schien nach den Anschlägen des 11. September eine neue Berechtigung zu haben. Vielen Menschen fiel es in dem von Angst und Misstrauen geprägten gesellschaftlichen Klima jener Jahre schwer, zwischen islamischem Terrorismus und einfachen Muslimen zu unterscheiden. Und hier erhob sich nun eine – auf ein solches Ereignis umfassend vorbereitete – Stimme, die lauthals verkündete, einen solchen Unterschied habe es nie gegeben. Die unmittelbarste Wirkung von Littmans Œuvre bestand darin, dass sie eine Reihe von extremistischen Blogs inspirierte, die mit ihren Neologismen durchsetzt waren: Der vom amerikanischen Aktivisten Edward (Ned) May gegründete Blog »Gates of Vienna« warnte vor einem »weltweiten Dschihad«, rief zur Vertreibung aller Muslime aus Europa auf und unterhielt enge Beziehungen zu Breiviks Freunden und Unterstützern. Dann waren da zum Beispiel noch »Atlas Shrugs«, betrieben von der Amerikanerin und antimuslimischen Unruhestifterin Pamela Geller (Autorin von Büchern wie Stop the Islamization of America: A Practical Guide to the Resistance), und »Jihad Watch«, betrieben von dem Provokateur Robert Spencer, dem Autor so denkwürdiger Bücher wie The Truth About Mohammed: Founder of the World’s Most Intolerant Religion.


      Solche schrillen Botschaften, denen sich in den zornigen Jahren des Irak-Kriegs einschlägig bekannte, gegen Einwanderung und Muslime wetternde amerikanische Stimmen wie Daniel Pipes und Patrick Buchanan anschlossen, erlebten einen langsamen Aufstieg von den extremistischen Randbereichen des Internets in angesehenere Kreise und spielten schließlich, nach dem Ende von George W. Bushs Präsidentschaft, eine einflussreiche Rolle in der Tea-Party-Bewegung innerhalb der Republikanischen Partei. Auf diesem Weg nahmen sie eine Reihe älterer, noch wirkungsmächtigerer Ängste in ihre Argumentation auf.


      Der Selbsthass des Westens


      »Kann man mit anderen Leuten noch dasselbe Europa haben?« (»Can Europe be the same with different people in it?«) – diese neun Worte des Financial-Times-Kolumnisten Christopher Caldwell, die auf dem Cover der vielen Auflagen seines 2009 erschienenen Buches Reflections on the Revolution in Europe: Immigration, Islam and the West zu lesen sind, bieten eine prägnante Zusammenfassung der Ängste, unter denen die Bewegung, die an eine muslimische Flut glaubt, leidet. Und sie sind eine bündige Demonstration der grundsätzlichen Unlogik ihrer Argumente. Diese neuen Einwanderer sind schließlich, wie wir im folgenden Teil des Buches sehen werden, auch nicht ausgeprägter »anders« als frühere, größere Wellen religiöser Minderheiten, die heute unter der Bevölkerung der meisten westlichen Länder anzutreffen sind. Doch genau das hat sich zur gängigen Meinung über muslimische Einwanderer entwickelt: Sie sind anders, und sie werden uns zwingen, anders zu sein.


      Caldwells Argumentation ist insofern neu, als er nicht einfach behauptet, die Muslime planten, den Westen zu übernehmen. Stattdessen gibt er uns die Schuld und bezieht sich dabei in erster Linie auf den moralischen und geistigen Zusammenbruch der westlichen Gesellschaften. »Die spirituelle Geschmacklosigkeit, die islamische Einwanderer in den modernen westlichen Ländern wahrnehmen, ist nicht eingebildet«, schreibt Caldwell gleich zu Beginn. »Bei der Bewahrung der eigenen Kultur ist sie vielleicht Europas größte Belastung.« Wie die früheren antimuslimischen Autoren sieht auch Caldwell die Muslime als illoyale Neuankömmlinge, die den Westen überschwemmen werden und deren Glaube sich besser als Ideologie beschreiben lässt: »Man stelle sich vor, der Westen hätte auf dem Höhepunkt des Kalten Kriegs einen massenhaften Zustrom von Einwanderern aus kommunistischen Ländern aufgenommen, die sich nicht entscheiden konnten, welche Seite sie unterstützen sollten. […] Zur Zeit spielt sich etwas Ähnliches ab.« Aber er fügt diesem Gedanken etwas Neues hinzu: Bewunderung, ja sogar Neid auf die spirituelle Stärke und den organisatorischen Zusammenhalt der Muslime und eine entsprechende Angst vor dem Verschwinden solcher Eigenschaften im Westen. Sein Buch bezieht seine Stärke – wie so viele andere Veröffentlichungen der letzten Jahre – aus der Wiederbelebung zweier mächtiger, lange Zeit ruhender Vorstellungen.


      Die erste ist der Kampf der Kulturen. Als Samuel Huntington diesen Begriff mit seinem Buch Kampf der Kulturen: Die Neugestaltung der Weltpolitik im 21. Jahrhundert (1996) kurz nach dem Ende des Kalten Krieges wieder in unseren Sprachgebrauch einfließen ließ, klang sein Argument in vernünftigeren Ohren wie eine moderne Wiederbelebung der mittelalterlichen Vorstellung von rivalisierenden religiösen Reichen – ein Szenario, das vom jahrhundertelangen kulturellen Zusammenwachsen und wirtschaftlichen Verbindungen in den Hintergrund gedrängt worden war. Doch nach dem 11. September gefiel die Vorstellung von monolithischen, nicht zueinander passenden »Kulturen« plötzlich den islamischen Extremisten im Osten genauso gut wie den islamfeindlichen Autoren und Politikern im Westen. Unter radikalen Islamisten wie unter radikalen antiislamischen Kräften sprach man jetzt wieder gerne von einem spirituellen Niemandsland zwischen zwei klar voneinander zu unterscheidenden Blöcken der Menschheit.


      Die zweite verführerische Vorstellung ist der Untergang des Abendlandes. Schon bevor Oswald Spenglers 1918 und 1922 in zwei Bänden erschienener Bestseller diesen Begriff in unseren Sprachgebrauch einführte, sprach man in bestimmten konservativen Kreisen in wirtschaftlich oder militärisch schwierigen Zeiten gerne davon, die Gesellschaften der westlichen Länder hätten ihn mit ihrem »moralischen Niedergang« selbst herbeigeführt – meist war das eine Anspielung auf die durch den Einfluss der Aufklärung geschwundene Macht der Kirche.


      Dieses Ideengemisch – Zivilisationskritik und Untergangsvorstellung – gab dem Argument von der muslimischen Flut einen kräftigen neuen Impuls der Selbstbezichtigung für Europäer (und manchen Amerikanern ein starkes Gefühl der Bedrohung, das sich nicht nur auf islamische Glaubensüberzeugungen, sondern auch auf die rückgratlose europäische Säkularisierung bezog). »Europa wird, so viel ist sicher, aus seiner Konfrontation mit dem Islam verändert hervorgehen«, schreibt Caldwell, der sowohl die Aufklärung als auch die Befreiungsbewegungen der 1960er-Jahre als schreckliche Fehler empfindet, die einen Zusammenbruch des europäischen Christentums verursachten und zu postmoderner Dekadenz führten. »Wenn eine unsichere, formbare und relativistische Kultur auf eine Kultur trifft, die einen festen Halt hat, zuversichtlich ist und durch gemeinsame Grundsätze gestärkt wird, verändert sich im Allgemeinen die Erstere mit dem Ziel, sich der Letzteren anzupassen.«


      Caldwell formulierte die höfliche Version dieses Arguments, aber es gab auch Autoren, die eine direktere Ausdrucksweise wählten. Eines der erfolgreichsten britischen Bücher seit der Jahrtausendwende war Londonistan aus der Feder der Daily-Mail-Kolumnistin Melanie Phillips. Sie brachte zunächst das ziemlich plausible Argument vor, London sei zu einer Brutstätte des islamistischen Terrors geworden (was zu Beginn des ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts mit Sicherheit zutraf), schob dann aber die Behauptung nach, die Mehrheit der britischen Muslime befürworte den Dschihad und die Scharia. Großbritannien sei »ausgehöhlt« worden, schrieb Phillips, und zwar durch »den von säkularen Nihilisten inszenierten Angriff auf die jüdisch-christlichen Werte des Landes, […] eine ausschweifende und unordentliche Kultur der sofortigen Befriedigung von Bedürfnissen, mit sich auflösenden Familien, zügellosen Kindern und Gewalt, Verkommenheit und Vulgarität auf den Straßen.« Nach Phillips’ Überzeugung hat uns unsere säkulare Unmoral den islamischen Radikalismus eingebracht.


      Wenn Caldwell der kühl argumentierende Prediger von der Erbsünde und der bevorstehenden Endzeit ist, dann gibt der Kanadier Mark Steyn seinen Chorleiter in der komischen Oper. Steyn war jahrzehntelang ein angesehener Autor, der über das Musiktheater schrieb und Bücher wie Broadway Babies Say Goodnight veröffentlichte. Steyn vollzog – wie Bruce Bawer – nach dem 11. September eine scharfe Kehrtwendung, es zog ihn jetzt in die Gefilde des eher ätzenden (und lukrativen), mit Sarkasmus durchsetzten politischen Kommentars. Im Wall Street Journal, im kanadischen Nachrichtenmagazin Maclean’s, durch seine Blogs und in lockerem Tonfall verfassten Bücher schaffte er es in die Schlagzeilen, indem er die in Bat Ye’ors Werken aufgestellten Behauptungen durch griffige Formulierungen popularisierte (»Der Islam ist seinem Wesen nach ein politisches Projekt«) und eine atemberaubende Version der demografischen Behauptung hinzufügte. »Nach einigen Prognosen wird der muslimische Bevölkerungsanteil in den EU-Ländern im Jahr 2025 bei 40 Prozent liegen«, schrieb er in einem Artikel; in mehreren anderen Texten behauptete er, der Kontinent werde bis zum Jahrhundertende eine muslimische Mehrheit haben; in einem weiteren Beitrag vertrat er die Ansicht, dass »Europa seinem politisch-kulturellen Charakter nach innerhalb einer Generation halb islamisch sein wird« oder dass jeder Europäer »unter 40 Jahren – man kann auch 60, wenn nicht sogar 75 sagen – seine Tage nahezu garantiert in einem islamisierten Europa beschließen wird.«


      Die Moderne habe Europa feminisiert und unterwürfig gemacht, trägt Steyn wiederholt vor, und diese Feminisierung habe es zu einem freiwilligen Abgang in die Nichtexistenz geführt. Er schreibt, die Muslime seien dazu bestimmt, die westliche Welt zu übernehmen, weil »sie sich ausgerechnet haben, dass unserer gesamten Zivilisation der Wille fehlt, sie zu vertreiben«. Steyns Werke gefielen Anders Behring Breivik, der sie in seinem Manifest mehrfach zitierte. Steyn ist zwar alles andere als ein Befürworter von Gewalt oder Militarismus, beschließt aber seinen Bestseller America Alone: The End of the World as We Know It mit einer Textpassage, in der er die apokalyptische Sprache des Norwegers vorwegzunehmen scheint: »Wir haben zu lange gekniffen, und das ist einer großen Kultur unwürdig. Die Abwehr des neuen finsteren Mittelalters wird eine harte und anspruchsvolle Aufgabe. Die Alternative wird schlimmer sein.«


      Millionen von ansonsten gemäßigten und vernünftigen Menschen haben diese Bücher gekauft, gerne gelesen und in manchen Fällen auch ihre Argumente gelobt und wiederholt. Ich gehe davon aus, dass die meisten Leser dieser Autoren deren kunstvoll ausgeschmückte Verschwörungstheorien oder düstere Prognosen zur bevorstehenden Katastrophe nicht teilen. Sie suchen eher nach einer Darstellung, die ihnen helfen könnte, sich das verwirrende Erscheinungsbild erkennbar andersartiger muslimischer Gemeinschaften in ihren Städten ebenso zu erklären wie die nahezu gleichzeitig erfolgten Ausbrüche islamistisch motivierter Gewalt, die den Anfangsjahren dieses Jahrhunderts ihr Gepräge gaben. So wie ein auf übler Nachrede beruhendes Misstrauen gegenüber Katholiken und Juden in früheren Generationen von zahlreichen auf haltlosen Übertreibungen beruhenden Büchern genährt wurde, wirken diese vor der »muslimischen Flut« warnenden Werke auf die meisten Leser eher beruhigend, anstatt sie zu den Waffen zu rufen. Eine kleine Minderheit der Leserschaft ließ sich von ihnen jedoch zur Unterstützung einer neuen Art von Politik anregen.


      
        
          1 Diese Initiativen waren weit davon entfernt, als Vorhut einer antiwestlichen Übernahme zu dienen. Israel lobte sie, Oberst Muammar Gaddafi denunzierte sie als Vorlage für den europäischen Imperialismus, und die türkische Regierung lehnte sie als Trick ab, mit dem ihr Land von einer EU-Mitgliedschaft ferngehalten werden solle.

        

      

    

  


  
    
      


      III Die Parteien Eurabiens


      Als ich Geert Wilders zwei Jahre vor Breiviks Mordtaten in Den Haag besuchte, überraschte mich weder sein berüchtigtes Englisch noch sein berühmter blondierter Haarschopf, sondern sein Kunstgeschmack. Die Gemälde, mit denen er seine Büroräume im Parlamentsgebäude schmückte, entsprachen nicht dem, was man vom Vorsitzenden der radikal antimuslimischen Partei für die Freiheit (Partij voor de Vrijheid, PVV) erwarten würde. Das war nicht der heroische, zu Reiterbildern neigende Realismus eines erzkonservativen Revanchisten und hatte auch nichts von den reinen Abstraktionen eines Anhängers der freien Marktwirtschaft. Nein, das war Hippie-Kunst, die Art von Rockmusik-Poster-Fantasmagorien, die unter den Anhängern der Samtenen Revolution beliebt waren, mit barbusigen, nackten Mädchen, die sich auf wundersame Weise in Klaviere verwandelten, regenbogenfarbene Beschwörungen kosmischer Liebe. Und in diesen psychedelischen Artefakten konnte man das Geheimnis seines Erfolgs entdecken: Geert Wilders wurde nicht auf einer Plattform der Intoleranz zum drittmächtigsten Politiker der Niederlande, er rief vielmehr dazu auf, diejenigen nicht zu tolerieren, die ihrerseits die niederländische Lebensart nicht tolerierten. Zufälligerweise sind das ausnahmslos Muslime.


      »Es spielt keine Rolle, welche Hautfarbe oder sexuelle Präferenz die Menschen mitbringen, sie sind in unserer Partei alle willkommen, weil wir auf gar keine Weise diskriminieren«, sagte er mir. Seine Partei kam bei der Parlamentswahl vom Juni 2010 mit Wahlaussagen, zu denen auch die Abschiebung von Muslimen und das Verbot des Korans gehörten, auf einen Stimmenanteil von 15 Prozent. Sie war die erste in einer Reihe antimuslimischer Parteien, die auf dem Höhepunkt der Wirtschaftskrise in Nord-, Mittel- und Westeuropa bedeutende Wahlerfolge erzielten.


      Eine Partei, die sich gegen religiösen Extremismus wende, das klinge offen gesagt vollkommen vernünftig, sagte ich ihm. Ob er seine Botschaft auch auf christlichen religiösen Fanatismus ausweiten würde? Wilders geriet bei diesem Hinweis sichtlich in Rage und erwiderte, hier könne es keinerlei Vergleich geben. »Ich sehe viele Unterschiede zwischen dem Islam und anderen Religionen. Genau genommen sehe ich den Islam nicht so sehr als Religion, sondern als Ideologie. Das Ziel der islamischen Ideologie besteht meiner Ansicht nach darin, die westlichen Gesellschaften zu dominieren und ihrem eigenen Glauben zu unterwerfen, und darin ist sie anders als die anderen Religionen. Der Islam ist nicht einfach ein Ast im Baum der Religionen – sein Platz ist in der Ecke der totalitären Ideologien. Deshalb vergleiche ich ihn mit dem Kommunismus und Faschismus – ich sehe den Vergleich zwischen dem Koran und Mein Kampf.«1


      Anschließend hielt mir Wilders einen Vortrag über das, was er als »al-Hidschra, die islamische Doktrin der Migration« bezeichnet. Nach dieser Doktrin befolgen gläubige Muslime Gebote des Korans, die sie anweisen, in fremde Länder zu ziehen, dort viele Kinder in die Welt zu setzen und als Trojanische Pferde zu agieren mit der Absicht, dereinst kulturell zu dominieren. Diese Vorstellung ist in den Randbereichen der Eurabien-Bewegung populär. Sie hat in erster Linie deshalb keine größere Beachtung gefunden, weil sie mit keinem Wort im Text des Korans belegbar ist und von keinem führenden muslimischen Geistlichen – auch nicht von den radikalen – in Reden oder Schriften befürwortet wurde. Die einzige Ausnahme war der im Oktober 2011 getötete libysche Diktator Muammar Gaddafi, der einst in einer Rede die Muslime aufforderte, Europa durch Migration zu übernehmen. (Gaddafi war alles andere als ein führender Vertreter des Islam, er war hauptsächlich als Verfolger von Islamisten bekannt, die er einsperrte und in großer Zahl umbringen ließ, und außerdem verbot er seinem Volk die Auswanderung.)


      Solche Lücken in seiner Argumentationskette hinderten Wilders nicht daran, ein sehr erfolgreicher Politiker zu werden. »Ich glaube, dass wir in der Lage sind, das, was in diesem Land den Mainstream ausmacht, neu zu bestimmen«, erklärte er mir, und in einem gewissen Umfang war er damit bereits erfolgreich – nicht nur in seinem Heimatland.


      Gegen Ende des ersten Jahrzehnts im 21. Jahrhundert erfuhren die Eurabien-Parteien enormen Zuspruch. In Dänemark wurde die Dänische Volkspartei (Dansk Folkeparti, DF) – deren politische Inhalte oft wie Auszüge aus Breiviks Manifest klingen – mit einem Stimmenanteil von 13,9 Prozent (2007) zur drittstärksten Kraft im Parlament. In Finnland brachten es die noch eindeutiger fremdenfeindlich auftretenden Wahren Finnen (Perussuomalaiset, PS) 2011 auf 19,1 Prozent der Stimmen und wurden ebenfalls zur drittstärksten Fraktion im Parlament. Die Schwedendemokraten (Sverigedemokraterna, SD), deren Programm nahezu ausschließlich antimuslimisch ist, errangen bei den Wahlen von 2010 mit einem Stimmenanteil von 5,7 Prozent ihre ersten Parlamentsmandate überhaupt und zogen mit 20 Abgeordneten in den 349 Volksvertreter zählenden Reichstag ein. Aller landesweiten Empörung über Breiviks Anschläge zum Trotz, hatten auch in Norwegen Ansichten, die denen des Attentäters glichen, den Weg in die Mitte des politischen Spektrums gefunden. Christian Tybring-Gjedde, der Finanzexperte der oppositionellen Fortschrittspartei und deren Vorsitzender im Bezirk Oslo, verfasste 2010 eine wütende Kritik an der Einwanderungspolitik des Landes, in der er muslimischen Einwanderern nachsagte, sie verfolgten »das Ziel, unserer Kultur einen Dolchstoß in den Rücken zu versetzen«, und davor warnte, ihre Anwesenheit werde »unser Land zerreißen«. Und dieser Text entstand, nachdem die Partei ihre radikale Anti-Einwanderungs-Fraktion ausgeschlossen hatte.


      Das norwegische Massaker änderte nichts am Beliebtheitsgrad solcher Ansichten. Eine Woche nach Breiviks Mordtaten besuchte ich Arne Tumyr, einen rechten Aktivisten und ehemaligen Zeitungsredakteur, dessen Gruppe SIAN (Stoppt den Islam in Norwegen) auch von Breivik unterstützt wurde. Er sagte mir, dass er die Aufmerksamkeit begrüße, die die Anschläge für seine Sache geweckt hätten. »Natürlich haben wir nichts mit seinen Gewalttaten zu tun – er gehört keineswegs zu uns«, fügte er eilends hinzu. »Aber diese neue Debatte ist eine große Chance für uns, die Norweger mit der Wahrheit bekannt zu machen, und die lautet: Die Muslime praktizieren keine Religion, sie sind eine politische Fünfte Kolonne, deren Ziel es ist, unseren Teil der Welt zu übernehmen.«


      


      Der zornige Banker


      Keiner dieser politischen Präzedenzfälle konnte es mit dem seltsamen und überdimensionalen Phänomen Thilo Sarrazin aufnehmen. Diese höchst ungewöhnliche Persönlichkeit war zum Zeitpunkt ihres großen Auftritts Vorstandsmitglied der Deutschen Bundesbank, ein führendes Mitglied der SPD und ein Mann, der fast wie eine Karikatur strenger Berliner Mäßigung anmutete. Vielleicht eher aus diesem Grund als wegen des Inhalts wurde Sarrazins Buch Deutschland schafft sich ab: Wie wir unser Land aufs Spiel setzen zum meistverkauften politischen Buch in Deutschland seit der Wiedervereinigung, von dem nach dem Erscheinen Ende August 2010 in wenig mehr als drei Monaten 1,2 Millionen Exemplare abgesetzt wurden. Das ganze Geschehen lief letztlich darauf hinaus, dass ein Vertreter des angesehenen Teils der Linken eine Denkweise über religiöse Minderheiten effektiv wiederbelebt hatte, die sechs Jahrzehnte lang aus dem politischen Gedankengut der Deutschen verbannt gewesen war.


      Sein Bestseller begann mit den einschlägig bekannten Thesen der Eurabien-Literatur, nichts wird ausgelassen, auch nicht der Niedergang des Westens. »Demografisch stellt die enorme Fruchtbarkeit der muslimischen Migranten eine Bedrohung für das kulturelle und zivilisatorische Gleichgewicht im alternden Europa dar«, schrieb Sarrazin. »Ich möchte nicht, dass das Land meiner Enkel und Urenkel zu großen Teilen muslimisch ist, dass dort über weite Strecken türkisch und arabisch gesprochen wird, die Frauen ein Kopftuch tragen und der Tagesrhythmus vom Ruf der Muezzine bestimmt wird.« In Interviews legte er nach und bezichtigte vier Millionen Menschen türkischer Herkunft der Verschwörung: »Die Türken erobern Deutschland genauso, wie die Kosovaren das Kosovo erobert haben: durch eine höhere Geburtenrate.« Die in Deutschland lebenden Türken kamen selbstverständlich nicht als Eroberer, sondern wurden – seit Ende der 1950er-Jahre – dazu eingeladen, dem erheblichen Mangel an un- und angelernten Arbeitskräften abzuhelfen. Und dann, nachdem man die Zuwanderer gebeten hatte, zu bleiben und sich niederzulassen, verweigerte man ihnen fast 40 Jahre lang die Einbürgerung, bis das Staatsbürgerschaftsrecht im Jahr 1999 reformiert wurde. Die Türken, die sich in anderen Ländern gut in die Wirtschaft und das Bildungssystem integriert und mühelos die Staatsbürgerschaft erworben haben, hatten aus diesem Grund in Deutschland Schwierigkeiten.2 Und außerdem haben sie, wie wir noch sehen werden, keine besonders hohen Geburtenraten.


      Sarrazins Werk unterschied sich jedoch von den Regalmetern geistesverwandter Bücher durch die Art und Weise, wie er es mit Theorien von rassisch bedingter Überlegenheit durchwirkte. Er sagte zwar nicht explizit, dass Muslime genetisch unterlegen seien, referierte aber in einer gewissen Ausführlichkeit, dass Juden (die er eher als Rasse denn als multirassische Religionsgemeinschaft oder Kultur wahrnimmt) christlich geprägten Deutschen überlegen seien, denn ihre offensichtlich höheren IQ-Werte seien nicht erziehungs- oder kulturell bedingt, sondern, wie er ausführt, teilweise im Erbgut angelegt. Es blieb zwar der Fantasie der Leserschaft überlassen, wo nun die Muslime auf dieser Leiter der geistigen Fähigkeiten ihren Standort hatten, aber die Wortwahl ließ wenig Spielraum für Zweifel. Sein Kapitel zur »Demografie und Bevölkerungspolitik« trägt den Untertitel »Mehr Kinder von den Klugen, bevor es zu spät ist«, und das berühmteste Zitat aus diesem Buch verkündet, dass die Deutschen es »als unvermeidlich hin[nehmen], dass Deutschland kleiner und dümmer wird«, indem sie die Türken in ihr Land ließen.


      Welche Auswirkungen hatte Sarrazins Buch auf die deutsche Politik? Auf diese Frage gibt es keine eindeutige Antwort. »Selten hat ein Mann den deutschen Diskurs so beeinflusst wie Thilo Sarrazin mit seinem Buch Deutschland schafft sich ab«, schrieb der Spiegel im September 2010. Aber wie dieser Einfluss aussah, ist ungewiss. Er schied als Bundesbank-Vorstandsmitglied ohne Abfindung aus, aber die SPD warf ihn nicht aus der Partei. Bundeskanzlerin Angela Merkel nutzte die Popularität des Buches für ein paar vage Erklärungen zum Islam und zur Einwanderung und für eine Distanzierung vom Multikulturalismus, die Furore machte (obwohl dieser in Deutschland nie praktiziert oder befürwortet worden war). Und beide große Volksparteien räumten letztlich ein, dass Deutschland Millionen von Einwanderern und ihre Nachkommen in einem Niemandsland ohne Staatsbürgerrechte festhielt und dass das Land zugunsten der nächsten Einwandererwelle in geeignete Integrationsprogramme und Initiativen zur Erlangung der Staatsbürgerschaft investieren müsse. In diesem Sinn mag das Buch Deutschland genützt haben. Aber Sarrazin wirkte auch – aufgrund der Popularität seines Buches und wegen seines Ansehens in breiten Bevölkerungskreisen – daran mit, eine Reihe von falschen Vorstellungen im öffentlichen Bewusstsein zu verankern. Das Buch Deutschland schafft sich ab stieß zwar wegen der darin vertretenen Haltung wie auch wegen seines Tons auf massive Kritik, aber die Medien gaben sich nur wenig Mühe, seine falschen Behauptungen über muslimische Einwanderer, ihre Geburtenrate und den Grad ihrer Integration zu korrigieren.


      Als dieses Buch auf dem Höhepunkt seiner Popularität stand, brach auf der anderen Seite des Atlantiks eine sehr ähnliche Kontroverse aus.

    

  


  
    
      


      IV Eine sehr amerikanische Invasion


      In der Familie Aoude gab es nichts, was die Aufmerksamkeit der ganzen Nation hätte auf sich ziehen können. Die 25 Jahre alte Nawal Aoude arbeitet als Atemtherapeutin, und sie und ihr Ehemann Nader, ein 35-jähriger Arbeiter im öffentlichen Dienst, verbringen in Dearborn, Michigan, ihren Alltag mit den üblichen Tätigkeiten und Gewohnheiten des Lebens in einem amerikanischen Vorort: Football, Joggen, Amateurtheater, Religion, Familie, Hypothekenzahlungen, Arbeit. Das bedrohlichste Ereignis in ihrer beider Leben war im August 2011 die etwas schwierige Geburt ihres Sohnes Naseem gewesen.


      Naders Vater war vor einigen Jahrzehnten aus dem Libanon eingewandert und arbeitete in der Autoindustrie von Detroit, ohne irgendeine Art von auffälliger Diskriminierung erdulden zu müssen. Nader und Nawal, zwei vollständig integrierte amerikanische Staatsbürger, hatten keinen Grund, Erfahrungen dieser Art zu fürchten.


      Zum Jahresende 2011 wurden sie jedoch zu Zielscheiben einer organisierten landesweiten Attacke. Das Ehepaar hatte zu einem früheren Zeitpunkt dieses Jahres einem Fernsehproduzenten gestattet, in seinem Haus Aufnahmen für eine Dokumentarserie zu machen, All-American Muslim, die im Kabelsender The Learning Channel das häusliche Alltagsleben mehrerer arabisch-amerikanischer Familien in Dearborn zeigen wollte. Eine Episode protokollierte die Geburt von Naseem und die damit verbundenen Ängste und Aufregungen.


      Die Florida Family Association, eine evangelikale Gruppe, eröffnete die Angriffe, rief zum Boykott auf und prangerte die Sendung als Teil einer islamistischen Verschwörung an. »All-American Muslim ist Propaganda, die eindeutig darauf abzielt, berechtigten und aktuellen Sorgen wegen zahlreicher Muslime entgegenzuwirken, die islamischen Fundamentalismus und das Scharia-Recht befürworten«, erklärte David Caton, der bekehrte Pornografiesüchtige und evangelikale Kreuzzügler, der die Familiy Association leitet. »Die Sendung porträtiert nur Muslime, die wie ganz normale Menschen wirken, nicht gezeigt werden dagegen die vielen islamischen Gläubigen, deren Lebensthemen eine eindeutige und aktuelle Gefahr für Freiheiten und traditionelle Werte darstellen, die der Mehrheit der Amerikaner lieb und teuer sind.«


      Catons Organisation rief zum Werbeboykott auf, zu der Art von Maßnahme, die mit Blick auf den obskuren Hintergrund dieser Gruppe normalerweise ignoriert würde. Doch dieser Aufruf stieß auf Resonanz. Zwei der wichtigsten Werbekunden der Sendung, die Baumarktkette Lowe’s und das Online-Reiseunternehmen Kayak.com zogen ihre Werbeaufträge zurück. Dieser Fall könnte, für sich genommen, als eine der periodisch wiederkehrenden Erschütterungen im Kulturkrieg-Extremismus in Florida abgetan werden, die nun einmal ein fester Bestandteil der politischen Tektonik in den Vereinigten Staaten sind. Das alles ereignete sich allerdings in genau dem Augenblick, in dem Auseinandersetzungen dieser Art über Muslime die nationale Politikbühne betraten und zu einem wichtigen Thema im Präsidentschaftswahlkampf 2012 wurden.


      Newt Gingrich gab bereits 2010 die Richtung vor, und zwar mit einer Rede, an die in der Woche des All-American- Muslim-Boykotts auf der Titelseite der New York Times erinnert wurde. Gingrich hatte dabei vor den Gefahren eines »heimlichen Dschihads« (»stealth jihad«) gewarnt – der Begriff wurde von Robert Spencer geprägt, dem »Jihad Watch«-Blogger und antimuslimischen Aktivisten. »Ich halte die Scharia für eine tödliche Bedrohung für den Fortbestand der Freiheit in den Vereinigten Staaten und der ganzen Welt, wie wir sie heute kennen«, sagte Gingrich im American Enterprise Institute und ließ durchblicken, dies sei in den Vereinigten Staaten, deren Verfassung jede Einmischung der Religion in die Gesetzgebung untersage, von Bedeutung, weil ganz gewöhnliche Muslime insgeheim an einer Verschwörung arbeiteten: »Ich halte das für so einfach und so real. […] Heimliche Dschihadisten bedienen sich politischer, kultureller, gesellschaftlicher, religiöser, intellektueller Mittel; gewalttätige Dschihadisten setzen Gewalt ein. Aber beide Gruppen arbeiten für den Dschihad, und beide versuchen dasselbe Endziel durchzusetzen, nämlich die westliche Zivilisation durch die radikale Einführung der Scharia abzulösen.« Andere Präsidentschaftskandidaten übernahmen dieses Argument, zum Beispiel Rick Santorum (der die heimliche Einführung des islamischen Rechts als »neue existenzielle Bedrohung Amerikas« bezeichnete). Kandidaten, die das – wie Mitt Romney – nicht taten, wurden von der Tea-Party-Bewegung in den Reihen der Republikaner hart kritisiert.


      Woher kam dieser Sprachgebrauch? Politische Debatten in den USA hatten sich ein Jahrzehnt lang auch mit islamischem Terrorismus und Extremismus befasst, aber dieses Thema war neu: Gegen Ende des ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts war die Aussage, ganz gewöhnliche Muslime seien das Problem, in gewissen Kreisen des Establishments und der Politik akzeptabel geworden. Man konnte behaupten, islamische Einwanderer und ihre Nachkommen würden sich möglicherweise illoyal verhalten, und für diese Religion und ihre Anhänger sollten andere Toleranzmaßstäbe gelten als für andere Religionsgemeinschaften. Solche Gedanken, die, wie wir in Teil III noch sehen werden, fast identisch sind mit den Ansichten, die in den USA einst gegen römisch-katholische und jüdische Einwanderer vorgebracht wurden, bewegten sich bis zur Präsidentschaft von George W. Bush noch weit außerhalb der politischen Mitte. Aber nach 2008 geschahen zwei Dinge: Die Republikaner erlebten im Anschluss an Bushs Amtszeit ein Machtvakuum, das neuen, aus dem Spektrum der antimuslimischen Rechten kommenden Kandidaten viel mehr Spielraum verschaffte, und die Autoren und Aktivisten, die vor der muslimischen Flut warnten, hatten ihre Kräfte gebündelt und zogen jetzt erhebliche finanzielle Unterstützung und Medienaufmerksamkeit auf sich.


      Sie waren in vielerlei Hinsicht zu einer organisierten Lobby geworden. Eine Untersuchung des Center for American Progress kam 2011 zu dem Ergebnis, dass Robert Spencer, Pamela Geller und drei weitere sich ehemals im Randbereich bewegende antimuslimische Blogger und Aktivisten in der Zeit von 2001 bis 2009 von sieben konservativen Mainstream-Stiftungen, die solche Stimmen früher nicht unterstützt hatten, insgesamt 42,6 Millionen Dollar an Spendengeldern erhalten hatten. Dieses Geld verschaffte ihnen eine überdimensionale Lobby- und Medienpräsenz. Sie gaben fast 17 Millionen Dollar aus, um 28 Millionen Wähler in Swing-Staaten mit Gratisexemplaren der DVD Obsession: Radical Islam’s War Against the West zu beliefern, mit einem Film also, dessen Aussagen weitgehend identisch mit Breiviks Manifest sind und der Kommentare von Bat Ye’or und geistesverwandten Personen bietet. Die neue Bewegung weckte 2010 das Interesse von Mainstream-Medien während der Kontroverse um die »Ground-Zero-Moschee«, ein geplantes islamisches Gemeindezentrum in Lower Manhattan. Die Empörung war größtenteils das Werk von Robert Spencer und Pamela Geller, die auf der Website Atlas Shrugs bloggen, aber ihr Anliegen fand schon bald die Unterstützung von mindestens vier republikanischen Präsidentschaftskandidaten.1


      Bis der US-Wahlkampf 2012 richtig in Gang kam, hatte es bereits eine unmerkliche, aber deutliche Verschiebung in der öffentlichen Debatte gegeben, die Sprache und Rhetorik betraf. Bis dahin war es für amerikanische Politiker völlig in Ordnung gewesen, islamischen Fundamentalismus und Radikalismus zu benennen und zu kritisieren. Konservative nahmen auch Mainstream-Organisationen und deren Führungspersonal aufs Korn und beschuldigten sie, Agenten oder Förderer des extremen Islam zu sein. Aber einfache Amerikaner muslimischen Glaubens wurden nicht behelligt, weil man sich – auch bei einem Großteil der christlichen Rechten – darüber einig war, dass Einwanderer aus Ländern mit muslimischer Bevölkerungsmehrheit im Allgemeinen gut integrierte Amerikaner mit gemäßigten Ansichten waren. Aber in den Jahren nach Barack Obamas Wahl ins Präsidentenamt vollzog sich ein Wandel. Das war teilweise auf den Amoklauf vom 5. November 2009 in Fort Hood, Texas, und den vereitelten Bombenanschlag auf den New Yorker Times Square vom 1. Mai 2010 zurückzuführen. Die beiden Vorfälle erzeugten ein Gefühl eines zunehmenden, im eigenen Land entstandenen Extremismus (und stellten sich als zufällige Abfolge heraus, denn in den darauffolgenden Jahren nahmen weder Extremismus noch Verhaftungen im Zusammenhang mit Terrorismus zu). Aber die Lobbyarbeit und die Medienaufmerksamkeit, die von den Autoren, Aktivisten und Politikern geschaffen wurde, spielten eine bedeutsame Rolle.


      Diese Schwerpunktverlagerung schien nicht nur die konservativen Medien und die Politik der Republikaner zu durchdringen, sondern in einem überraschenden Ausmaß auch das regierungsamtliche und bürokratische Denken. Die Amerikaner erfuhren im Jahr 2011, dass das FBI seinen Beamten eine Schulung in Sachen Terrorbekämpfung hatte angedeihen lassen, in der viele einfache gläubige Muslime als Teil eines »Aufstandes« beschrieben wurden, wobei die von ihnen ausgehende Bedrohung nicht so sehr in einer »radikalen« Haltung liege, sondern in »einem normalen Vertreten orthodoxer Ideologie«. Zu ihren heimlichen Vorgehensweisen zählten »Einwanderung« und »Prozessiererei«. Theoretisch sollte jeder muslimische Einwanderer nach Amerika ausgeforscht werden, ebenso wie jeder Muslim, der – als Gegenreaktion – das FBI wegen Schikane verklagt. Eines der Werke, die den Beamten als Kurslektüre empfohlen wurden, war Robert Spencers Buch The Truth About Muhammad: Founder of the World’s Most Intolerant Religion, das auch Anders Breivik beeinflusste. Die Nachrichten über diese Schulung riefen Veteranen der Terrorbekämpfung auf den Plan, deren Arbeit sich auf den Aufbau vertrauensvoller Beziehungen zu muslimischen Gemeinden in Amerika stützte.2 Aber ihre Beschwerden wurden ignoriert. Für wichtige Teilbereiche des US-Polizeiapparats war die Gesamtheit aller Muslime unterschiedslos zu einem Zielobjekt geworden. Die Amerikaner erfuhren dies im Jahr 2012, als die New Yorker Polizei einräumte, dass sie Überwachungsakten zu Tausenden Amerikanern in zweiter oder dritter Generation führte, und »als besonderer Grund wurde angegeben, dass sie Muslime seien«, berichtete Associated Press, obwohl die Beobachtungsobjekte unter keinerlei Verdacht standen. Der New Yorker Bürgermeister verurteilte oder beendete diese Praxis keineswegs, er verteidigte sie vielmehr mit Worten, die die ganze neue Einstellung zusammenzufassen schienen: »Wir tun das Richtige.«


      Es war politisch akzeptabel, vielleicht sogar politisch nützlich geworden, dass man zugab, eine ganze ethnische Gruppe zum Zielobjekt für Überwachungsmaßnahmen zu machen, denn ein erheblicher Teil der Wählerschaft glaubte mittlerweile die Legende. Eine Meinungsumfrage erbrachte 2011 das Ergebnis, dass 31 Prozent der Amerikaner und 52 Prozent der Anhänger der Republikaner der Aussage zustimmten, dass Präsident Barack Obama »mit den Zielen islamischer Fundamentalisten sympathisiert, die das islamische Recht überall auf der Welt durchsetzen wollen«.


      Die wahre Gefahr hierbei ist, dass die Amerikaner, die mehr als eine Generation lang die Politik der Rassentrennung gemieden haben, sich allmählich genauso verhalten, wie ihre Feinde es ihnen vorwerfen. Islamische Extremisten, auch Osama bin Laden, haben immer behauptet, die Welt sei in zwei einander unversöhnlich gegenüberstehende Kulturen aufgeteilt, und ihre gewalttätige Sache sei gerechtfertigt, weil der Westen einen Krieg gegen alle Muslime führe. Führende westliche Politiker haben bisher – selbst auf dem Höhepunkt des Irak- und des Afghanistan-Kriegs – im Allgemeinen sorgfältig darauf geachtet, dieser Weltdeutung entgegenzuwirken, indem sie die muslimischen Gemeinschaften in ihren Ländern als Mitbürger annahmen und schützten.


      Heute besteht jedoch die Gefahr, dass das extremistische Argument wahr wird, denn das Gedankengut der Bewegung, die vor der »muslimischen Flut« warnt, dringt in die Führungsebenen von Politik, Medien und Sicherheitsbehörden ein. Viele der Eurabien-Aktivisten stimmen, wie wir gesehen haben, mit der radikalislamistischen Weltsicht überein. Anders Behring Breivik widmete lange Passagen seines Manifests der schamlosen Bewunderung von Bin Ladens Philosophie und Taktik, und Autoren wie Phillips und Caldwell äußern bereitwillig ihre Bewunderung für das, was sie als die religiöse Stärke einer aufständischen muslimischen »Kultur« empfinden.


      Diese ehemals randständige Bewegung hat insgeheim zu viel Boden gutgemacht und dafür wenig mehr als emotionale Appelle an die Angst eingesetzt. Bevor wir es zulassen, dass diese Ängste unsere politischen Grundsätze überholen und unseren sozialen Frieden zerstören, sollten wir innehalten und die gut belegten Fakten zur letzten Einwanderungswelle einer genauen Betrachtung unterziehen. Wir wissen aus tragischen historischen Belegfällen, dass ein paar finstere Verdachtsmomente, die sich gegen eine neue Gruppe von Nachbarn richten, im Zusammenwirken mit einem Sammelsurium falscher und irreführender Tatsachenbehauptungen einer Gesellschaft gewaltigen, irreversiblen Schaden zufügen können. Es ist an der Zeit, unsere Ängste beiseitezuschieben und den Tatsachen den Vortritt zu lassen.


      

    

  


  
    
      


      Zweiter Teil Die Fakten


      Die Fakten


      

    

  


  
    
      


      Wer sind diese Leute? Das ist eine vernünftige Frage, wenn neue Nachbarn in die Stadt kommen. Wir wollen wissen, ob sie uns ähnlich sind, wie viele es sind, welche Sitten und Gewohnheiten sie aus ihrer alten Heimat mitbringen, wie sehr sie sich wohl durch die neue Umgebung verändern werden und ob sie eine Bedrohung sind. Im Fall der muslimischen Einwanderer gibt es inzwischen Hunderte von Büchern und Videos, die vorgeben, Antworten auf diese Fragen zu liefern. Unglücklicherweise fallen diese Antworten zornig und alarmierend aus, und sie beruhen auf wenig mehr als den fremdenfeindlichen Voreinstellungen der Autoren, die mit Statistiken und handverlesenen Behauptungen aufgepeppt werden, um die These von der vermeintlichen Bedrohung zu unterstützen. Wirklich neugierigen Lesern bleibt nur die Wahl zwischen den schrillen Werken des Genres, das vor der muslimischen Flut warnt, und einer Art von Büchern, die in ihrer Vorgehensweise genauso einseitig und selektiv ist und den Islam als »Religion des Friedens« zu verteidigen sucht. Für die ernstlich neugierige Leserschaft gibt es beklagenswert wenig an wirklich unparteiischer Information.


      Ich gehe anders vor. In diesem Teil prüfe ich im guten Glauben alle wichtigen Tatsachenbehauptungen der antiislamischen Bewegung und ziehe dazu die umfassendsten und aktuellsten Forschungsergebnisse, Statistiken und Untersuchungen heran, die meine Rechercheure und ich gefunden haben. Die Behauptungen habe ich in drei große Bereiche aufgeteilt: in die Aussagen in Bezug auf das Bevölkerungswachstum der Muslime und die Frage, ob sie in irgendeinem westlichen Land zur Mehrheit werden können; die Äußerungen zu der Frage, ob Muslime zu integrierten Bürgern ihrer neuen Heimatländer werden können oder sich in »Parallelgesellschaften« abschotten werden; und die Thesen, die sich die radikalen, extremistischen, gewalttätigen oder zornigen Ansichten und Ambitionen der in westlichen Ländern lebenden Muslime vornehmen. Ich lege alle für die einzelnen Behauptungen relevanten Fakten vor, auch wenn diese die Behauptung stützen. Mein Ziel hierbei ist nicht, eine Religion oder ihre Gläubigen zu verteidigen, sondern einen Zugang zu finden, mit dem sich die ernsthaften Bedrohungen und Sorgen, die uns beschäftigen sollten – und davon gibt es mehrere –, von den unbegründeten Ängsten unterscheiden lassen. Ich habe mir große Mühe gegeben, auch die wirklich beunruhigenden Fakten hervorzuheben, anstatt einfach nur diese Legenden und falschen Annahmen zu »entlarven«, indem ich mir diejenigen Fakten heraussuche, die meine Hypothese stützen. Ich komme zwar zu dem Schluss, dass die Hypothese von der muslimischen Flut nicht zutrifft, doch das heißt nicht, dass sie vollständig auf Unwahrheiten beruht. Ich biete hier, das hoffe ich jedenfalls, eine Gelegenheit, über dieses sehr erregt diskutierte Thema klar und leidenschaftslos nachzudenken.

    

  


  
    
      


      I Die Bevölkerung


      Das bedeutendste Bild in der gesamten Literatur zur muslimischen Flut ist das von einer Bevölkerung, die von Fremden überschwemmt wird. Die Theorie besagt, dass die Zahl der muslimischen Einwanderer und ihrer Nachkommen so rasch wachsen wird, dass die Muslime in den nächsten Jahrzehnten zur Mehrheit werden. Sobald sie in der Mehrheit sind, werden sie die rasch schrumpfende einheimische Bevölkerung mit ihren Glaubensgrundsätzen und religiösen Gesetzen überwältigen. Diese Theorie beruht auf einigen Annahmen, die sich auf den gesunden Menschenverstand berufen: Neuzuwanderer haben vielköpfige Familien. Muslimische Länder sind oft überbevölkert, und es ist bekannt, dass die Bevölkerung dort rasch wächst. Die Familien in westlichen Ländern sind durchschnittlich sehr klein, und in vielen dieser Länder geht die Einwohnerzahl zurück. Der Anteil der Muslime im Westen hat sich vergrößert.


      Vernünftige Menschen könnten deshalb zu dem Schluss kommen, dass Muslime in westlichen Ländern künftig zur Mehrheit werden oder zumindest den deutlich größten Bevölkerungsanteil stellen werden; selbst wenn man die Behauptungen von der kulturellen Übernahme, wie sie die Eurabien-Bücher vertreten, nicht glaubt, gibt es wohl gute Gründe, ihrer grundlegenden demografischen These zuzustimmen. Das Problem liegt darin, dass sie auf ein paar grundlegenden Missverständnissen beruht, die Wissenschaftlern gut bekannt sind, aber in der öffentlichen Diskussion im Allgemeinen keine Rolle spielen. Mit diesem grundlegenden demografischen Argument – dass es tatsächlich eine muslimische Flut gibt – hat sich die islamfeindliche Bewegung am weitesten von der Wahrheit entfernt.


      BEHAUPTUNG: Die muslimische Bevölkerung im Westen nimmt rasch zu und wird in Europa schon bald zur Mehrheit werden.


      »Europa wird allerspätestens zum Ende des 21. Jahrhunderts eine muslimische Mehrheit haben.«


      Bernard Lewis


      »In der Europäischen Union werden die Muslime im Jahr 2035 in der Mehrheit sein. Sie sind heute schon die größte Quelle für Bevölkerungswachstum in britischen Städten. Kann eine Gesellschaft in ihrem demografischen Profil zunehmend islamisch werden, ohne zugleich auch ihrem politischen Charakter nach zunehmend islamisch zu werden?«


      Mark Steyn


      Wir fürchten, dass die Muslime zur Mehrheit werden, weil wir in unseren großen Städten heutzutage viele verschleierte Frauen sehen und diese Frauen im Allgemeinen eine Menge Kinder haben. Mehrere prominente Autoren haben die These vertreten, dass die Muslime bis zum Jahr 2050, mindestens aber bis zum Ende des 21. Jahrhunderts die größte Religionsgemeinschaft in Europa sein werden; andere haben Hypothesen zu muslimischen Mehrheiten in einzelnen europäischen Ländern oder Bundesstaaten der USA aufgestellt, die sich innerhalb der nächsten Jahrzehnte herausbilden würden.


      Es ist bekannt, dass es solche Entwicklungen tatsächlich gegeben hat. Kinderreichere Einwanderer haben zum Beispiel in Neuengland einheimische Gemeinschaften überflügelt. Die Katholiken wurden dort im 20. Jahrhundert zur Mehrheit und entthronten so die protestantische Mehrheit, die seit den Tagen der Puritanersiedlungen bestanden hatte. Die Katholiken wurden im 20. Jahrhundert aufgrund ihrer höheren Geburtenrate auch in den Niederlanden zur größten Bevölkerungsgruppe. Und die Muslime verdrängten im Kosovo Ende des 18. und Anfang des 19. Jahrhunderts aufgrund höherer Geburtenraten und allmählicher Zuwanderung die orthodoxen Christen vom Mehrheitsrang.


      Geschieht das heutzutage auch in allen westlichen Ländern? Bei oberflächlicher Betrachtung sieht es ganz danach aus, denn die muslimische Bevölkerung in Europa ist sehr schnell gewachsen. In den 27 Ländern, die heute zur Europäischen Union gehören, lebten im Jahr 1950 möglicherweise weniger als 300 000 Muslime. Heute liegt ihre Zahl irgendwo zwischen 15 und 20 Millionen, was 3 bis 4 Prozent der 500 Millionen Bewohner des Kontinents entspricht. Einige muslimische Gruppen haben sehr hohe Geburtenraten: Die Bangladeschi-Familien in Großbritannien, um eines der extremeren Beispiele zu wählen, haben im Durchschnitt drei Kinder, während »weiße Briten« nur auf 1,7 Kinder kommen.1 Gegenwärtig sind zwar nur vier Prozent der Briten Muslime, aber mit einer solchen Geburtenrate könnte sich ihr Anteil innerhalb von 20 Jahren verdoppeln. Fällt die Geburtenrate eines Landes unter 2,1 Kinder pro Familie, wächst die Bevölkerung nicht mehr.2 Nichtmuslimische Europäer haben gegenwärtig eine sehr niedrige Geburtenrate, die im kontinentalen Durchschnitt derzeit bei 1,5 Kindern pro Familie liegt; die Einwohnerzahl wird ab dem Jahr 2030 zurückgehen. Aber die Muslime in Europa kommen im kontinentalen Durchschnitt auf 2,2 Kinder pro Familie,2 was bedeutet, dass ihre Gemeinden noch wachsen. Und es kommen weitere Einwanderer und fügen dem Bevölkerungsgemisch noch mehr junge, sehr fruchtbare Menschen hinzu.


      Oberflächlich betrachtet scheint es plausibel, dass das muslimische Bevölkerungswachstum exponentiell verlaufen wird und die Muslime den Mehrheitsstatus erlangen könnten. Wann würde es wohl so weit sein? Bis vor Kurzem wusste niemand etwas Genaueres, weil es keine verlässlichen Daten zur Größe und zum Wachstum der muslimischen Einwandererbevölkerung gab. Die Menschen spekulierten und schätzten, und die Eurabien-Autoren bezogen sich auf diese Schätzungen und überboten sie noch.


      In den letzten Jahren haben wir jedoch beim statistischen Verständnis der muslimischen Einwanderung nach Europa und Amerika eine Revolution erlebt. Neutrale akademische Institutionen oder Regierungsbehörden haben mehrere groß angelegte Vorhersagen zur Entwicklung der muslimischen Bevölkerung vorgelegt, die auf verlässlichen Statistiken beruhen.


      Die größte und umfangreichste Studie wurde 2011 vom in Washington, D.C., ansässigen Pew Research Center erarbeitet.3 Dutzende von Wissenschaftlern werteten die aktuellsten und genauesten statistischen und demografischen Informationen aus, um daraus einen detaillierten Blick in die Zukunft der weltweiten muslimischen Bevölkerung zu gewinnen. Die Studie untersucht das »Europa«, von dem in der Literatur zur muslimischen Flut üblicherweise die Rede ist: die wichtigsten Staaten der Europäischen Union sowie die Schweiz und Norwegen, ein Gebiet, in dem 405 Millionen Menschen leben und das die Länder mit den höchsten Einwanderungsraten umfasst.3 Die Gesamtzahl der Muslime dort lag 2010 bei 18,2 Millionen oder 4,5 Prozent der Gesamtbevölkerung. Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass die muslimische Bevölkerung in Europa – wenn man die gegenwärtigen Einwandererzahlen und Trends bei den Geburtenraten zugrunde legt – bis 2030 auf 29,8 Millionen oder 7,1 Prozent der Gesamtbevölkerung zunehmen wird. Die Studie nimmt auch die größtmögliche räumliche Definition von »Europa« in den Blick, die alle 50 europäischen Staaten und Territorien einschließt, auch Russland, das mit der schon seit langer Zeit dort ansässigen, heute 16,3 Millionen Menschen zählenden muslimischen Bevölkerung deren Gesamtzahl auf dem Kontinent fast verdoppelt, außerdem die im Lauf der Geschichte muslimisch geprägten Länder wie Albanien und Bosnien. Die muslimische Bevölkerung in einem weiter gefassten Europa zählte nach diesem Maßstab im Jahr 2010 44,1 Millionen Menschen oder 6 Prozent der Gesamtbevölkerung. Sie wird nach dieser Vorausberechnung bis 2030 auf 58 Millionen oder 8 Prozent der Gesamtbevölkerung anwachsen, und diese Zunahme beruht weitgehend auf der sehr niedrigen Geburtenrate der nicht muslimischen Bevölkerung in Russland.


      Die Entwicklung unterscheidet sich von Land zu Land: Frankreichs Muslime, die größte Gruppe in Westeuropa, werden von 4,7 Millionen auf 6,9 Millionen (oder 10,3 Prozent der Gesamtbevölkerung) zunehmen; Deutschland wird eine deutlich gemäßigtere Zunahme erleben, von 4,1 auf 5,5 Millionen (7,1 Prozent), und die muslimische Bevölkerung Großbritanniens wird sich bis 2030 fast verdoppeln, von 2,9 auf 5,6 Millionen (8,2 Prozent). Bei einer solchen Zuwachsrate ist es einfach kaum möglich, dass die Muslime im Jahr 2050 mehr als 9,5 Prozent der europäischen Bevölkerung (einschließlich Russlands) stellen könnten, zu einem Zeitpunkt, der wahrscheinlich für einen Spitzenwert steht – wenn die Einwandererzahlen aus islamischen Ländern recht hoch und die nicht muslimischen Geburtenraten wie bisher sehr niedrig bleiben und die Integration für die Muslime weiterhin ein langsamer und schwieriger Prozess bleibt. Aber keiner dieser Einflussfaktoren ist gesichert. Genauso wahrscheinlich ist, dass der muslimische Bevölkerungsanteil nicht weiter steigen und sich bei etwa 8 Prozent einpendeln wird.


      Das ist nun nicht gerade ein exponentielles Wachstum. Europa fügte seiner Bevölkerung in den 20 Jahren von 1990 bis 2010 14,5 Millionen Muslime hinzu; in den 20 Jahren von 2010 bis 2030 werden weitere 14 Millionen zu einem gewachsenen Grundbestand dazukommen. Mit anderen Worten: Die Wachstumsrate der muslimischen Bevölkerung verlangsamt sich. Die Forscher des Pew Center gehen davon aus, dass Europas Muslime im Jahr 2030 durchschnittlich 2,0 Kinder pro Familie haben werden, bei einem leichten Anstieg der nicht muslimischen Geburtenrate auf 1,6 Kinder (in den letzten Jahren kam es zu einer langsamen, aber konstanten Zunahme der nicht muslimischen Geburten). Es gibt keinerlei Anzeichen dafür, dass die Muslime in Europa zur Mehrheit oder auch nur zu einer sehr großen Minderheit werden.


      In Nordamerika gibt es weit weniger Muslime, aber sie sind dort eine sehr neue und junge Gruppe – 63 Prozent der amerikanischen Muslime sind Einwanderer der ersten Generation, und 71 Prozent dieser Einwanderer kamen nach 19904 –, und als Ergebnis dieses Zustroms wächst die Bevölkerungsgruppe auch schneller. Die Zahl der Muslime in den Vereinigten Staaten wird sich im Lauf der nächsten 20 Jahre mehr als verdoppeln, von 2,6 Millionen im Jahr 2010 auf 6,2 Millionen im Jahr 2030. Dann werden sie 1,7 Prozent der Bevölkerung stellen und fast so zahlreich sein wie Juden und Mitglieder der Episkopalkirche. Amerikanische Muslime haben im Durchschnitt 2,5 Kinder, die Vergleichszahl der Nichtmuslime liegt bei 2,1. Die muslimische Bevölkerung in Kanada wird sich im gleichen Zeitraum nahezu verdreifachen, von 940 000 auf 2,7 Millionen, ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung wird von 2,8 auf 6,6 Prozent steigen. Ihre Geburtenrate von 2,4 pro Familie ist höher als im kanadischen Durchschnitt (1,7), sinkt inzwischen aber ebenfalls. Der Unterschied erklärt sich vor allem aus der Tatsache, dass die gegenwärtigen muslimischen Einwanderer in Kanada eher aus Ländern wie Pakistan stammen, dessen Bevölkerung mehrheitlich auf dem Land lebt und eine höhere Geburtenrate aufweist.


      Die Pew-Ergebnisse zu Europa werden von anderen aktuellen statistischen Projektionen bestätigt. Eine dieser Untersuchungen wurde 2010 von dem britischen Demografen Eric Kaufmann und einem Team des Internationalen Instituts für angewandte Systemanalyse (International Institute for Applied Systems Analysis, IIASA) in Österreich erarbeitet. Sie kam zu ähnlichen Schlussfolgerungen und sagte voraus, dass die muslimische Bevölkerung in der Europäischen Union bis 2050 einen Anteil von 10 Prozent erreichen könnte. In einigen Ländern mit niedriger Geburtenrate, zum Beispiel in Schweden und Österreich, könnte, falls sich die Einwanderungszahlen nicht ändern, der muslimische Bevölkerungsanteil auf 15 Prozent zunehmen.5


      Ähnliche Ergebnisse erbrachte auch eine Untersuchung des Forschungsdienstes des US-Kongresses (United States Congressional Research Service).6 Sie sagt voraus, dass die 27 Mitgliedsländer der EU und die derzeitigen Nichtmitglieder Norwegen und Schweiz im Jahr 2030 zusammen 30 Millionen muslimische Einwohner haben könnten, was 7 Prozent der Gesamtbevölkerung entspräche.


      Keine dieser Studien kommt bei ihren Vorausberechnungen zu einem muslimischen Bevölkerungsanteil, der auch nur annähernd einer Mehrheit entspricht. Selbst die großzügigste Schätzung zu diesen Trends würde im Lauf des 21. Jahrhunderts für kein einziges westliches Land zu einer muslimischen Mehrheit gelangen. Der Islam würde danach in einem oder zwei weiteren Ländern den zweiten Rang unter den Religionsgemeinschaften erreichen (in Frankreich hat er diesen Status bereits) und in einigen weiteren Ländern zur Nummer drei werden, aber das gilt nur dann, wenn wir davon ausgehen, dass die Kinder religiöser Muslime selbst zu religiösen Muslimen werden – und dass die nächsten Einwanderwellen aus anderen Teilen der Welt deren Anteil nicht nach unten drücken.


      Und wie sieht es in der ferneren Zukunft aus? Wenn wir annehmen, dass es unter Muslimen auf unbegrenzte Zeit bei höheren Geburtenraten bleibt, könnte man denken, dass die Muslime in Europa irgendwann einmal zur Mehrheit werden, vielleicht noch vor dem Ende des 22. Jahrhunderts. Um zu einem solchen Ergebnis zu gelangen, muss man aber zwei andere Dinge glauben: dass Muslime unweigerlich höhere Geburtenraten aufweisen und dass sie auch nach der Emigration noch größere Familien haben.


      BEHAUPTUNG: Der islamische Glaube führt zu höheren Geburtenraten.


      »Die größte Stärke des radikalen Islam […] liegt darin, dass er die Demografie auf seiner Seite hat. Die westliche Kultur, der er den heiligen Krieg erklärt hat, kann in Sachen Fortpflanzung mit den traditionellen islamischen Gesellschaften nicht mithalten.«


      Niall Ferguson


      »Die Söhne Allahs […] vermehren sich wie die Ratten.«


      Oriana Fallaci


      Noch im Jahr 1966 war es möglich, dass ein ernst zu nehmender Wissenschaftler von einer gesamt-»islamischen Geburtenrate«7 sprach. Damals schien es noch offensichtlich, dass der islamische Glaube zu höheren Geburtenraten führte: Die Länder mit muslimischer Bevölkerungsmehrheit nahmen ein Gebiet ein, das unter der schlimmsten Übervölkerung weltweit litt. Diese Leute hatten große Familien, und sie hatten schon immer große Familien gehabt. Das, so hatte es den Anschein, war ein Ergebnis unveränderlicher islamischer Glaubensüberzeugungen und Familienstrukturen.


      Heute ist es unmöglich geworden, eine solche Behauptung aufzustellen. Man denke nur an den Fall des Iran. Noch Mitte der 1980er-Jahre hatte die einzige islamische Theokratie der Welt eine Geburtenrate von fast 7 Kindern pro Familie vorzuweisen. Bis zum Jahr 2010 war die durchschnittliche Familiengröße im Iran auf 1,7 Kinder gesunken – auf eine Rate, die niedriger ist als in Großbritannien oder Frankreich. Nicht religiöser Wandel sorgte für diesen starken Rückgang – die Iraner bleiben fromme Muslime –, sondern eine rasche Verstädterung, die überall auf der Welt dafür sorgt, dass die Familien kleiner werden; ein sehr hohes Bildungsniveau sowie Frauen, die lesen und schreiben können (was ebenfalls stark mit kleineren Familien korreliert); und ein intensiver Gebrauch von Verhütungsmitteln (dem Islam ist das biblische Gebot »Seid fruchtbar und mehret euch und füllet die Erde und machet sie euch untertan« unbekannt). Präsident Mahmud Ahmadinedschad, alarmiert vom zunehmenden Durchschnittsalter und dem Bevölkerungsschwund, startete 2007 eine Kampagne, in der er die Iraner dazu aufrief, mehr als zwei Kinder pro Familie zu zeugen. Der Appell blieb wirkungslos: Die Geburtenrate sank weiter.


      Der Iran ist damit nicht allein. Die Türkei, die seit über einem Jahrzehnt von einer an die Macht gewählten Partei gläubiger Muslime regiert wird, hat einen Absturz der Geburtenrate von 6 auf 2,15 erlebt. Im Libanon sank sie selbst in einer Zeit, in der die Hisbollah Einfluss gewann, auf 1,86. Tunesien, statistisch führend bei einem enormen Rückgang der Geburten in den arabischen Ländern Nordafrikas, erlebt jetzt, bei einer Geburtenrate von 2,04 Kindern pro Familie, einen Bevölkerungsrückgang. Die Vereinigten Arabischen Emirate verzeichnen 1,9 Kinder pro Familie. Indonesien, das größte muslimische Land der Welt, hat inzwischen eine Rate von 2,19, die nur knapp über dem Wert liegt, der den Bestand sichert, und mit einem Rückgang unter 2,0 wird bis zum Jahr 2015 gerechnet; die Philippinen, ein weiterer asiatischer Inselstaat, dessen Bewohner zu 90 Prozent katholischen Glaubens sind, haben eine Geburtenrate von 3,23. Die Zahlen zum Bevölkerungswachstum unter Muslimen nähern sich in den meisten vom Islam geprägten Ländern der Entwicklung in Europa an.


      Wir sollten uns außerdem die Muslime in Europa ansehen, und zwar nicht die Einwanderer in der Zeit nach 1945, sondern diejenigen, die seit mehr als einem halben Jahrtausend dort leben, in den Ländern, die früher zum Osmanischen Reich gehörten. Albanien, das größte Land des Kontinents mit muslimischer Bevölkerungsmehrheit, hat eine nicht zunehmende Geburtenrate von 2 Kindern pro Familie, was etwa der Situation in Frankreich entspricht. Die etwas weiter nördlich lebenden bosnischen Muslime haben mit 1,23 Kindern pro Familie eine der niedrigsten Geburtenraten des ganzen Kontinents. Dieser Wert ist viel niedriger als der von kroatischen und serbischen Christen im Land, was das Argument von Bat Ye’or, Mark Steyn und anderen Lügen straft, der von den Serben gegen die bosnischen Muslime geführte Krieg sei der gewalttätige Höhepunkt eines gerechtfertigten Aktivismus, mit dem es zu verhindern gelte, dass Bosnien zum Bollwerk einer muslimischen Bevölkerungsinvasion werde.


      Weltweit ist die muslimische Geburtenrate (das heißt: die durchschnittliche Geburtenrate in allen Ländern mit muslimischer Mehrheit) von 4,3 Kindern pro Familie im Jahr 1995 auf einen Wert von 2,9 im Jahr 2010 gesunken, und bis zum Jahr 2035 wird ein Rückgang auf 2,3 Kinder – also auf einen Wert, der ein Bevölkerungswachstum noch knapp sichert – erwartet.8 Aber es trifft zu, dass einige Länder mit den höchsten Geburtenraten muslimisch sind (die Hälfte der 10 Länder mit den höchsten Werten hat eine muslimische Bevölkerungsmehrheit, darunter befinden sich schwierige Fälle wie Afghanistan mit 6,6 Kindern pro Frau und Niger mit einer Rate von 7,2). Die Mehrheit stellen afrikanische Staaten südlich der Sahara, die dem Westen räumlich nahe sind, wie mehrere Eurabien-Autoren schreiben und damit den Gedanken nahelegen, dass diese Menschen schon bald die afrikanische Küste hinter sich lassen und Europa überfluten werden. Aber der islamische Glaube lässt sich in diesen Ländern nicht mit den Geburtenraten verbinden, denn die der Christen und Animisten ebendort sind genauso hoch, manchmal sogar höher. Die amerikanische Demografin Jennifer Johnson-Hanks kommt in einer Untersuchung zu dem Ergebnis, dass »die Muslime in den westafrikanischen Ländern mit muslimischer Bevölkerungsmehrheit weniger Kinder zeugen als die nicht muslimischen Landsleute; in Ländern, in denen die Muslime in der Minderheit sind, gleichen sich ihre offensichtlich höheren Geburtenraten denjenigen der Mehrheit an, sobald das Bildungsniveau und eine städtische Wohnlage berücksichtigt werden.«9 Mit anderen Worten: Einige Muslime haben große Familien, weil sie arm sind, aber weder die Armut noch die vielen Kiner können dem Islam zugeschrieben werden – in anderen Religionsgemeinschaften ist beides genauso, wenn nicht sogar noch ausgeprägter zu beobachten.


      Aus diesen Ländern mit hohen Geburtenraten kommen sehr wenige Einwanderer nach Europa. Die Lebensverhältnisse der Einwanderer, die in Europa ankommen, entsprechen, wie wir noch sehen werden, schon bald den europäischen Geburtenraten. Wer die hohen Geburtenraten Nigerias als Beweis für die Aussage heranzieht, die Muslime würden dereinst die Europäer in ihren eigenen Heimatländern zahlenmäßig übertreffen, argumentiert genauso vernünftig wie jemand, der behauptet, dass die hohen Geburtenraten der (mehrheitlich christlichen) Demokratischen Republik Kongo dafür sorgen würden, dass die Christen künftig die Muslime in deren Heimatländern zur Minderheit machen.


      Der französische Demograf Youssef Courbage kam in einer großen Untersuchung über muslimische Familien, Bildungsstand und Bevölkerungsentwicklung zu dem Ergebnis, dass es keine Verbindung zwischen islamischen Glaubensgrundsätzen und Geburtenraten gibt und die muslimischen Länder einen der schnellsten Rückgänge der Geburten in der Geschichte erleben. Courbage kommt zu dem Schluss, der starke Geburtenrückgang in der muslimischen Welt sei ein »konkreter und aussagekräftiger Beweis, der die manichäische Vorstellung von einer unüberbrückbaren Kluft zwischen Ost und West ebenso nachhaltig widerlegt wie die These, dass Mentalitäten und Verhaltensweisen unbeeinflussbare religiöse Wurzeln hätten«.10 Es trifft zu, dass die Familien in traditionellen, religiös und landwirtschaftlich geprägten Gesellschaften größer sind. Und viele islamische Gesellschaften hielten, vor allem im Nahen und Mittleren Osten, länger an landwirtschaftlichen Traditionen fest als die westlichen Länder. Das lag auch an wirtschaftlichen Gepflogenheiten und an den Familienstrukturen (ein Beispiel sind Ehen zwischen Cousin und Cousine), in denen sich islamische Traditionen teilweise widerspiegeln. Aber Demografen wie Courbage stellen fest, dass Bildungsmöglichkeiten für Frauen und die Verstädterung dafür gesorgt haben, dass die Familienplanung in den meisten islamischen Gesellschaften »säkularisiert« – das heißt: eher von der persönlichen Entscheidung als von der religiösen Tradition bestimmt – wurde. Der Geburtenrückgang fällt in den mehrheitlich muslimischen Ländern am schnellsten und dramatischsten aus, die die stärksten Einwandererverbindungen zum Westen haben. Globalisierung und Einwanderung sorgen nicht für eine Islamisierung des Westens, sondern eher für eine Modernisierung der islamischen Länder, die Einwanderer gen Westen schicken. Wenn sich die Geburtenraten in islamischen Ländern heute rasch an die westlichen Verhältnisse angleichen, bleibt uns die Frage: Was geschieht mit denjenigen Muslimen, die Bewohner und Staatsbürger westlicher Länder werden? Bereiten sie schon den Boden für ein massives Bevölkerungswachstum in ihren Aufnahmeländern?


      BEHAUPTUNG: Muslimische Einwanderer im Westen werden sich schneller vermehren als die Menschen in ihrer Umgebung.


      »Demografisch stellt die enorme Fruchtbarkeit der muslimischen Migranten eine Bedrohung für das kulturelle und zivilisatorische Gleichgewicht im alternden Europa dar.«


      Thilo Sarrazin


      »Die einheimische Bevölkerung auf dem europäischen Kontinent und in anderen westlichen Ländern altert, nimmt zahlenmäßig ab und wird von einer jungen muslimischen demografischen Gruppe unbarmherzig ersetzt. […] Dieser rasch voranschreitende demografische Wandel schafft zumindest einen riesigen Spielraum, in dem sich der Dschihad bewegen kann.«


      Mark Steyn


      Auch wenn es so etwas wie eine muslimische Geburtenrate gar nicht gibt, trifft es doch zu, dass Einwanderer große Familien haben. Jede Sozialbehörde wird bestätigen, dass für vier Personen ausgelegte Familienwohnungen des sozialen Wohnungsbaus für große neue Einwandererfamilien nicht ausreichen. Das ist keine Neuigkeit. Einwandererfamilien, die erst seit Kurzem im Land sind, waren schon immer vielköpfig. Wie wir im dritten Teil dieses Buches noch sehen werden, war das scheinbar grenzenlose Thema Katholiken und Juden in den Wohnvierteln westlicher Städte das ganze 19. und 20. Jahrhundert hindurch Gegenstand nationaler Hysterie. Aber innerhalb von einer oder zwei Generationen gab es bei der Zahl der Familienmitglieder kaum noch Unterschiede zwischen diesen beiden Gruppen und der übrigen Bevölkerung.


      Dennoch glauben wir, die Muslime seien anders: Sie haben nicht nur größere Familien als die Leute in ihrer Nachbarschaft, sondern manchmal sogar höhere Geburtenraten als die Verwandten in der alten Heimat. Marokkanische Frauen in den Niederlanden haben eine Geburtenrate von 2,9 Kindern, während die Frauen in Marokko im Durchschnitt nur 2,4 Kinder zur Welt bringen. Bangladescher in Großbritannien haben 3 Kinder,11 ihre Landsleute in Bangladesch nur 2,4. Die Geburtenraten in der alten Heimat mögen sich zwar in Richtung westlicher Werte bewegen, aber die Verwandten, die dorthin ausgewandert sind, scheinen weiterhin große Familien zu haben. Für einige Beobachter ist das der Beweis für eine Verschwörung zum Bevölkerungswachstum, zu einer Invasion durch Fortpflanzung.


      Für diese höheren Raten gibt es zwei Gründe. Zunächst einmal stammt die überwältigende Mehrzahl der muslimischen Einwanderer, die nach Europa kommen (für die Vereinigten Staaten und Kanada gilt das nicht so sehr), aus ländlichen Gebieten, deren Geburtenraten deutlich über dem nationalen Durchschnitt liegen. Die Mehrzahl der Türken kommt aus dem ländlichen Anatolien und dem Südosten des Landes und nicht aus Istanbul oder Ankara; Marokkaner kommen aus dem Rif-Gebirge; die größte Gruppe von Pakistanern stammt aus Mirpur, einer ländlichen Region in Kaschmir; die Mehrheit der britischen Bangladescher hat ihre Wurzeln in Sylhet, einer nahezu ausschließlich ländlich strukturierten Region im Nordosten von Bangladesch. Familien auf dem Land haben überall auf der Welt und zu allen Zeiten mehr – und oft sehr viel mehr – Kinder. Diese Einwanderer wechseln nicht einfach von einer nationalen Kultur in die andere, sondern von einer ländlich geprägten in eine städtische Kultur, was die Umstellung noch krasser macht. Aber diese Umstellung führt überall und immer schon zu kleineren Familien.12 Sie führt auch zu einem stärker ausgeprägten Kulturschock und größerer Verunsicherung. Das ist einer der Hauptgründe dafür, warum die Integration bei einigen dieser Einwanderer langsamer und schwieriger verläuft als bei den stärker von einem städtischen Umfeld geprägten Einwanderergruppen.


      Zweitens sind die höchsten Zahlenangaben zur Familiengröße möglicherweise falsch. Frauen aus muslimischen Ländern bringen häufig die Mehrzahl ihrer Kinder kurz nach der Ankunft im neuen Heimatland zur Welt. Eine Häufung von Geburten wird aufgrund der Methode, nach der die Geburtenrate berechnet wird – indem man einen Durchschnittswert der verzeichneten Geburten für die empfängnisfähige Lebenszeit einer Frau ermittelt –, zu einem übertrieben hohen Wert führen. Wir haben jetzt Beweise dafür, dass dies zutrifft. Eine umfangreiche Studie aus Deutschland zeigt, dass eine beträchtliche Mehrheit der Einwanderer aus der Türkei nahezu unmittelbar nach der Ankunft heiratet und den größten Teil ihrer Kinder bekommt.13 Untersuchungen in Frankreich zeigen, dass Einwandererfrauen häufig innerhalb der ersten beiden Jahre nach der Ankunft in Frankreich Kinder haben – ein Effekt, der, wenn man ihn erst einmal berücksichtigt, die tatsächliche Geburtenrate der Muslime in Frankreich von 2,5 auf 2,2 Kinder senkt, auf einen Wert, der kaum noch über dem der Nichtmuslime in Frankreich liegt. Ein ähnlicher Effekt wurde auch in Schweden festgestellt.14


      Diese hohe Geburtenrate in den ersten Jahren erzeugt bei Beobachtern leicht ein Gefühl der Panik. Sie führte zu der ziemlich verblüffenden – und in den Eurabien-Büchern endlos wiederholten – Feststellung, dass der häufigste Vorname bei männlichen Neugeborenen in Großbritannien Mohammed sei. Dies trifft zwar für einige Jahrgänge zu (zuletzt für den Jahrgang 2010), wenn man alle zwölf Schreibvarianten zu diesem einen Namen zusammenfasst, verrät aber wenig mehr als die Tatsache, dass Muslime viel weniger Abwechslung bei der Namensgebung praktizieren als andere, viel größere ethnische Gruppen, denn die Mehrheit der muslimischen Männer in vielen Ländern trägt den Vornamen Mohammed. Bei Angehörigen anderer ethnischer Gruppen (vor allem bei weißen Angelsachsen und schwarzen Christen) besteht zugleich eine mehr als 50 Prozent größere Wahrscheinlichkeit für eine ungewöhnliche Namensgebung als noch in der Vorgängergeneration.15 Heraus kommt dabei, dass sich die Mohammeds an die Spitze der Namensliste setzen können, ohne dass es nun übermäßig viele wären: Die nach dem Propheten benannten Jungen machten im Jahr 2010 zusammen 1 Prozent der britischen Neugeborenen aus.16


      Das verweist auf einen anderen Sachverhalt, der die Bevölkerungswachstumsrate senkt. Die muslimischen Einwanderer in einigen Ländern, die vermeintlich vom Islam »überschwemmt« werden, sind mehrheitlich männlich, weil die vom Arbeitskräftemangel angetriebene Einwanderung besonders die alleinstehenden Männer anzieht. Weil Mischehen in der ersten Generation selten sind, heiraten nur wenige dieser männlichen Einwanderer und haben Nachwuchs, auch wenn die Geburtenrate ihrer ethnischen Gemeinschaft hoch zu sein scheint. Ein Durchschnitt von 3 Kindern pro Frau ist nicht so bedeutsam, wenn die Frauen nur ein Drittel der eigenen Bevölkerungsgruppe ausmachen. Genauso ist es in Spanien, wo auf 190 marokkanische Männer 100 Frauen kommen; in Italien lautet das Verhältnis 160 muslimische Männer pro 100 Frauen. Die Studie hält fest: »Wenn es in einer Bevölkerungsgruppe mehr Männer als Frauen gibt, ist die Zahl die Geburten meist niedriger als bei einem eher ausgeglichen Verhältnis zwischen den Geschlechtern.« Das Bevölkerungswachstum in diesen muslimischen Gemeinschaften wird nicht annähernd so hoch sein, wie die Geburtenrate nahelegt.17


      Aber die Vorstellung von einer muslimischen Flut beruht nicht in erster Linie darauf, dass Einwanderer mehr Kinder haben. Sie beruht darauf, dass die Kinder von Einwanderern viele Kinder haben, die ihrerseits wieder viele Kinder haben, und so weiter. Werden die Nachkommen von Muslimen, die in den Westen kamen, weiterhin ein Kind nach dem anderen zeugen, oder übernehmen sie das eher gemäßigte Fortpflanzungsverhalten in Europa und Nordamerika? Kurz gefragt: Werden sie wie die Leute in ihrer unmittelbaren Umgebung?


      Frankreich hat die zahlenmäßig größte muslimische Bevölkerung in Westeuropa, mindestens 4 Millionen Menschen, und seine Innenpolitik wird oft von Spannungen beim Thema islamische Einwanderung geprägt. Viele Menschen sind der Ansicht, dass die in Hochhaus-Wohnblocks am Rand der französischen Städte untergebrachten armen muslimischen Einwanderer Parallelgesellschaften gebildet haben, in denen sie sich von der Mehrheit der Gesellschaft abschotten. Die Probleme der Muslime in Frankreich, einschließlich der Unruhen von 2005, spielen in der Eurabien-Literatur eine große Rolle.


      Aber die französischen Muslime übernehmen trotz ihrer wirtschaftlichen Isolation sehr schnell das in ihrem Aufnahmeland übliche Fortpflanzungsverhalten – und auch die anderen kulturspezifischen Verhaltensmuster. Eine umfangreiche Studie amerikanischer und französischer Wissenschaftler kam zu dem Ergebnis, dass die Geburtenraten »eng mit der Aufenthaltsdauer in Frankreich verbunden sind […], Einwandererfrauen haben umso weniger Kinder, je länger sie in Frankreich leben; ihre Geburtenrate nähert sich derjenigen der in Frankreich geborenen Frauen an«. Die tatsächlichen Geburtenraten muslimischer Frauen in Frankreich liegen inzwischen, wie wir bereits gesehen haben, nur geringfügig über denjenigen der Gesamtbevölkerung und sinken weiterhin. Die Daten, bilanzieren die Autoren, »zeigen, dass sich die Einwanderer schon bald nach ihrer Ankunft an örtliche Normen (und vielleicht auch an die Lebenshaltungskosten) anpassen. Im Wandel mag sich die Akkulturation spiegeln, eine Reaktion auf das Leben in beengten Wohnverhältnissen, der Einstieg der Frauen in die Arbeitswelt oder ein verbesserter sozioökonomischer Status.«18 Das ist eine bedeutende Maßeinheit für die Integration, und in Frankreich vollzieht sich diese Entwicklung auf dramatische Weise.


      In Deutschland, der Heimat von mehr als zwei Millionen türkischer Einwanderer und ihrer Kinder, zeigte sich die Konvergenz auf noch bemerkenswertere Weise. Die Türken in Deutschland hatten 1970 noch 4,4 Kinder, die ethnischen Deutschen 2. Heute haben die Türken weniger als 2,2 Kinder und liegen damit nur noch knapp über der allgemeinen Fortpflanzungsrate. Umfangreiche Untersuchungen zeigen, dass die Geburtenrate bei Türken der zweiten Generation nur noch knapp über dem sehr niedrigen deutschen Wert von 1,3 Kindern liegt. »Die Geburtenrate der neu ankommenden Einwanderer wird sich nach und nach dem niedrigen einheimischen Wert annähern«, heißt es in einer Analyse der deutschen Geburtenstatistik.19 Eine weitere Untersuchung, die mit modernen Methoden eine umfangreiche Stichprobe analysiert, kommt zu dem Ergebnis, dass unter den Muslimen »die Frauen der zweiten Generation in ihrer Fruchtbarkeit fast den deutschen Frauen entsprechen«, ihre Kinderzahl gleicht nahezu exakt den Statistiken für die nicht muslimischen Deutschen.20 Die »Fruchtbarkeitskonvergenz« beschränkt sich nicht auf muslimische Einwanderer, sondern ist auch bei anderen armen Einwanderergruppen zu beobachten, die einer religiösen Minderheit angehören, zum Beispiel bei Katholiken lateinamerikanischer Herkunft in den Vereinigten Staaten, deren Geburtenraten sich den Werten für die Gesamtbevölkerung annähern, auch wenn dies ein langsamer Prozess ist.21


      In Österreich, das oft als Schauplatz einer muslimischen demografischen Übernahme beschrieben wird, zeigt sich einer der extremsten Unterschiede in Europa: Die muslimische Bevölkerung hat eine recht hohe Geburtenrate (2,3 bis 2,4), während der Wert für die nicht muslimische Bevölkerung mit 1,3 ungewöhnlich niedrig ist. Mehrere glaubwürdige Vorhersagen zeigen, dass die muslimische Bevölkerung in Österreich bis 2030 einen Anteil von fast 10 Prozent und bis 2051 sogar von 14 bis 18 Prozent erreichen könnte, falls die Einwandererzahlen konstant bleiben. Das würde den Islam bis zur Jahrhundertmitte zur drittgrößten Religionsgemeinschaft in Österreich machen, nach den Katholiken (deren Anteil bis knapp unter 50 Prozent der Gesamtbevölkerung sinken wird) und den Atheisten (34 Prozent).22


      Doch bevor wir hier vorhersagen, dass Minarette die Kirchtürme verdrängen werden und der Islam Wien heimlich erobern wird (wie das mehrere Eurabien-Autoren geschrieben haben), lohnt es sich, das tatsächliche Geschehen genauer unter die Lupe zu nehmen. Österreichs Muslime hatten 1981 eine dokumentierte Geburtenrate von 3,09 Kindern pro Mutter vorzuweisen, 1991 waren es 2,77 und 2001 noch 2,3 Kinder: Ihre Geburtenrate sinkt schneller als die aller anderen Bevölkerungsgruppen in Österreich. Bis zum Jahr 2030 wird diese Rate auf 2,1 Kinder pro Familie zurückgehen, auf einen Wert, der für Bevölkerungswachstum nicht mehr ausreicht. Der für Nichtmuslime vorhergesagte Wert wird geringfügig auf 1,4 zunehmen, sodass ein sehr kleiner Abstand bleibt. Eine Studie sagt sogar voraus, dass sich die Geburtenrate der Muslime in Österreich nur kurze Zeit nach 2030 derjenigen der nicht muslimischen Bevölkerung angleichen wird.23


      Großbritannien entwickelt sich – wenn auch langsamer – in dieselbe Richtung. Die muslimische Bevölkerung dort stammt vor allem aus Bangladesch und Pakistan, zwei Ländern mit nach wie vor hohen Geburtenraten. Aber die Geburtenraten der Einwanderer aus diesen Ländern sind in Großbritannien im Lauf der letzten 20 Jahre um die Hälfte zurückgegangen, und die Zahlen für ihre in Großbritannien geborenen Kinder liegen noch deutlich niedriger. Aus Pakistan nach Großbritannien ausgewanderte Frauen haben 3,5 Kinder, ihre im Land geborenen Töchter nur noch 2,5. Eine Untersuchung kommt zu dem Schluss, dass die Geburtenraten der Einwanderer aus Pakistan und Bangladesch auf die Werte weißer Briten fallen werden. Dieser Stand werde irgendwann zwischen 2012 und 2040 erreicht werden, wobei sich der große Zeitraum aus einer Reihe schwer vorhersagbarer Variablen ergibt.24 In Kanada, dessen größte Gruppe muslimischer Einwanderer vom indischen Subkontinent kommt, wird sich vermutlich ein ähnliches Muster herausbilden.


      Die Geburtenraten von Muslimen und Nichtmuslimen werden im Jahr 2030 auch ohne Rückgang der Einwandererzahlen in Deutschland, Griechenland, Spanien und Dänemark statistisch identisch sein, und in Belgien, Frankreich, Italien und Schweden wird der Unterschied bei dieser Kennziffer nicht mehr als 0,5 betragen; auf dem gesamten europäischen Kontinent wird der Unterschied nur noch bei 0,4 Kindern pro Frau liegen, während dieser Wert zwei Jahrzehnte zuvor noch mit 0,7 ermittelt wurde. Und die Differenz wird weiter schrumpfen.25 Nach diesem Entwicklungstrend sollten Muslime und Nichtmuslime in Europa im Jahr 2050 nahezu identische Geburtenraten aufweisen.


      Das bedeutet jedoch nicht, dass diese Raten in allen Ländern zusammenfallen werden. Und das Bevölkerungswachstum kann sich auch nach der Angleichung der Geburtenraten noch fortsetzen, weil der muslimische Bevölkerungsteil im fortpflanzungsfähigen Alter dann größer sein könnte. Aber diese Trends zeigen, dass Muslime einem ähnlichen Entwicklungspfad folgen wie frühere religiösen Minderheiten angehörende Einwanderer in den Ländern des Westens, einschließlich der Juden und Katholiken: von großen Familien und raschem Bevölkerungswachstum in den ersten Jahrzehnten zu einer allmählichen Übernahme des Fortpflanzungsverhaltens der alteingesessenen Bevölkerung. Demografen weisen darauf hin, dass diese Fruchtbarkeitskonvergenz im Allgemeinen ein starker Indikator für andere Formen der Integration ist: Wenn Frauen sich entscheiden, weniger Kinder zu haben (denn es ist fast immer ihre Entscheidung), weist dies darauf hin, dass ihr Bildungsniveau und ihre sozialen Werte sich den Verhältnissen in ihrem neuen Heimatland angleichen.


      Die radikaleren Verfechter der Theorie von der muslimischen Flut verlegen sich mangels belastbarer Fakten zu einem überwältigenden muslimischen Babyboom auf die reine Erfindung. Mehr als 13 Millionen Menschen haben sich inzwischen das YouTube-Video Muslim Demographics angesehen, in dem – neben anderen Dingen – behauptet wird, Deutschland werde im Jahr 2050 ein »muslimischer Staat« sein. Alle in diesem Video erhobenen Behauptungen sind ohne Ausnahme falsch. Unter anderem heißt es dort, französische Muslime hätten durchschnittlich 8,1 Kinder, ethnisch-französische Familien dagegen nur 1,8 (die korrekten Zahlen lauten 2,8 beziehungsweise 1,9). Es wird behauptet, ein Viertel der belgischen Bevölkerung sei muslimisch (es sind 6 Prozent), und die Niederlande würden in 15 Jahren zur Hälfte muslimisch sein (in 18 Jahren wird der Anteil der Muslime nach seriösen Prognosen bei 7,8 Prozent liegen) – und so weiter. Muslimische Einwanderer in westlichen Ländern müssten, um die wichtigsten Behauptungen von Muslim Demographics zu bewahrheiten, Geburtenraten aufweisen, die weit über den höchsten weltweit jemals erhobenen Werten liegen. Wie soeben gezeigt, sind sie davon meilenweit entfernt. Das Video endet bezeichnenderweise mit einem Appell an die Christen, sie sollten versuchen, die Muslime zu ihrem eigenen Glauben zu bekehren. Alle im Film erhobenen statistischen Behauptungen sind gründlich widerlegt worden,26 scheinen aber durch die vielen Zuschauer internationale Verbreitung gefunden zu haben – auch unter einigen Autoren und Politikern, die es eigentlich besser wissen müssten. Den brisanten Geschichten von einem islamischen Babyboom haben sie die ebenso irreführende Mär von der bevorstehenden gewaltigen Flut an unseren Grenzen hinzugefügt.


      BEHAUPTUNG: In Zukunft werden sehr viel mehr Einwanderer Muslime sein.


      »Eine jugendliche Gesellschaft im Süden und Osten des Mittelmeers wartet nur darauf, ein alterndes Europa zu, ja, kolonialisieren – der Ausdruck ist nicht zu stark.«


      Niall Ferguson


      »Massive Einwanderung aus den armen in die reichen Länder ist nicht die Angelegenheit von ein paar kriminellen Rädelsführern, die gegen die Spielregeln verstoßen. Sie ist das eigentliche Spiel, und es ist kein Ende abzusehen. Je weiter Europa den Ausgangspunkt hinausschiebt, desto größer wird der Kreis derer, die sich als unmittelbare Nachbarn betrachten. […] Sie betreiben das mit tödlichem, verzweifeltem Ernst und stellen ihre Ansprüche an einen Kontinent, der von Menschen bewohnt wird, für die das nicht gilt.«


      Christopher Caldwell


      Zwei Jahre nachdem der Zusammenbruch des Subprime-Schrotthypothekenmarktes in den USA eine Reihe von Wirtschafts- und Finanzmarktkrisen ausgelöst hatte, erreichten die Auswirkungen der Rezession die von der Sonne beschienenen Weiten des Atlantiks vor der nordwestafrikanischen Küste. Dort stellten die Besatzungen der »Frontex«-Schiffe, die im Auftrag der »Europäischen Agentur für die operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen« in den internationalen Gewässern vor der West-Sahara nach illegalen Einwanderern Ausschau hielten, plötzlich fest, dass sie nicht mehr gebraucht wurden: Die Menschen sprangen dort nicht mehr auf notdürftig zusammengebaute Flöße, um nach Europa zu fliehen. Vor 2008 hatten die Patrouillen versucht, jährlich fast 32 000 Menschen (die meisten von ihnen waren Muslime) von der oft tödlich endenden Seereise zu den zu Spanien gehörenden Kanarischen Inseln abzuhalten. Die Zahl dieser Menschen fiel 2009 auf etwa 7 000. Ein Jahr später versuchten nur noch 2 165 Personen, von der afrikanischen Küste zu den Kanaren zu gelangen.27 Die Zahl der illegalen Einwanderer ging insgesamt und europaweit um zwei Drittel zurück. Mindestens 232 000 Einwanderer verließen Spanien in den Jahren 2008 und 2009 sogar, weil Arbeitsplätze verlorengingen.


      In den Vereinigten Staaten zeitigte die Krise noch dramatischere Auswirkungen. Die Einwandererzahlen fielen ins Bodenlose, und so viele Einwanderer verließen das Land – nicht nur in Richtung Lateinamerika, sie gingen zum Beispiel auch nach Afrika –, dass die Zahl der im Ausland geborenen Einwohner der Vereinigten Staaten 2008 und 2009 tatsächlich abnahm – zum ersten Mal in der Geschichte des Landes.28 Einige Beobachter bezeichneten diese Entwicklung als weltweite Einwanderungspause.


      Die Auswirkungen der Rezession auf die Einwanderung lehrten uns zwei Dinge. Erstens nehmen – legale oder illegale – Einwanderer nicht das Risiko auf sich, Geld für den Zutritt zu einem fremden Land auszugeben, nur um dort leben und Sozialleistungen in Anspruch nehmen zu können. Sie kommen in erster Linie, um sich am Wirtschaftsleben zu beteiligen. Zweitens lernten wir, dass die Menschen – so verlockend die Metapher auch klingen mag – nicht einfach aus armen, übervölkerten Ländern in die nächstgelegenen wohlhabenden Staaten strömen. Migration hängt von kulturellen und wirtschaftlichen Verbindungen ab. Die ehemaligen kolonialen Beziehungen veranlassen zum Beispiel Pakistaner, Inder und Bangladescher, Großbritannien als Hauptziel zu wählen, Algerier und Marokkaner zieht es dagegen vor allem nach Frankreich. Türken gehen nicht einfach in größerer Zahl nach Bulgarien und Griechenland, auch nicht nach Ungarn oder in die Slowakei, sondern eher über die Alpen nach Deutschland. Sie folgen keinem Invasionspfad, sondern einer wirtschaftlichen Verbindung, die von den Regierungen beider Länder geknüpft wurde.


      Selbst echte Flüchtlinge suchen selten hinter der nächsten Grenze Schutz: Sie gehen das Risiko ein, viele Grenzen zu überqueren, um in das sicherste Land zu gelangen. Viele Iraker, die vor Saddam Hussein flohen, gingen den weiten Weg bis nach Australien. Migranten, selbst die verzweifelten, suchen für ihre Familien nicht nach der bequemsten Reise, sondern nach der sichersten Lösung, wenn diese Reise beendet ist.29 Menschen, die aus den westafrikanischen Staaten mit ihren enorm hohen Geburtenraten weggehen, sind keine in Panik fliehenden, verzweifelten Armen, es sind Menschen, die etwas gespart und diese Ersparnisse dann in eine wohlüberlegte, bewusste Entscheidung investiert haben. Die Internationale Organisation für Migration (IOM) schrieb in einer Untersuchung solcher Wanderungsbewegungen: »Migration ist weniger eine verzweifelte Reaktion auf bittere Armut, sondern im Allgemeinen eine bewusste Entscheidung relativ wohlhabender Personen und Haushalte zur Verbesserung ihrer Lebensverhältnisse.« Die Zahl der Menschen, die aus solchen Ländern »fliehen«, ist gering: Flüchtlinge und Asylbewerber machen meist nur wenig mehr als 5 Prozent der weltweiten Migration aus. Die meisten Einwanderer kommen aus wirtschaftlichen oder familiären Gründen in ein neues Land, und für arme Muslime aus Afrika sind die westlichen Länder im Allgemeinen nicht die erste Wahl. Die IOM-Untersuchung hielt fest, dass 62 bis 80 Prozent der 65 000 bis 120 000 Afrikaner aus den Ländern südlich der Sahara, die Jahr für Jahr gen Norden ziehen, in Nordafrika nach einer Arbeit suchen.30 Araber aus den Ländern des Nahen Ostens zieht es viel eher in die Türkei oder in die reicheren Staaten am Persischen Golf, nur eine kleine Minderheit will nach Europa.


      Wenn der Westen tatsächlich überwältigt wird, dann nicht von Muslimen. Europas Anteil an Muslimen ist klein, obwohl der Kontinent von islamischen Ländern »eingekreist« ist und zeitweise eine hohe Zahl von Einwanderern aufnimmt. Spanien ist nur durch eine schmale Meerenge von der arabischen Welt getrennt, und dennoch sind nur 13 Prozent der jährlichen Einwanderer Muslime – die Mehrheit der legalen wie der illegalen Einwanderer kommt, angezogen von der sprachlichen Verwandtschaft, von der anderen Seite des Atlantiks oder aus Rumänien. In Großbritannien sind nur 28 Prozent der Einwanderer Muslime. Wenn eine religiöse Gemeinschaft Großbritannien übernimmt, sind das die Katholiken, die die Anglikaner beim Kirchenbesuch schon vor Jahrzehnten überholten.


      Weniger als 15 Prozent der Einwanderer in Deutschland sind Muslime – so intensiv die Debatte über die Türken auch geführt werden mag –, eine sehr viel größere Gruppe kommt aus Osteuropa. Frankreich ist das einzige europäische Land, dessen Einwanderer zum größten Teil Muslime sind (68,5 Prozent), was vor allem daran liegt, dass viele von ihnen noch vor gut einer Generation, als Algerien und Tunesien von Frankreich beherrscht wurden, französische Staatsbürger waren.31 Außerdem nimmt der muslimische Anteil an den Einwanderern nicht zu, und es ist unwahrscheinlich, dass sich dies in Zukunft ändern wird. Die arabischen Revolutionen von 2011 sorgten nicht für eine starke Zunahme der Einwanderung aus den Ländern südlich des Mittelmeers, die von den Medien vorhergesagt worden war; abgesehen von einer kleinen Gruppe von Flüchtlingen in den ersten Monaten des Jahres, fielen diese Aufstände mit einem Rückgang der Einwanderung nach Europa aus der betroffenen Region zusammen.32


      Die Stadtbezirke mit hohem Migrantenanteil in Belgien, den Niederlanden und Skandinavien, die zum Thema so vieler Eurabien-Bücher wurden, erleben heutzutage eine neue Einwandererwelle von Polen, Rumänen und Russen. Antimuslimische Politiker wie Geert Wilders verlegen allmählich den Schwerpunkt ihrer Ängste auf die neue »slawische Flut«. Einwanderung ist kein muslimisches Monopol und ganz gewiss keine islamische Verschwörung. Aber weil Muslime oft sehr gut wahrnehmbar und oft auch umstrittener sind als andere Migranten, verleitet uns ihre Präsenz zu der Annahme, dass sie viel zahlreicher seien als in Wirklichkeit. Und manchmal muss wohl irgendetwas mit uns nicht stimmen.


      


      BEHAUPTUNG: Ein atheistischer, sozialistischer, von Sozialhilfe abhängiger Westen hat den moralischen Willen eingebüßt, sich fortzupflanzen und sich einer Übernahme durch den Islam zu widersetzen.


      »Die spirituelle Geschmacklosigkeit, die islamische Einwanderer in den modernen westlichen Ländern wahrnehmen, ist nicht eingebildet. Bei der Bewahrung der eigenen Kultur ist sie vielleicht Europas größte Belastung. […] Wenn eine unsichere, formbare und relativistische Kultur auf eine Kultur trifft, die einen festen Halt hat, zuversichtlich ist und durch gemeinsame Grundsätze gestärkt wird, verändert sich im Allgemeinen die Erstere mit dem Ziel, sich der Letzteren anzupassen.«


      Christopher Caldwell


      »Es geht hier um […] die größeren Kräfte, die in der entwickelten Welt wirken und Europa als zu sehr geschwächt erscheinen lassen, um der unbarmherzigen Umwandlung in ein Eurabien noch widerstehen zu können, und die die Zukunft eines großen Teils der übrigen Welt infrage stellen. Die wichtigsten Faktoren sind der demografische Niedergang, der nicht aufrechtzuerhaltende sozialdemokratische Staat und die kulturelle Erschöpfung. […] Der Islam hat die Jugend und den Willen, Europa hat das Alter und die Sozialhilfe.«


      Mark Steyn


      Haben der Atheismus und der Sozialstaat den Westen in den unfruchtbaren Niedergang geführt und seine entleerten, glaubenslosen Städte der Übernahme durch entschlossene muslimische Gläubige preisgegeben? Das ist eine der beliebtesten Behauptungen der antimuslimischen Autoren, die gerne vortragen, die in Glaubensfragen schwächsten, sozialistischen und unfruchtbaren Länder des Westens würden der islamischen Dominanz zum Opfer fallen. Diese Hypothese ist ziemlich leicht zu überprüfen. Man muss sich nur die entsprechenden Zahlen ansehen.


      Zunächst einmal sollte man eine Liste der religiösesten Länder des Westens zur Hand nehmen (als Maßstab dient dabei der Prozentsatz der Bevölkerung, der regelmäßig an Gottesdiensten teilnimmt).33 Polen nimmt hier mit 55 Prozent regelmäßigen Kirchgängern, mehr als dem Doppelten des Weltdurchschnitts von 26 Prozent, eine Spitzenposition ein und lässt sich dabei nur von Irland übertreffen.


      Es folgen die Slowakei (47 Prozent), Portugal (47 Prozent) und Italien (45 Prozent). Andere Untersuchungen belegen eine sehr ausgeprägte Religiosität in Malta (75 Prozent).34 Die Religion spielt im öffentlichen und politischen Leben all dieser Länder eine große und sichtbare Rolle.


      Dann betrachte man die europäischen Länder mit den niedrigsten Geburtenraten und der am schnellsten abnehmenden und alternden Bevölkerung. Im Wesentlichen hat man die gleiche Liste vor sich. Unter den ersten Zehn stößt man auf Polen (nur 1,3 Kinder pro Familie), die Slowakei (1,3), Malta (1,3), Portugal (1,4) und Italien (1,4). Die religiösesten Länder Europas sind also gerade diejenigen mit den wenigsten Kindern. Die einsame Ausnahme ist Irland, das einen hohen Anteil an Kirchgängern und eine hohe Geburtenrate hat. Ansonsten besteht eine direkte Korrelation zwischen den religiösesten Ländern und den Ländern mit der geringsten Fruchtbarkeit.


      Zu den Staaten mit der höchsten Fruchtbarkeit in Europa zählen andererseits Frankreich (1,97 Kinder), Island (2,1), Dänemark (1,8), Norwegen (1,9) und Schweden (1,9)4 – und all diese Länder sind entweder skandinavische Sozialdemokratien oder Wohlfahrtsstaaten mit hohen Sozialausgaben. Es sind außerdem die Staaten mit dem höchsten Anteil an Atheisten und dem geringsten Prozentsatz regelmäßiger Gottesdienstbesucher. Auch Großbritannien erscheint auf dieser Liste, mit einer Geburtenrate der nicht muslimischen Bevölkerung von 1,8 und mit eher durchschnittlich ausgeprägter Religiosität. Wenn irgendetwas Europa aushöhlt und anfällig macht für eine Bevölkerungszunahme, die von den Einwanderern ausgeht, dann sind das sicher nicht die Säkularisierung und der überfürsorgliche Staat: Beide wirken, wenn überhaupt, allenfalls als Gegenmittel.


      Und die muslimischen Einwanderer lassen sich nicht in den schwachen, alternden Ländern mit niedrigen Geburtenraten nieder, zum Beispiel in Portugal oder der Slowakei. Man findet sie eher in den Ländern mit den höheren Geburtenraten wie Frankreich, Großbritannien und Schweden oder in den Ländern mit einer blühenden Wirtschaft wie Deutschland. Man denke an die zuvor genannten Zahlen, die belegen, dass die Einwanderer meist nur in wirtschaftlich guten Zeiten kommen. Welche Hypothese klingt plausibler: dass muslimische Einwanderer es auf schwache, schutzlose und im Niedergang befindliche Gesellschaften abgesehen haben, die sie übernehmen wollen, oder dass sie in die stärksten und attraktivsten Gesellschaften kommen, die sie finden können, um sich dort mit allen Kräften um Aufnahme zu bemühen? Die westlichen Länder ziehen die Menschen nicht wegen ihrer Mängel und Unzulänglichkeiten an – sie locken die Menschen an, weil sie erfolgreich sind.


      
        
          2 Die Geburtenrate (Englisch: Total Fertility Rate, TFR) ist eine auf Geburtenstatistiken beruhende Ziffer, die die Gesamtzahl der Kinder angibt, die eine Frau im Lauf ihres Lebens zur Welt bringt – mit anderen Worten: Es ist die Zahl, die die durchschnittliche Familiengröße angibt. Um die Bevölkerungszahl eines Landes stabil zu halten, bedarf es einer Geburtenrate von 2,1. Liegt diese Ziffer über 2,1, nimmt die Bevölkerungszahl zu, liegt sie bei 2,0 oder niedriger, wird sie letztlich schrumpfen. Alle Angaben zu Geburtenraten in den einzelnen Ländern stammen aus den World Population Prospects: The 2010 Revision, die vom Bevölkerungsreferat der UN-Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale Angelegenheiten veröffentlicht wurden. Einsehen kann man diese Veröffentlichung unter www.un.org/esa/population/.

        


        
          3 Zu diesen Ländern zählen Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Irland, Italien, Luxemburg, die Niederlande, Norwegen, Österreich, Portugal, Schweden, die Schweiz und Spanien – die 17 Länder mit der größten Bevölkerungszahl und der höchsten Einwanderungsrate von Muslimen.

        


        
          4 All diese Länder stehen auf der Liste der europäischen Geburtenraten ganz weit oben, auch wenn man die muslimischen Einwanderer beim Gesamtwert nicht berücksichtigt. Frankreichs Nichtmuslime haben eine hohe Geburtenrate von 1,9 Kindern, in Norwegen und Schweden liegt der Wert bei 1,8, und in den übrigen Ländern ändert sich die Fruchtbarkeitsrate auch ohne Muslime nicht.

        

      

    

  


  
    
      


      II Integration


      Die muslimischen Wohnviertel in den westlichen Ländern sehen anders aus als andere Stadtteile. Sie wirken in mancherlei Hinsicht wie Außenposten des Nahen Ostens und Nordafrikas: Bärtige Männer trinken Kaffee und rauchen auf dem Bürgersteig ihre Wasserpfeife, Frauen tragen Kopftücher, islamische Bräuche wie das Schafsopfer zu Beginn des Eid al-Adha, des islamischen Opferfestes, werden strikt eingehalten, und die Moschee überragt das ganze Geschehen. Sieht man die trotzigen Minarette und den Wald von Satellitenschüsseln, die Programme aus fernen Ländern empfangen, kann man sich nur schwer des Gedankens erwehren, dass diese Menschen ihre Anweisungen von anderswoher erhalten. Haben die muslimischen Familien in unserer Mitte irgendein Interesse daran, Teil unserer Gesellschaft zu werden, oder fühlen sie sich ganz und gar einer anderen Gesellschaft zugehörig? Bekennen sie sich zu unseren Institutionen und Werten, oder haben sie eher den Import und die Einführung anderer, weniger erstrebenswerter Einrichtungen im Sinn? Oder sind diese rauen Viertel nur die aktuellste Erscheinungsform in der großen Geschichte der Einwanderung, deren frühere Varianten den Menschen im Westen den Espresso oder jiddische Einsprengsel in ihrer Sprache gebracht, aber ansonsten zu einem gelassenen Umgang mit der Vielfalt der religiösen Bräuche in ihrer Mitte geführt haben?


      BEHAUPTUNG: Muslimische Einwanderer sind überwältigend religiös und praktizieren eher eine Ideologie als einen von Spiritualität geprägten Glauben.


      »Es gibt zwar ein gemäßigtes und liberales Christentum, aber keinen gemäßigten oder liberalen Islam. […] Der heutige Islam bleibt überwiegend eine alles umfassende Ideologie – eine Ideologie, deren Erlasse alle Lebensbereiche betreffen und die Glaubenspraxis und das Verhalten ihrer Anhänger sehr genau und streng regeln.«


      Bruce Bawer


      »Ich sehe den Islam nicht so sehr als Religion, sondern als Ideologie. Das Ziel der islamischen Ideologie besteht meiner Ansicht nach darin, die westlichen Gesellschaften zu dominieren und ihrem eigenen Glauben zu unterwerfen, und darin ist sie anders als die anderen Religionen. Der Islam ist nicht einfach ein Ast im Baum der Religionen – sein Platz ist in der Ecke der totalitären Ideologien.«


      Geert Wilders


      Die Kritiker der vermeintlichen muslimischen Flut werden, selbst wenn sie die statistischen Zahlen akzeptieren und erkennen, dass die Muslime kaum jemals mehr als 10 Prozent der Bevölkerung der westlichen Länder ausmachen werden, weiterhin erklären, dass der starke und intolerante religiöse Glaube die Einwanderer zu einem störenden Block mache. Sie würden eine Gemeinschaft hartnäckig illiberaler Fanatiker bilden, deren Festhalten am Koran sie in einen Gegensatz zu westlichen Werten bringe und deren unvermeidliche kulturelle Rückständigkeit sie zu einer Bedrohung für den hart erkämpften Fortschritt des Westens mache, den Fortschritt hin zu sexueller und Geschlechter-Gleichberechtigung und freier Religionsausübung.


      Alle Arten von Behauptungen werden angeführt, um dieses Argument zu unterstützen: dass der Koran als göttliche Offenbarung und nicht als für die Auslegung offenes Menschenwerk empfangen worden und deshalb unveränderlich sei; dass verschiedene Textpassagen den Koran eher als Staatsphilosophie erschienen ließen und nicht als individuell motiviert; dass viele Imame das uneingeschränkte Befolgen als einzige Option präsentierten, die dem Gläubigen offenstehe; dass der Islam, so wie er in der Schriftform dargelegt werde, nicht zulasse, dass es eine Vielfalt von Auslegungen, moderate oder reformorientierte Schulen oder eine von der Religion getrennte weltliche Denkart gebe.


      Das Problem mit diesem Argument ist, dass Religionen sich nicht in einer heiligen Schrift oder einem Dogma manifestieren, sondern im tatsächlichen menschlichen Verhalten, das selbst bei frommen Menschen oft in dramatischem Gegensatz zu dem steht, was die heilige Schrift sagt. Das Judentum ist, jedenfalls nach der Papierform, ein geschlossener und hermetischer Glaube, der die Möglichkeit reformerischer oder liberaler Interpretationen ebenso verneint wie die Tatsache, dass die meisten heutigen Juden nicht religiös sind. Das Christentum befiehlt seinen Anhängern – wie jeder Fundamentalist bestätigen wird –, Gottes Gesetze, so wie sie in der Heiligen Schrift offenbart werden, über die Gesetze der Menschen zu stellen, selbst dann, wenn für die Nichtbefolgung der Letzteren ein Preis zu bezahlen ist. Katholiken wird von der Amtskirche nicht die Möglichkeit eingeräumt, die Lehren der Kirche selektiv zu befolgen, dennoch besteht die überwältigende Mehrheit der Mitglieder dieser Konfession in den westlichen Ländern aus dezidierten »Selbstbedienungskatholiken«, die sich die zu ihrer Lebenseinstellung passenden Lehren selbst aussuchen.


      Praktizieren die muslimischen Einwanderer in den westlichen Ländern einen solchen »Selbstbedienungsislam«, der zu der Wertewelt passt, die sie umgibt? Nehmen sie die westlichen Werte auf, oder sind sie ausschließlich islamische Gläubige, die nun einmal im Westen leben?


      Eine Möglichkeit, dies herauszufinden, ist, sie einfach zu fragen. Eine andere besteht darin, ihre Ansichten und Handlungen in Bereichen der Moral und des Verhaltens zu prüfen, die sie zwingen, sich zwischen einer religiösen oder einer staatsbürgerlichen Weltsicht zu entscheiden. In den letzten Jahren haben glücklicherweise einige der angesehensten Forschungsinstitute der Welt mehrere groß angelegte Untersuchungen zu den Ansichten und zum Verhalten von Muslimen in westlichen Ländern vorgenommen. Viele davon konzentrierten sich auf Fragen zum Gegensatz zwischen religiöser und nationaler Loyalität.


      Wir beginnen in Frankreich, wo vier von zehn Befragten das Gefühl haben, dass »die meisten Einwanderer eine Kultur haben, die von der französischen zu verschieden ist, um eine Integration in die französische Gesellschaft zuzulassen«.1 Und die Einwanderer aus muslimischen Ländern in Frankreich identifizieren sich tatsächlich stärker mit ihrem religiösen Glauben als die übrigen Bürger Frankreichs – aber sehr viel weniger als die Bewohner muslimischer Länder. Im Jahr 2006 erklärten 42 Prozent der französischen Muslime, sie fühlten sich »zunächst als Franzose und dann als Muslim«, während 46 Prozent dies umgekehrt sahen. Dieselbe Untersuchung stellte fest, dass sich zwischen 77 und 79 Prozent der Muslime in arabischen Ländern zunächst über die Religion definierten, sodass in Frankreich nach der Einwanderung also eine deutliche Verschiebung festzustellen ist – weg von der religiösen und hin zur nationalen Identität.2 Dennoch bedeutet das, dass fast die Hälfte der muslimischen Einwanderer in Frankreich (von denen wiederum nur die Hälfte das volle Bürgerrecht erworben hat) sich nach wie vor eher über ihre Religionszugehörigkeit definiert. Prägt diese religiöse Identität ihre Überzeugungen und Handlungen? In dieser Hinsicht scheint die säkulare französische Gesellschaft einen dramatischen Einfluss auf die Muslime ausgeübt zu haben.


      Wie auch immer es um das Selbstbild bestellt sein mag, die überwiegende Mehrheit von Frankreichs 5 Millionen Muslimen praktiziert ihre Religion nicht: Untersuchungen der französischen Regierung belegen, dass 8 bis 15 Prozent von ihnen regelmäßig an Gottesdiensten teilnehmen, und weniger als 5 Prozent gehen jeden Freitag in die Moschee – das entspricht in etwa den 9 Prozent der französischen Katholiken, die einmal in der Woche zur Messe gehen.3 20 Prozent der französischen »Muslime« (das heißt: Personen muslimischer Herkunft) erklärten sogar, keiner Religion anzugehören – das sind nicht viel weniger als die 28 Prozent der gesamten erwachsenen Bevölkerung Frankreichs, die sich als religionslos bezeichnen. Und bei der Gruppe, die sich zur Religion bekannte, erklärten 28 Prozent der Muslime, sie würden »nie beten«, bei den Katholiken waren es 38 Prozent. Fast niemand unter den französischen Muslimen schickt die eigenen Kinder in separate islamische Schulen, und das trotz eines 2004 erlassenen Gesetzes, mit dem das Tragen religiöser Symbole – einschließlich des muslimischen Hidschab – in öffentlichen Schulen verboten wurde. Vielmehr sagten 42 Prozent der französischen Muslime, sie seien für dieses Verbot.4 Diese Einwanderer haben sich in jeder Hinsicht dafür entschieden, mit ihrer Religion auf eine typisch französische Art umzugehen.


      Ein Vergleich dieser Ergebnisse aus Frankreich mit den in den Vereinigten Staaten ermittelten Daten ist eine interessante Angelegenheit. In den USA erklärten 49 Prozent der Einwanderer muslimischer Herkunft, sie würden sich zunächst als Muslime verstehen und erst danach als Amerikaner. Und 69 Prozent sagen, Religion sei »in ihrem Leben sehr wichtig«, während stolze 47 Prozent behaupten, jeden Freitag in die Moschee zu gehen, was einem Mehrfachen des in Frankreich erhobenen Anteils entspräche.


      Aber diese Zahlen sind nahezu identisch mit allgemeinen Trends unter den Amerikanern, die zu ausgeprägter Religiosität neigen: 46 Prozent aller amerikanischen Christen (und 70 Prozent aller Evangelikalen) bekennen, sie sähen sich selbst »zuerst als Christen« und dann als Amerikaner. Und 70 Prozent der Christen – 1 Prozent mehr als bei den Muslimen – sagen, Religion sei »in ihrem Leben sehr wichtig«, während 45 Prozent allsonntäglich am Gottesdienst teilnehmen. Mit anderen Worten: Die amerikanischen Muslime zeigen ein nahezu identisches Maß an religiöser Praxis und Identifikation wie ihre christlichen Mitbürger. Zu Fragen der Auslegung des Korans erklären nur 37 Prozent der US-Muslime, es gebe »nur eine richtige Auslegung« ihrer Religion. Diese Quote liegt nicht viel höher als bei den amerikanischen Christen, von denen 28 Prozent der Ansicht sind, es gebe nur eine Art, die Lehren der Bibel auszulegen. Und 63 Prozent der amerikanischen Muslime vertreten die Auffassung, es bestehe »kein Konflikt zwischen einem Leben als frommer Muslim und dem Leben in einer modernen Gesellschaft« – bei den amerikanischen Christen sagen dies 64 Prozent der Gläubigen.5


      Ziemlich außergewöhnlich ist die Tatsache, dass volle 62 Prozent der amerikanischen Muslime meinen, es könne »eine Existenzmöglichkeit für den Staat Israel gefunden werden, bei der die Rechte der Palästinenser gewahrt werden« – eine Quote, die um ein Mehrfaches höher ist als bei Meinungsumfragen im Nahen Osten. Sie ist nicht viel niedriger als bei den Amerikanern insgesamt, von denen 67 Prozent diese Aussage unterstützen. Nur 16 Prozent der US-Muslime und 12 Prozent aller befragten Amerikaner sind der Ansicht, dass die Existenz Israels die Palästinenser ihrer Rechte beraubt. Im Gegensatz dazu bejahen 80 Prozent der Ägypter und Jordanier, 45 Prozent der Türken und 59 Prozent der Libanesen diese These. Muslimische Einwanderer lassen also selbst beim hochbrisanten Thema der israelisch-palästinensischen Beziehungen die in ihren Heimatländern gängigen Ansichten hinter sich und schließen sich dem amerikanischen Mainstream an.6


      Die französischen Muslime wiederum scheinen ebenfalls – und trotz ihrer Nähe zur arabischen Welt – mit der in ihrer neuen Heimat gängigen Sicht auf den Nahen Osten übereinzustimmen. Bei Meinungsumfragen wird zwar bei französischen Staatsbürgern arabischer oder türkischer Herkunft eine knappe Mehrheit mit einem negativen Israel-Bild festgestellt (52 Prozent), aber dieser Anteil liegt sogar noch niedriger als bei den Franzosen insgesamt.7


      Und das gilt nicht nur für die Politik: Die einheimische Kultur des neuen Heimatlandes behält bei jeder beliebigen Zahl von Fragen, bei denen wir erwarten würden, dass sich die muslimischen Einwanderer von religiösen Lehren leiten lassen, die Oberhand. Zum Beispiel beim Thema Homosexualität. 39 Prozent der Muslime in den Vereinigten Staaten sagten 2009, sie sollte akzeptiert werden. Diese Akzeptanzquote ist zwar niedriger als bei der gesamten amerikanischen Öffentlichkeit (58 Prozent), zeigt aber eine deutliche Zunahme gegenüber den 27 Prozent, die bei denselben Muslimen vier Jahre zuvor verzeichnet worden waren. Von den in den USA geborenen Muslimen akzeptieren 41 Prozent die Homosexualität. Dies steht für eine sehr schnelle Integration bei einem Thema, das von antimuslimischen Autoren und Politikern wie Bruce Bawer und Geert Wilders zu einem Symbol der kulturellen Spaltung erklärt wurde.


      Die Muslime in Deutschland stehen der Homosexualität inzwischen sogar noch toleranter gegenüber, 47 Prozent von ihnen (gegenüber 68 Prozent der Deutschen insgesamt) finden sie nach einer umfangreichen Gallup-Umfrage moralisch akzeptabel. Dieses Ergebnis kam zustande, obwohl die deutschen Muslime, die mehrheitlich türkischer und ländlicher Herkunft sind, zu den religiösesten in Europa zählen und 82 Prozent von ihnen erklären, dass die Religion ein wichtiger Teil ihres Alltagslebens sei (im Vergleich zu 70 Prozent in Großbritannien und 69 Prozent in Frankreich). Bei der Gallup-Umfrage bezeichneten außerdem 48 Prozent der französischen Muslime Sex ohne Trauschein zwischen einem Mann und einer Frau als moralisch akzeptabel, und 35 Prozent tolerierten Abtreibung – ein ziemlich außergewöhnliches Ergebnis für Araber, deren Mehrheit noch in Nordafrika zur Welt kam.8 Bei den amerikanischen Muslimen äußerten 90 Prozent die Ansicht, Frauen sollte eine außerhäusliche Erwerbstätigkeit erlaubt werden, und 7 von 10 meinten, es gebe keine Unterschiede zwischen männlichen und weiblichen Spitzenpolitikern – Ansichten, die sich kaum vom amerikanischen Gesamtergebnis unterschieden und eine ganze Welt von den vorherrschenden Meinungen in den Ländern entfernt waren, aus denen sie und ihre Eltern stammten.9


      Einwanderer aus muslimischen Ländern entwickeln sich im Allgemeinen eindeutig und in hohem Tempo in Richtung Integration, auch wenn ihr Wertesystem nach wie vor einen gewissen Abstand zu den einheimischen Nachbarn aufweist und diese Diskrepanz zum Anlass für erhebliche Spannungen wird. Das Tempo der Integration ist besonders bemerkenswert, wenn man bedenkt, dass der größte Teil dieser Einwanderer in den letzten 20 Jahren eingetroffen ist. Europäer und Nordamerikaner brauchten Jahrzehnte, um einen Einstieg in den rechtlichen und sozialen Konsens bei den Themen Frauenrechte, Gleichstellung der Homosexuellen und Abtreibung zu finden. Muslimische Einwanderer, die aus einem sehr viel weniger entwickelten wirtschaftlichen Umfeld kommen, scheinen sich solche Ansichten sehr viel schneller zu eigen zu machen.


      Wohlgemerkt gibt es Ausnahmen von diesem Muster der kulturellen Integration. Eine bemerkenswerte Ausnahme ist Großbritannien, wo sich die Ansichten der muslimischen Einwanderer im Durchschnitt ganz erheblich vom Denken der Mehrheitsgesellschaft unterscheiden. Während 58 Prozent der Briten Homosexualität akzeptieren, fanden die Gallup-Demoskopen nahezu keine Muslime, die sich für Toleranz in dieser Frage aussprachen (andere Meinungsumfragen ermittelten einen Anteil von etwa 20 Prozent der britischen Muslime, die Homosexualität tolerierten). Unter britischen Muslimen gab es deutlich mehr Gegner der Abtreibung (nur 5 Prozent der britischen Muslime tolerierten sie, im Vergleich zu 19 Prozent der deutschen und 35 Prozent der französischen Muslime) und des Sex zwischen unverheirateten Partnern (nur 3 Prozent der britischen Muslime akzeptierten ihn). Und in Großbritannien besteht die größte Wahrscheinlichkeit, dass muslimische Frauen zu Hause bleiben: Im Jahr 2004 waren 69 Prozent von ihnen »wirtschaftlich inaktiv«, im Vergleich zu 40 Prozent aller Frauen nicht christlichen und 25 Prozent der Frauen christlichen Glaubens. (Nur 30 Prozent der muslimischen Männer in Großbritannien waren »wirtschaftlich inaktiv«.)10 In Großbritannien sind zwar sehr viele Bangladescher und Pakistaner im öffentlichen Leben, in der Politik und an den Universitäten präsent, aber es gibt eine eindeutige Mehrheit, die europäisch-moderne Ansichten nicht annähernd so schnell übernimmt wie die muslimischen Einwanderer in Frankreich oder Deutschland. Einige Beobachter führen dies auf die britische Multikulturalismus-Politik zurück, die die Selbstabschottung in den Städten des Nordens, wo die Arbeitslosigkeit hoch ist, begünstige; andere Experten schreiben es dem fortwirkenden Einfluss ihrer früheren, sehr konservativen und ländlichen Lebenswelt in Pakistan und Bangladesch zu.


      Gallup hat einen Index für »Integration« entwickelt, der mit einer komplexen Abfolge von Fragen Einstellungen zu und Interaktionen mit Menschen anderer Religionszugehörigkeit ermittelt. Menschen, die eine sehr ausgeprägte Fähigkeit zur Koexistenz mit anderen Gemeinschaften und Religionen entwickelt haben, werden als »integriert« eingestuft; wer sich um andere Gruppen überhaupt nicht kümmert oder sich intolerant zeigt, gilt als »isoliert«, und die Menschen in der Mitte dieses Spektrums sind »tolerant«. Die französischen Muslime sind nach diesem Maßstab am besten integriert, denn 46 Prozent der Befragten erfüllten die Kriterien, im Vergleich zu 22 Prozent aller befragten Franzosen. Dagegen sind nur 10 Prozent der britischen Muslime »integriert«. Eine deutliche Mehrheit von 60 Prozent ist nicht isoliert, sondern bloß »tolerant«, und das bedeutet, dass diese Menschen in Bezug auf die Gesamtgesellschaft eine vom Grundsatz »Leben und leben lassen« geprägte Sichtweise haben, aber oft nicht die Vorzüge des großen Gemeinwesens sehen. Bei oberflächlicher Betrachtung scheint dies zu belegen, dass einige muslimische Gruppen, am allerdeutlichsten diejenigen in Großbritannien, in wichtigen Bereichen kein Interesse an Integration haben, zumindest nicht kurzfristig. Aber heißt das, dass sie sich anderweitig verpflichtet fühlen, zum Beispiel den Lehren des Korans oder den Werten irgendeines anderen Landes?


      Diese Frage verlangt nach einer anderen Analyse.


      BEHAUPTUNG: Muslimische Einwanderer verhalten sich gegenüber ihren Aufnahmeländern nicht loyal. Ihre Loyalität gilt ihrer Religion oder ihrem Geburtsland.


      »Heute, zu Beginn des 21. Jahrhunderts, kommt es im Zusammenhang mit der islamischen Einwanderung abermals zu einem Konflikt der Kulturen auf europäischem Boden. […] Zahlreiche Muslime haben sich mit Erfolg an die westliche Demokratie angepasst, aber sie sind nach wie vor die Ausnahme. Prediger in Moscheen fordern Muslime weiterhin dazu auf, ihre Kinder im Geist des Dschihad zu erziehen.«


      Bat Ye’or


      »Man stelle sich vor, der Westen hätte auf dem Höhepunkt des Kalten Kriegs einen massenhaften Zustrom von Einwanderern aus kommunistischen Ländern aufgenommen, die sich nicht entscheiden konnten, welche Seite sie unterstützen sollten. […] Zur Zeit spielt sich etwas Ähnliches ab.«


      Christopher Caldwell


      Manche muslimischen Gruppen integrieren sich mit erstaunlicher Geschwindigkeit in die Kultur, die sie aufnimmt, andere dagegen hinken hinterher. Die Frage ist, ob die Nachzügler die Werte ihrer neuen Heimatländer aus Gründen der Entfremdung oder Illoyalität aktiv zurückweisen oder einfach nur am Rand der Gesellschaft verharren, weil ihnen das Wissen oder die Mittel fehlen, die man für die Anpassung benötigt. Sind sie Außenseiter, die zornig auf das Land sind, in dem sie leben, sodass sie es umgestalten wollen? Oder sind sie nur Bürger, die noch für eine gewisse Zeit an der alten Lebensweise festhalten?


      Die britischen Muslime mit konservativem Wertesystem sind ein guter Testfall. Eine Gallup-Umfrage aus dem Jahr 2009 zu den unter Minderheiten in europäischen Ländern herrschenden Ansichten ergab, dass »britische Muslime sich stärker als alle anderen untersuchten Bevölkerungsgruppen mit ihrem Land identifizieren und ein stärkeres Vertrauen zu seinen demokratischen Institutionen äußern«. Da war nicht von einem feinen Unterschied die Rede: 77 Prozent der britischen Muslime erklären, sie identifizierten sich »extrem stark« oder »sehr stark« mit ihrem Land, im Vergleich zu 50 Prozent aller Briten, 52 Prozent der französischen und 40 Prozent der deutschen Muslime.11


      Unter den verschiedenen religiösen und weltlichen Gemeinschaften Großbritanniens zeigen die Muslime die stärkste Affinität zum Staat – und den größten Optimismus in dieser Hinsicht. Mitarbeiter der Londoner Forschungseinrichtung Demos stellten 2011 bei einer Untersuchung zum Nationalstolz fest, dass 83 Prozent der Muslime erklärten, sie seien »stolz darauf, britischer Staatsbürger zu sein« – ein höherer Anteil als bei den Briten insgesamt (79 Prozent). Und nur 31 Prozent der Muslime bejahten die Feststellung, dass »Großbritannien seine besten Tage hinter sich hat«, während 45 Prozent der Gesamtbevölkerung und 50 Prozent der Anglikaner diesem Satz zustimmten. »Insgesamt«, heißt es in dem Bericht, »zeigen sich die britischen Muslime, wenn es um Großbritannien geht, optimistischer und patriotischer als die weißen Briten.«12 Man beachte, dass diese Muslime nicht einfach nur glücklich sind, weil sie die britische Staatsbürgerschaft haben: Sie identifizieren sich persönlich mit der britischen Nation in ihrem gegenwärtigen Zustand und äußern ihre Unterstützung für die Arbeitsweise ihrer Institutionen.


      Dieses Unterscheidungsmerkmal wird in anderen groß angelegten Untersuchungen bestätigt. Das Open Society Institute stellte bei einer Studie zu den Ansichten muslimischer Minderheiten in elf europäischen Städten13 fest, dass diejenigen Gruppen mit dem höchsten Anteil von Personen, die sich zunächst als Bürger ihres Landes sahen (das heißt als Briten oder Franzosen und nicht als Muslime, Bangladescher, Araber und so weiter), in Leicester (82 Prozent bezeichneten sich dort in erster Linie als »Briten«) und London lebten (72 Prozent).5 Die mangelhafte Integration muslimischer Einwanderer in Großbritannien ist zwar auf sozialem Gebiet und bei den die Sexualität betreffenden Fragen beunruhigend, aber dies ist eindeutig weder mit einem Mangel an Loyalität zu Großbritannien noch mit einer Abneigung gegen die westlichen Institutionen verbunden.


      Dieselbe Studie kam zu dem Ergebnis, dass 73 Prozent der wahlberechtigten muslimischen Einwanderer in Europa auch an nationalen Wahlen teilgenommen hatten, ein Anteil, der nur leicht unter dem der Gesamtbevölkerung liegt (81 Prozent), und dass die muslimischen Frauen hier genauso viel Beteiligung zeigten wie die Männer. Und die Hälfte der Muslime erklärte, man habe in irgendeiner Form bürgerschaftliches Engagement gezeigt, und zwar »eher in gemischten Organisationen als in solchen Zusammenschlüssen, die sich an ihrer eigenen Ethnie oder Religion orientierten«.14


      Die Muslime in Frankreich zeigen sich oft als die enthusiastischsten Unterstützer des Staates: Eine Untersuchung stellte fest, dass 62 Prozent der Muslime den Eindruck hatten, dass die »Demokratie in Frankreich gut funktioniert«, während nur 58 Prozent der Gesamtbevölkerung dem zustimmen wollten; eine andere Studie, in der dieselbe Frage gestellt wurde, ermittelte Zustimmungsraten von 69 versus 58 Prozent, wobei die Muslime auf einen Anteil von 95 Prozent mit einer positiven Gesamteinschätzung Frankreichs und seiner Institutionen kamen.15 Eine große Umfrage des Forschungsdienstes des US-Außenministeriums unter französischen Muslimen kam 2005 – nach dem Kopftuchverbot an Schulen und den Unruhen unter französischen Muslimen in den Vororten von Paris – zu dem Ergebnis, dass »eine große Mehrheit der Muslime in Frankreich der Regierung des Landes vertraut, sich zumindest zum Teil als französische Staatsbürger fühlt und die Integration in die französische Gesellschaft befürwortet«.16


      Im Alltagsleben scheinen sich die Muslime in Frankreich wohl kaum von den Lehren des Korans oder den Predigern der Umma leiten zu lassen. Innerhalb von weniger als zwei Generationen ist die Geburtenrate der muslimischen Einwanderer fast bis auf den Wert ihrer in Frankreich geborenen Mitbürger gesunken. Nahezu alle Einwanderer sprechen eher Französisch als Arabisch. Eine Meinungsumfrage im Jahr 2005 ergab, dass 8 von 10 Muslimen »es in Ordnung fanden, wenn Menschen unterschiedlicher Religionszugehörigkeit miteinander ausgingen oder heirateten«, und 59 Prozent hätten nichts dagegen, wenn ihre Tochter einen Nichtmuslim heiraten würde17 – und das scheint tatsächlich auch vorzukommen, denn ein Viertel der muslimischen Frauen in Frankreich ist mit nicht muslimischen Männern verheiratet, und 50 Prozent der jungen muslimischen Männer leben mit einer nicht muslimischen Frau zusammen.18 60 Prozent der französischen Muslime sagen, sie hätten »viele französische Freunde«, 45 Prozent erklären, sie hätten zumindest einige jüdische Freunde. Und da ist noch ein wichtiges Merkmal kultureller Integration: 57 Prozent der muslimischen Frauen in Frankreich sind außerhäuslich erwerbstätig. Diese Rate liegt nicht sehr viel niedriger als die der französischen Frauen insgesamt (63 Prozent) und unterscheidet sich sehr deutlich von der Beschäftigungssituation der Frauen in den arabischen Staaten, aus denen Einwanderer nach Frankreich kommen.


      Es kommt zwar immer noch zu Vorfällen, bei denen muslimische Einwanderer gegen die sie aufnehmenden Gesellschaften protestieren – das jüngste Beispiel sind die Krawalle und Angriffe, die sich im Jahr 2005 gegen die in der dänischen Tageszeitung Jyllands Posten abgedruckten Mohammed-Karikaturen richteten, und davor gab es Massenproteste gegen den Irak-Krieg –, aber inzwischen ist es genauso wahrscheinlich, dass in westlichen Ländern lebende Muslime sich bei der Verteidigung der Länder und Regierungen ihrer Wahl engagieren werden, so wie das Muslime im August 2011 bei den Krawallen in englischen Städten auch getan haben. Die überwältigende Mehrheit der aus Pakistan und Bangladesch stammenden Briten agierte bei diesem Gewaltausbruch19 als Verteidiger des Eigentums; 3 der 5 Todesopfer waren in Birmingham lebende Muslime, die beim Versuch, Gebäude vor Plünderern zu schützen, getötet wurden. Muslimische Einwanderer und ihre Kinder, die auf die höchste Ebene des öffentlichen Lebens gelangen, sind heute keine Überraschung mehr. Sayeeda Warsi, die geschäftsführende Vorsitzende der Konservativen Partei in Großbritannien, ist die Tochter pakistanischer Einwanderer, Cem Özdemir, der Ko-Vorsitzende der deutschen Grünen, ist der Sohn türkisch-tscherkessischer Einwanderer, und mehrere Mitglieder des ersten Kabinetts von Frankreichs ehemaligem Staatspräsidenten Nicolas Sarkozy waren Muslime. Den Kontrast zu diesen Einwanderer-Erfolgsgeschichten bildet eine erhebliche Zahl von Muslimen, die, vor allem in Europa, arm und kulturell isoliert bleiben. Wir müssen nachfragen, ob das eine selbst gewählte Isolation ist oder ob sie diesen Menschen auferlegt wird.


      BEHAUPTUNG: Muslimische Einwanderer möchten in isolierten »Parallelgesellschaften« für sich bleiben.


      »Muslime leben eher in eng vernetzten religiösen Gemeinschaften, halten dort an einem engstirnigen, fundamentalistischen Glauben fest und widersetzen sich der Integration in die Gesamtgesellschaft. […] Die meisten Menschen nichtholländischer Herkunft [in den Niederlanden] sind fundamentalistische Muslime, und die meisten von ihnen bleiben, selbst nach Jahren oder Jahrzehnten in Europa, weitgehend nicht integriert.«


      Bruce Bawer


      »Muslime verachten die säkularen westlichen Werte nicht nur als dekadent, materialistisch, korrupt und unmoralisch. Sie akzeptieren die Unterscheidung zwischen geistlicher und weltlicher Sphäre nicht, die Trennung, mit der die Religion in christlichen Gesellschaften in die Randbereiche des Alltagslebens verwiesen wird. Für die Muslime ist das ganze menschliche Leben gleichbedeutend mit einer Unterwerfung unter Gottes Willen. Das bedeutet, dass sie eine Pflicht empfinden, die Werte der sie umgebenden Kultur zu islamisieren.«


      Melanie Phillips


      Die meisten muslimischen Einwanderer kommen aus armen, kulturell konservativen Ländern, die vom Rest der Welt oft wirtschaftlich isoliert sind. Viele von ihnen stammen aus verarmten ländlichen Gegenden innerhalb dieser Länder. Nach ihrer Ankunft im Westen landen sie zunächst oft in muslimisch dominierten Stadtvierteln oder in Wohnblocks mit Sozialwohnungen, in denen Armut, Arbeitslosigkeit, Kleinkriminalität und die Abhängigkeit von Transferleistungen vorherrschen. Das trifft auf die meisten armen Einwanderer zu, aber den Muslimen wird oft eine besondere Aufmerksamkeit zuteil. Viele Beobachter sind der Ansicht, dass sie sich selbst in Parallelgesellschaften ghettoisieren und kein Interesse an einer Integration in die sie umgebende Wirtschaft und Gesellschaft haben.


      Die muslimischen Einwanderer in den meisten Ländern passen sich jedoch – wie die Umfragedaten oben nachweisen – schnell an die sozialen und sexuellen Werte und an das Fortpflanzungsverhalten im Westen an und werden im Allgemeinen zu begeisterten Anhängern des Staates und der demokratischen Institutionen, in dem und mit denen sie leben. Aber ihre Mitbürger sind nach wie vor besorgt, dass sie sich in anderen wichtigen Bereichen nicht einfügen – vielleicht, weil sie das gar nicht wollen – und ihre Kinder als Teil einer separaten muslimischen und nicht der nationalen Gesamtgesellschaft großziehen. Der Vorwurf lautet, dass muslimische Einwanderer absichtlich in islamischen Enklaven verharren, ihren Kindern das Erlernen der Sprache des Aufnahmelandes verweigern und in unseren Städten arabische Dörfer schaffen.


      Es ist fraglos zutreffend, dass viele muslimische Einwanderer verarmt und vom wirtschaftlichen Leben der Gesellschaft isoliert sind. Bei einer aktuellen Untersuchung zur Integration ethnischer Minderheiten in den Arbeitsmarkt in Belgien, Dänemark, den Niederlanden und Großbritannien kam zum Beispiel heraus, dass sie »typischerweise eine deutlich höhere Arbeitslosenquote und ein geringeres Arbeitseinkommen haben und weniger häufig einen Arbeitsplatz finden und auch behalten als die Mehrheitsbevölkerung«.20 Der Anteil der unterhalb der Armutsgrenze lebenden Menschen liegt in Belgien bei der im Land geborenen Bevölkerung bei 10 Prozent, während die Quote bei türkischen Einwanderern bei 59 und bei Einwanderern aus Marokko bei 56 Prozent liegt. In Amsterdam leben 32 Prozent der türkischen und 37 Prozent der marokkanischen Haushalte vom Mindesteinkommen, bei den niederländischen Haushalten sind es dagegen nur 13 Prozent.21 In Großbritannien kam eine Studie der Joseph Rowntree Foundation zur Armut unter Einwanderern zu dem Ergebnis, dass 65 Prozent der Bangladescher und 55 Prozent der Pakistaner arm sind – bei den »weißen Briten« waren es 20 Prozent. Von den pakistanischen Haushalten waren 25 Prozent, von den Bangladescher-Haushalten 30 bis 35 Prozent ohne Arbeit (das heißt: kein Mitglied des Haushalts hatte eine Arbeitsstelle), während die entsprechende Quote der weißen britischen Haushalte bei etwa 15 Prozent lag. Diejenigen Muslime, die Arbeit haben, werden im Durchschnitt sehr viel schlechter bezahlt als andere Einwanderergruppen. Fast die Hälfte der Arbeiter aus Bangladesch und ein Drittel der Pakistaner erhielt im Jahr 2006 einen Stundenlohn von weniger als 6,50 Pfund, während der Anteil dieser Niedriglohngruppe bei anderen Einwanderergruppen nur ein Fünftel ausmachte. (Das war, wie sich herausstellte, teilweise darauf zurückzuführen, dass 35 Prozent der Bangladescher, im Unterschied zu einem Anteil von nur 5 Prozent unter anderen ethnischen Gruppen, im »Hotel- und Gaststättenbereich« tätig waren, das heißt: hauptsächlich in Curry-Restaurants im Familienbesitz, die häufig, trotz des geringen Lohns, Vehikel für soziale Mobilität sind.)22


      In den 11 europäischen Städten, auf die sich die Untersuchung des Open Society Institute bezog, sind Muslime »nicht in den regulären Arbeitsmarkt integriert«. Sie sind häufiger arbeitslos, werden schlechter bezahlt, und ihre Arbeitsplätze sind unsicher. Diese Probleme waren teilweise auf schlechte Sprachkenntnisse und fehlendes Wissen zum oder mangelndes Verständnis des Arbeitsmarkts zurückzuführen, dennoch blieb eine Erklärungslücke, die die Wissenschaftler mit »einer ethnisch und einer religiös motivierten Benachteiligung auf dem Arbeitsmarkt« verbanden.


      Und das ist der Schlüssel für die Verarmung dieser Einwanderer: Sie haben sich nicht bewusst für die Armut und das Angewiesensein auf Sozialhilfe entschieden, sondern werden in den allermeisten Fällen in diese Situation hineingedrängt. Wir wissen teilweise darum, weil es nicht nur das Schicksal muslimischer Einwanderer ist. Armut betrifft derzeit alle wahrnehmbaren Gruppen von Einwandererminderheiten, die als un- oder angelernte Arbeitskräfte oder als Arbeiter ins Land gekommen sind. Eine europaweite Analyse zur Beschäftigungssituation und Armut kam zu dem Ergebnis, dass – unter Berücksichtigung von Ausbildungsunterschieden – »ethnische Benachteiligung« ernsthafte Nachteile mit sich brachte, und zwar nicht nur für Arbeiter aus der Türkei, Marokko und Pakistan, sondern gleichermaßen für Einwanderer aus der Karibik (überwiegend christlich) und Surinam (mehrheitlich christlichen und hinduistischen Glaubens).23


      Eine umfassende Analyse landesweiter Statistiken in Kanada ergab, dass nicht die Religion, sondern die Hautfarbe die Integrationsmöglichkeiten beeinträchtigte, und dass Muslime in wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht nicht weniger (und mitunter sogar stärker) integrationsfähig sind als andere Menschen, die derselben Ethnie entstammen. »In Übereinstimmung mit ihrer Zugehörigkeit zu äußerlich wahrnehmbaren Minderheiten«, folgerten die Forscher, »erfahren Muslime, Hindus, Sikhs und Buddhisten mehr Nachteile, und zwar sowohl objektiv in Gestalt des Haushaltseinkommens als auch subjektiv durch belegte Diskriminierung und Schutzlosigkeit. […] Insgesamt scheint klar zu sein, dass die Religion – und hier besonders der Islam – kein die soziale Integration beeinträchtigender entscheidender Faktor ist, wenn man religiöse Unterschiede zwischen wahrnehmbaren Minderheitengruppen untersucht. Wenn es hier überhaupt etwas zu berichten gibt, dann die Tatsache, dass aus Süd- und Vorderasien sowie aus den arabischen Ländern stammende Muslime von einem etwas höheren Grad an Integration erzählen als derselben Ethnie entstammende Angehörige anderer Religionsgemeinschaften.«24


      Eine große Zahl von Forschungsarbeiten zeigt – neben der Tatsache, dass die Probleme der Isolation und der wirtschaftlichen Exklusion nicht nur Muslime betreffen –, dass muslimische Auswanderer aus ein- und demselben Herkunftsland ganz unterschiedliche Schicksale haben, je nachdem, für welches Ziel sie sich entschieden haben. An manchen Orten werden sie innerhalb einer Generation vollständig integriert, an anderen wiederum scheinen sie selbst und ihre Kinder in den Randbereichen hängenzubleiben.


      Das ist sehr wichtig, denn es bedeutet letztendlich, dass sich die Einwanderer nicht bewusst oder aus religiösen oder ideologischen Gründen von der einheimischen Gesellschaft isolieren, sondern eher deshalb, weil einige Aufnahmeländer es versäumen, die nötigen Mittel für den kulturellen Anpassungsprozess und die Einbindung bereitzustellen.


      Der amerikanische Wirtschaftswissenschaftler Jacob Vigdor analysierte die Integration von Muslimen in 9 Ländern und erstellte einen Index – ermittelt anhand der Beschäftigungsquoten von Männern und Frauen und über den Anteil der Haus- und Wohnungsbesitzer und der Eingebürgerten –, mit dem er messen wollte, inwieweit Einwanderer aus muslimischen Ländern zu einem Teil ihrer Aufnahmeländer geworden sind. Kanadas »Assimilationsindex« erreicht mit 77 Punkten auf einer 100er-Skala den höchsten Wert und sehr hohe Ergebnisse in allen Bereichen – mit einer Ausnahme, der Erwerbstätigkeit von Frauen. Die Vereinigten Staaten kamen Kanada mit einem Gesamtergebnis im 60er-Bereich nahe, aber die Muslime in den europäischen Ländern waren weit abgeschlagen, mit Assimilationsraten von 38 (Spanien) bis 11 (Italien). Vigdor stellte fest, dass diese Werte nicht von kulturellen Faktoren so stark gesenkt wurden, sondern von sehr schlechten Quoten bei Haus- und Wohnungsbesitz und Einbürgerung. Der Weg zur vollständigen Einbürgerung und zum Immobilienbesitz wird noch in zu vielen europäischen Ländern von restriktiven Gesetzen blockiert – und das mag der Grund sein, nicht die Religion oder bewusste Distanzierung, der viele muslimische Einwanderer von einer vollständigen Teilhabe am Wirtschaftsleben abhält.25


      Wenn die muslimischen Einwanderer es mit Hindernissen zu tun bekommen, die sie nicht überwinden können, gilt das für ihre im Aufnahmeland geborenen Kinder erst recht. Diese zweite Generation neigt zur Entwicklung von Werten und Verhaltensweisen, die der einheimischen Bevölkerung sehr nahe kommen. Aber ihre Fähigkeit zur vollständigen Integration hängt sehr stark vom Bildungssystem ab, und hier kann es zu Problemen kommen.


      Muslime in Nordamerika sind im Bildungsbereich erfolgreich, sie erreichen bei ihren Abschlüssen im Durchschnitt ein Niveau, das zu den besten unter allen ethnischen Gruppen zählt. In den Vereinigten Staaten haben 40 Prozent aller erwachsenen Muslime einen Collegeabschluss oder eine noch höhere Qualifikation, was sie nach den Juden (61 Prozent) zur religiösen Gruppe mit dem zweithöchsten Bildungsniveau macht, weit vor dem amerikanischen Durchschnittswert (29 Prozent).26


      In den meisten europäischen Ländern sieht es allerdings anders aus, was teilweise damit zusammenhängt, dass Muslime in den Aufnahmeländern meist die Lücken auf dem Markt für ungelernte Arbeitskräfte schließen sollten und deshalb ihr Berufsleben mit größeren Bildungsmängeln beginnen. Europäische Schulsysteme sind außerdem auf die bedürfnisgerechte Betreuung von Einwandererkindern schlecht vorbereitet. Migrantenkinder haben in vielen europäischen Ländern viel höhere Aussteigerquoten an weiterführenden Schulen, und sie werden in viel größerer Zahl in Richtung berufsbildende Schulen gelenkt als in allgemeinbildende Schulzweige, die zum Hochschulstudium führen.27 Kinder türkischer Herkunft werden in Deutschland mehr als doppelt so häufig an die Hauptschule empfohlen wie deutsche Kinder. Kaum mehr als 10 Prozent von ihnen werden am Gymnasium aufgenommen. Türkische Schüler verlassen die Schule deshalb mehr als doppelt so häufig ohne Abschluss wie deutsche Schüler.28


      Erfolg oder Misserfolg der Schüler wurde jedoch nicht von ihrer Zugehörigkeit zu einer ethnischen oder religiösen Gruppe bestimmt, sondern eher von der Schule oder dem Bildungssystem, mit der oder dem sie es zu tun bekamen. Aus ein und demselben Land stammende Einwanderer erzielen im Bildungssystem eines bestimmten Landes außerordentlich gute Ergebnisse, während sie im System eines anderen Landes früh scheitern. »Der Bildungsgrad von Schülern aus Migrantenfamilien ist vergleichsweise hoch in Ländern mit einem gut ausgebauten System der Vorschulerziehung und einer eher späten Zuweisung der Schüler zu verschiedenen Zweigen (Eignungsgruppen) des Bildungssystems«, heißt es in einer diesem Problem gewidmeten Studie. »Hochgradig selektive Bildungssysteme arbeiten auch zum Nachteil von Migrantenkindern und -jugendlichen.« Mit anderen Worten: Wenn Schulstrukturen und Lehrpläne im Wissen um die gesellschaftliche Vielfalt und ganz unterschiedliche Lerngeschwindigkeiten entwickelt werden – was in Großbritannien, Kanada und den Vereinigten Staaten sehr oft der Fall, in Kontinentaleuropa aber immer noch selten ist –, erreichen die Kinder muslimischer Einwanderer ein Bildungsniveau, das dem der Gesamtbevölkerung nahe kommt.29


      Der entscheidende Punkt ist, dass diese Kinder oft weder unter dem Islam noch unter ihrer ethnischen Zugehörigkeit oder gar unter dem Einwandererstatus leiden, sondern eher unter dem geringen Familieneinkommen. Kinder muslimischer Einwanderer erzielen in der Schule und am Arbeitsplatz dieselben enttäuschenden Resultate wie die Kinder einheimischer Eltern aus vergleichbaren Einkommensgruppen; viele von ihnen schneiden sogar etwas besser ab. In einer französischen Untersuchung kann man nachlesen: »Einwandererkinder erzielen in der Schule genauso gute oder noch bessere Ergebnisse als die Kinder französischer Eltern, die derselben sozioökonomischen Schicht angehören.«30 Leider leben zwei Drittel der Einwandererkinder in Frankreich in Familien mit Arbeitereinkommen oder noch geringeren Einkünften.


      In jedem europäischen Land scheinen Kinder muslimischer Einwanderer im schulischen Vergleich typischerweise schlechter abzuschneiden. Vergleicht man sie jedoch mit den Kindern aus Familien derselben Niedriglohngruppen, wird der Abstand oft kleiner oder verschwindet völlig.31 In Großbritannien zeigt sich sogar eine gegenläufige Entwicklung: Schüler mit aus Pakistan oder Bangladesch stammenden Eltern schneiden im direkten Leistungsvergleich der Empfänger kostenloser Schulmahlzeiten (ein Status, der als Indikator für Armut gilt) deutlich besser ab als ihre weißen britischen Mitschüler. In den Sozialwohnungssiedlungen im Osten Londons sind es oft die Kinder muslimischer Einwanderer (und hier besonders die Mädchen), die es am häufigsten auf die Universität schaffen, einen Arbeitsplatz ergattern und aus dem Viertel wegziehen, während ihre Nachbarn englischer Herkunft dableiben.32 Statistiken zeigen, dass frische Zuwanderer aus muslimischen Ländern eine deutlich schlechtere Schulbildung erhalten (oder erhalten haben) als ihre Mitbürger in den Aufnahmeländern, doch ihre Kinder sorgen dafür, dass sich der Abstand verringert. In Frankreich geborene muslimische Kinder kommen etwa auf dieselbe Anzahl von Schuljahren wie die Kinder französischer Herkunft. Die Schulzeit in Deutschland geborener Muslime ist im Durchschnitt nur um 1,9 Jahre kürzer, in Großbritannien geborene Muslime gehen dagegen im Mittel sogar ein Jahr länger in die Schule als »weiße« britische Kinder.33 Das sind allerdings nur Durchschnittswerte, hinter denen sich in allen Gruppen große Diskrepanzen verbergen können.


      Das lässt sich drei verschiedenen Faktoren zuschreiben: dem nahezu universellen Streben der Einwanderer nach Erfolg und einem besseren Leben für die eigenen Kinder; der mangelnden Fähigkeit der sehr armen Einwandererfamilien, sich mit dem Schulsystem auseinanderzusetzen und zu verstehen, wie das Bildungswesen im Westen funktioniert; und einem Schulsystem, das dazu neigt, die Kinder armer Einwanderer in dieselben von geringer Qualifikation und niedrigem Bildungsstand geprägten Lebenswege abzuschieben, die schon die Eltern durchlaufen haben. Heraus kommt dabei, dass die Kinder muslimischer Einwanderer in der Schule entweder brillieren oder scheitern, aber nur selten im Durchschnitt landen.


      In den Niederlanden zum Beispiel scheinen sich die Kinder der zweiten Generation in zwei Gruppen aufzuteilen. Diejenigen, die an der weiterführenden Schule scheitern und ohne Abschluss bleiben (ihr Anteil ist mehr als doppelt so hoch wie im Landesdurchschnitt), enden oft in der Arbeitslosigkeit und sind dann von Transferleistungen abhängig. Aus der kleineren Gruppe, die in der Schule verbleibt, schaffen mehr als 40 Prozent einen höheren Bildungsabschluss (allerdings häufiger an Technischen Hochschulen als an Universitäten). Eine umfangreiche niederländische Studie zum Bildungserfolg der zweiten Generation kam zu dem Ergebnis, dass »eine zahlenmäßig große Gruppe zurückbleibt und eine ebenso große Gruppe bemerkenswert gute Leistungen zeigt«.34 Es ist dasselbe Muster, das wir auch in Großbritannien beobachten: Junge Menschen mit pakistanischer oder Bangladescher-Herkunft sind bei den Aufnahmen in die höheren Bildungswege überrepräsentiert – ebenso wie bei der Gruppe derjeniger, die die Schule ohne qualifizierten Abschluss verlassen.35 Mit anderen Worten: Es findet eine Polarisierung innerhalb der ethnischen Gruppen statt – was wir früher schon bei anderen Gruppen armer Einwanderer erlebt haben. Das ist in gewisser Weise beruhigend. Es bedeutet, dass die muslimischen Einwanderer sich auf demselben Weg befinden, dem andere religiöse Minderheitengruppen von Einwanderern einst gefolgt sind, und es dabei mit derselben Mischung aus Chancen und Hindernissen zu tun bekommen. Es bedeutet aber auch, dass viele Schulsysteme ihnen nicht gerecht werden.


      Was noch schlimmer ist: Muslimische Einwanderer, die eine gute Ausbildung abschließen und nach ihrem Platz in der Gesellschaft suchen, können auf nahezu unüberwindliche Hindernisse stoßen. Eine Untersuchung zu vier europäischen Ländern zeigte, dass die auf den jeweiligen Ausbildungswegen erzielten überdurchschnittlichen Ergebnisse vieler Muslime rückgängig gemacht werden, sobald sie den Einstieg in die Arbeitswelt anstreben. Ihre Eltern (die eigentliche Einwanderergeneration) verdienen sehr viel weniger als die Einheimischen, und ihren Kindern – der zweiten Generation von Muslimen, die das Sprach- und Bildungsniveau der Einheimischen erreicht oder sogar übertroffen haben – gelingt es nicht, die Einkommensunterschiede zu verringern. In Großbritannien geborene Kinder von Bangladeschern sind auf dem Arbeitsmarkt doppelt so erfolgreich wie ihre Eltern – aber das ist immer noch sehr viel schlechter als die Bilanz der in Großbritannien geborenen Arbeitskräfte britischer Herkunft. In Deutschland geborene Kinder von Türken verdienen weniger als ihre aus der Türkei eingewanderten Eltern, obwohl sie länger die Schule besucht haben.36 In einer Studie zu den Kindern von Einwanderern in Großbritannien heißt es: »In Großbritannien geborene Angehörige ethnischer Minderheiten haben trotz einer längeren Schulzeit schlechtere Beschäftigungschancen als die gleichaltrigen im Land geborenen Weißen […] und erhalten für vergleichbare Tätigkeiten im Durchschnitt eine geringere Bezahlung.«37 Die Untersuchung des Open Society Institute bilanziert: »Das Humankapital macht einen Teil dieser Benachteiligung aus; weitere Einflussfaktoren sind unter anderem soziale Netzwerke, Verständnis des Arbeitsmarkts sowie Sprachkenntnisse.« Aber selbst wenn man all diese Dinge berücksichtigt, gewinnt man den Eindruck, dass die Kinder muslimischer Einwanderer »auf dem Arbeitsmarkt sowohl eine ethnische als auch eine religiöse Benachteiligung«38 erfahren.


      Den meisten muslimischen Einwanderern fehlt es nicht am Willen, sich in den Aufnahmeländern zu integrieren und zu einem vollwertigen Mitglied des Wirtschaftslebens und Bildungswesens zu werden. Es scheint allerdings eine Gruppe männlicher Jugendlicher zu geben, die die Schule früh verlassen und denen es nicht gelingt, ihren Platz im postindustriellen Wirtschaftsleben der westlichen Länder zu finden – das teilen sie mit den Söhnen und Enkeln der »weißen« Arbeiterklasse in vielen europäischen Ländern. Sie liefern gewiss einen Grund zur Sorge. Anreize und Systeme, mit denen sich diese jungen Männer der zweiten Generation in Schul- und Berufsausbildung sowie in Beschäftigungsverhältnissen halten lassen, sollten für die europäischen Bildungsministerien ein Großprojekt sein, denn wenn sie aus diesen Bezügen herausfallen, wird das in der Zukunft für größere und teurere Probleme sorgen. Sie werden allerdings zahlenmäßig übertroffen von einer sehr viel größeren Gruppe, die hart an ihrem Erfolg arbeitet, aber in der Schule und am Arbeitsplatz oft frontal auf Hindernisse stößt, die eigens für ihren Ausschluss entwickelt zu sein scheinen.


      Wir haben es letztlich mit einer armen, aber ehrgeizigen Gemeinschaft zu tun, die über Ländergrenzen und oft auch über Sprachbarrieren hinweg eine harte Umstellung von einem ländlichen auf ein (groß-)städtisches Leben bewerkstelligen muss. Diese Menschen sind nicht religiöser als frühere Wellen armer Einwanderer und suchen in erster Linie nach einem Platz im Bildungssystem und in der Arbeitswelt. Wer das nicht schafft, gerät in Isolation oder dauerhafte Armut, ist aber kein zwangsläufiges Produkt der eigenen Herkunft und Gemeinschaft, sondern in den allermeisten Fällen ein Opfer der Lücken und Unzulänglichkeiten in unseren Wirtschafts- und Bildungssystemen. Die Menschen zeigen in den meisten Fällen keinerlei Anzeichen für irgendeine Bestrebung, sich – sei es nun kulturell oder wirtschaftlich – zu einer »Parallelgesellschaft« zu entwickeln, aber es gibt Umstände, die so etwas durch entsprechende Versäumnisse hervorbringen könnten.


      
        
          5 Zu den anderen Städten, in denen sich besonders viele Muslime zunächst als Bürger des Aufnahmelandes bezeichneten, zählten Amsterdam (59 Prozent) und Marseille (58 Prozent); zu dieser Identität bekannte sich eine Minderheit von Muslimen in Hamburg (22 Prozent), Berlin (25 Prozent), Kopenhagen (40 Prozent), Paris (41 Prozent), Stockholm (41 Prozent) und Rotterdam (43 Prozent).

        

      

    

  


  
    
      


      III Extremismus


      Das ist ja alles schön und gut, mögen Sie mit einigem Recht sagen, aber was ist mit den Selbstmordattentätern? Wie groß die Fortschritte der muslimischen Einwanderer und wie aufgebauscht und wirklichkeitsfern die demografische Bedrohung auch immer sein mögen, es bleibt dennoch die unbestreitbare Tatsache des Terrorismus der Dschihadisten. Der gewalttätige islamische Extremismus war im ersten Jahrzehnt größtenteils in der islamischen Welt selbst aktiv, und der allergrößte Teil seiner Opfer waren Muslime, aber es gab dennoch eine ganze Reihe von Gewaltakten, die von in westlichen Ländern aufgewachsenen radikalen Kräften begangen wurden. In Madrider Nahverkehrszügen, in der Londoner U-Bahn und in Fort Hood in Texas wurden genug unschuldige Menschen getötet, und es wurden genug Terrorzellen ausgehoben, die Anschläge in westlichen Ländern planten, um selbst liberal gesinnte Menschen auf die Frage zu stoßen, ob nicht die Ankunft von Millionen von Muslimen aus den Ländern im Osten und Süden unweigerlich zu dieser Welle des Terrors und der Gewalt geführt hatte.


      Wir fragen hier nach, ob diese Gewaltausbrüche das Ergebnis einer bestimmten politischen Bewegung sind, die auf der Vorstellung von einer Trennung der Religionen beruht, oder von einem umfassenderen Zorn und einem populäreren Glaubenssystem ausgelöst werden. Unterstützt eine erhebliche Zahl einfacher Muslime einen bestimmten Bestand an spirituellen und kulturellen Idealen, die sie in einen dauerhaften Gegensatz zur Bevölkerungsmehrheit in den westlichen Ländern stellen? Wenn dem so ist, dann ist es auch möglich, dass sämtliche einigermaßen fromme Gläubige oder alle loyalen Mitglieder der islamischen Gemeinschaft auf die Straße gehen oder zu den Waffen greifen könnten, als Ausdruck des Protests gegen die Welt, die sie umgibt. Wenn die Dschihadistenbewegung andererseits eine in sich geschlossene politische Bewegung ist, ohne Bezug zum Glauben an sich und zu der Gemeinschaft, in der er beheimatet ist – so etwas gleicht dann eher den antikapitalistischen Terrorangriffen, die von der Mittelschicht zuzurechnenden Kreisen deutscher, amerikanischer und italienischer Terrorgruppen in den 1970er-Jahren verantwortet wurden, oder den Wellen separatistischer Gewalt, die im 19. und 20. Jahrhundert von irischen Einwanderern ausging –, dann muss sie auch anders angegangen werden, als eine kriminelle Entwicklung, die für die große Mehrheit der islamischen Gemeinschaft eine ebenso starke Bedrohung ist wie für alle anderen Menschen. Was auch immer zutrifft, es ist in jedem Fall beunruhigend. Aber wir müssen die eigentliche Gefahrenquelle verstehen.


      BEHAUPTUNG: Muslime in westlichen Ländern neigen zum Zorn auf die Gesellschaft, in der sie leben.


      »In letzter Zeit wurde deutlich, dass eine sehr große Zahl von Muslimen, in Europa und Amerika nicht weniger als anderswo, eine starke Feindseligkeit gegenüber dem Westen empfindet.«


      Daniel Pipes


      »Der Islam hat, wie andere Religionen auch, Zeiten erlebt, in denen er unter seinen Anhängern eine von Hass und Gewalt geprägte Stimmung erzeugt hat. Es ist unser Pech, dass ein Teil – wenn auch nicht die Gesamtheit oder der Großteil – der muslimischen Welt gerade eine solche Zeit durchmacht und viel – wenn auch, um es noch einmal zu sagen, nicht der gesamte – Hass sich gegen uns richtet.«


      Bernard Lewis


      Hinter all der Angst vor religiösem Extremismus, schleichender Einführung der Scharia und Schläferzellen-Terrorismus steckt das Gespenst des zornigen Muslims. Die Vorstellung liegt nahe, dass die Gesichter hinter den Schleiern einen finsteren Blick auf die Welt haben, die sie umgibt, auf ihre Dekadenz und Ungläubigkeit, und auf etwas Besseres hoffen. Die Proteste von Extremisten gegen die Mohammed-Karikaturen oder die Abschiedsbotschaften von Selbstmordattentätern sind schließlich Ausdruck eines ebenso umfassenden wie unkontrollierbaren Zorns auf den Westen und die säkulare Gesellschaft. Entspringt dieser Zorn einer allgemeinen, von einer großen Zahl muslimischer Einwanderer geteilten Wut? Gibt es eine Quelle der Bitterkeit und Desillusionierung, die noch mehr Gewalt und Extremismus hervorbringen wird?


      In Wirklichkeit scheinen die Muslime zu den am wenigsten desillusionierten und zufriedensten Menschen im Westen überhaupt zu gehören. Wir haben bereits festgestellt, dass muslimische Einwanderer normalerweise mit ihren Aufnahmeländern und deren Regierungen und demokratischen Institutionen zufrieden sind. Eine Reihe von umfangreichen Untersuchungen beschäftigte sich in den letzten Jahren mit der allgemeinen Gefühlslage und den Überzeugungen dieser Muslime, und die Ergebnisse sind ebenso eindeutig wie beruhigend.


      Britische Muslime haben nach einer Gallup-Studie am Vortag der Befragung im Vergleich zum britischen Durchschnitt nur halb so häufig Zorn empfunden, und nach diesem Bericht besteht bei ihnen eine im Vergleich zum Durchschnittsbriten etwas geringere Wahrscheinlichkeit, dass sie »viele negative Gefühle empfinden, unter anderem auch Zorn«. Etwa genauso oft wie die Briten insgesamt berichten sie von »vielen Gefühlen der Freude« (bei 76 Prozent der Muslime und 82 Prozent der Allgemeinheit traf dies zu). Französische Muslime hegen sogar noch weniger Zorn als ihre britischen Glaubensbrüder und -schwestern. Häufiger als die französische Durchschnittsbevölkerung erklären sie, sie fühlten sich gut ausgeruht oder sie hätten am Tag vor der Befragung »viel gelächelt und gelacht«. Nur 19 Prozent der französischen Muslime sagten, sie hätten am Tag vor der Befragung »großen Zorn empfunden«, im Vergleich zu 33 Prozent aller befragten Franzosen. Bei Berichten zu Gefühlen großer Freude entsprachen sich die Gruppen.1


      Zwei französische Wissenschaftler stellten im Rahmen detaillierter Umfragen fest, dass muslimische Einwanderer in Frankreich häufiger »Gefühle der Nähe zu französischen Mitbürgern« empfanden (85 Prozent) als gegenüber Angehörigen der eigenen Religion (71 Prozent) oder Menschen derselben nationalen Herkunft (77 Prozent), und das heißt: Muslime fühlten sich in der Gesellschaft nicht muslimischer französischer Mitbürgerinnen und Mitbürger etwas wohler als unter anderen Muslimen. Besonders interessant ist hierbei, dass dies kein Produkt der Säkularisierung zu sein scheint. Bei den Personen, die sich selbst zunächst als Muslime bezeichnen – die sich also eher über die Religion als über die Staatsangehörigkeit definieren –, war der Anteil derer, die eine »Nähe zu anderen Franzosen« empfanden, mit 90 Prozent sogar noch höher. Es sollte hier festgehalten werden, dass nur 84 Prozent der nicht muslimischen französischen Staatsbürger »Gefühle der Nähe« zu französischen Mitbürgern empfanden.2


      Auch in den Vereinigten Staaten, in denen Anschläge islamischer Terroristen in jüngerer Zeit zu Befürchtungen hinsichtlich einer weitergehenden Desillusionierung geführt haben, sind die Ergebnisse dramatisch. Muslime in Amerika erklären häufiger, sie seien »mit ihrem Leben zufrieden« (84 Prozent der im Ausland geborenen Muslime), als die Durchschnittsamerikaner (75 Prozent). Und dabei bleibt es nicht, denn der Anteil der Zufriedenen steigt bei der im Land geborenen zweiten Generation von Muslimen, den Kindern der Einwanderer, auf 90 Prozent. Etwa gleich groß ist die deutliche Mehrheit von Muslimen (79 Prozent) und Amerikanern insgesamt (83 Prozent), die ihre Nachbarschaft oder Gemeinde als »ausgezeichneten« oder »guten« Wohnort bezeichnen. Sogar unter den Muslimen in Stadtvierteln, deren Gemeindemoschee von Vandalen verwüstet wurde, bezeichneten stolze 76 Prozent ihre Gemeinde als einen guten Ort.3


      Offensichtlich gibt es einige Muslime, die sehr zornig sind. Einzelne Einwanderer und ihre Kinder hat im Westen irgendetwas so sehr in Rage versetzt, dass sie sich zu gewalttätigen Racheakten veranlasst sahen. Aber diesen Untersuchungen können wir entnehmen, dass ihre Taten keinem in der muslimischen Gesamtgemeinschaft verbreiteten Zorn entspringen. Dennoch fragt man sich: Wie ist es möglich, dass einige muslimische Einwanderer Freude über spektakuläre Gewaltaktionen für den Dschihad empfinden, auch wenn die muslimischen Einwanderer insgesamt keinen Zorn auf die Welt hegen, in der sie jetzt leben?


      BEHAUPTUNG: Eine große Zahl von Muslimen bejubelt terroristische Gewalt.


      »Der islamische Dschihad, der heute von Osama bin Laden und seinen Landsleuten in aller Welt geführt wird, findet unter Muslimen eindeutig große Zustimmung, und da bin Laden und andere Dschihadisten sich beständig als die echten Muslime darstellen, die den wahren Islam praktizieren, wird deutlich, dass diese Selbstdarstellung auf allzu viele Menschen überzeugend wirkt.«


      Robert Spencer


      »Viele europäische Muslime mögen selbst vielleicht gemäßigt sein, haben aber möglicherweise eine Vorstellung von religiöser Identität, die es ihnen erschwert, sich mit Ungläubigen zusammenzutun, selbst wenn es gegen die Gewalttätigsten unter ihren muslimischen Glaubensbrüdern geht…«


      Bruce Bawer


      Wenn es im Westen zu einem Terroranschlag kommt, drängt sich mitunter die Frage auf, ob unsere muslimischen Nachbarn das Geschehen vielleicht in stiller Zustimmung verfolgen. Das wäre zwar auch aus ihrer Sicht gar nicht sinnvoll, weil 88 Prozent der Opfer des islamischen Terrors Muslime sind,4 aber nach all der Gewalt im vergangenen Jahrzehnt fällt es schwer, der Frage auszuweichen, auf welche Seite sie wirklich stehen.


      Es ist beunruhigend, wenn man liest, dass 7 Prozent der amerikanischen Muslime sagen, Gewaltakte gegen zivile Ziele, zum Beispiel Bombenanschläge, seien »manchmal gerechtfertigt«, wenn es sich um eine gerechte Sache handle, und dass ein weiteres Prozent erklärt, solche Taten seien »oft gerechtfertigt«.5 Hinter solchen Aussagen stehen dann schließlich Zehntausende von Menschen. Solche Umfrageergebnisse nähren, isoliert betrachtet, die verbreitete Ansicht, einfache Muslime billigten stillschweigend terroristische Gewalt. Aber diese Zahlen blenden den umfassenderen Kontext aus. Legt man der breiten amerikanischen Öffentlichkeit dieselbe Frage vor, stimmen erstaunliche 24 Prozent der Aussage zu, gegen Zivilisten gerichtete Bombenanschläge seien »oft oder manchmal gerechtfertigt«, und weitere 6 Prozent meinen, sie seien »vollkommen gerechtfertigt«.6 Mit anderen Worten: Die Billigung von Gewalttaten gegen Zivilisten ist unter amerikanischen Muslimen um das Dreieinhalb- bis Sechsfache geringer als unter den Amerikanern insgesamt. Die meisten befragten Personen beziehen diese Frage natürlich auf Handlungen der eigenen Streitkräfte in einem regulären Krieg, aber das tun auch die Unterstützer des islamischen Terrorismus, die dazu neigen, ein solches Vorgehen als regulären Krieg gegen die Anwesenheit von Ungläubigen in einem islamischen Land zu betrachten.


      Es gibt offensichtlich Muslime, die terroristische Gewalt in einem solchen Umfang unterstützen, dass sie schließlich selbst auf diese Weise aktiv werden, oft sogar in dem Land, in dem sie selbst leben. Die Frage lautet, ob sie nur eine Handvoll einsamer Akteure sind, deren Ansichten den Menschen in ihrer Umgebung fremd bleiben, oder ob ihre Taten einfach nur eine – von breiter Unterstützung getragene – Umsetzung von Ansichten sind, die in Teilen der gesamten muslimischen Gemeinschaft vorherrschen.


      Die Faktenlage ist in diesem Punkt eindeutig. Unter den in westlichen Ländern lebenden Muslimen ist die Unterstützung für Gewalt und Terrorismus nicht größer als in der Bevölkerung insgesamt, in einigen Fällen ist sie sogar geringer. Bei einer umfangreichen Untersuchung wurde die Frage, ob »Angriffe auf Zivilisten moralisch gerechtfertigt sind«, von 1 Prozent der französischen, 1 Prozent der deutschen und 3 Prozent der britischen Öffentlichkeit bejaht; bei den Muslimen in den Hauptstädten dieser Länder waren es statistisch von den Gesamtwerten nicht zu unterscheidende 2, 0,5 und 2 Prozent. Die Frage, ob es »gerechtfertigt [ist], Gewalt für eine gute Sache einzusetzen«, beantworteten 7 Prozent der Franzosen insgesamt und 8 Prozent der französischen Muslime mit einem Ja; in Deutschland waren es 10 Prozent der Befragten insgesamt und weniger als 2 Prozent der Muslime, und in Großbritannien lagen die entsprechenden Werte bei 10 und 8 Prozent. Die Mehrheit derer, die solche Taten als »nicht zu rechtfertigen« bezeichnete, war unter Muslimen meist etwas größer als unter Nichtmuslimen.7


      Eine Reihe einzelner Umfragen stellte auf dem Höhepunkt des Irak-Krieges unter den muslimischen Einwanderern einen stärker ausgeprägten Zorn auf die Regierungen der Vereinigten Staaten, Großbritanniens und anderer am Krieg beteiligter westlicher Regierungen fest, ebenso eine gewisse Sympathie für al-Qaida. Nur 63 Prozent der im Ausland geborenen Muslime in den Vereinigten Staaten hatten zum Beispiel im Jahr 2007 eine »sehr negative« Meinung von al-Qaida. Aber das scheint nur ein vorübergehendes Bild gewesen zu sein. Im Jahr 2010 war der Anteil dieser Gruppe auf 75 Prozent angestiegen, was nicht mehr weit vom allgemeinen Grad der Ablehnung entfernt war. Die offene Bewunderung für al-Qaida war sehr gering (allerdings immer noch beunruhigend): 3 Prozent der amerikanischen Muslime hatten eine »ziemlich positive«, weitere 2 Prozent sogar eine »sehr positive« Meinung von al-Qaida. Da diese Zahlen höher sind als der Anteil der Muslime, die Gewalt gegen Zivilisten stark befürworten, liegt der Schluss nahe, dass ein großer Teil der Unterstützung nicht den Terrorangriffen von al-Qaida, sondern dem Abtrünnigenimage und der politischen Botschaft der Gruppe gilt, die sich gegen Ende des ersten Jahrzehnts im 21. Jahrhundert zu einer allgemeinen antikapitalistischen und antiimperialistischen Betrachtungsweise entwickelt hatte, die sich nicht so sehr von den populäreren linken und globalisierungskritischen Stimmen unterschied.8


      Die meisten Menschen gehen davon aus, dass der Terrorismus oder die führenden Persönlichkeiten, die ihn billigen, in jedweder Gemeinschaft höchstens von einer winzigen Minderheit unterstützt werden, was immer seine oder ihre Motive sein mögen. Aber sehr viel weiter verbreitet ist der Glaube, dass eine sehr große Zahl von Muslimen versuche, ihre religiösen Gesetze auch in ihren Aufnahmeländern durchzusetzen. Diese Ansicht hat auch in der Politik in den westlichen Ländern um sich gegriffen.


      BEHAUPTUNG: Muslime wollen in westlichen Ländern »Scharia-Gerichte« einführen.


      »Muslime, die die Scharia befürworten, glauben, dass das islamische Recht das Recht des jeweiligen Landes ersetzen müsse, weil die Scharia gottgegeben ist und keine übergeordnete weltliche Autorität anerkennt. Das allein sollte Grund genug sein, sich dem Wirken von Scharia-Gerichten zu widersetzen. Wenn das Recht des Landes von einem Teil der Bevölkerung nicht anerkannt wird, wird die Gesellschaft im besten Fall in sich unterschiedlich entwickelnde Bereiche zerfallen, und im schlimmsten Fall wird sie schließlich die islamischen Werte insgesamt übernehmen.«


      Melanie Phillips


      »Steht die Tür erst offen, ist alles möglich. Die oberste Prämisse der Scharia lautet schließlich, dass sie auf alles im Leben anwendbar ist – nicht nur auf Speisevorschriften und häuslichen Streit. Die Vorstellung einer Trennung von Staat und Religion ist dem Geist und den Buchstaben der Scharia völlig fremd, die für Apostaten, Homosexuelle und Ehebrecherinnen die Todesstrafe vorsieht – und das ist nur der Anfang.«


      Bruce Bawer


      Hier stoßen wir auf ein Körnchen Wahrheit. In westlichen Ländern gab es bis heute zwar noch nie ein ordentliches Gericht, das sich an den religiösen Vorschriften des Korans orientierte, die man unter der Bezeichnung Scharia kennt, aber im letzten Jahrzehnt des 20. sowie im Anfangsjahrzehnt des 21. Jahrhunderts engagierten sich einige Initiativen (einige davon mit Erfolg) für die Einrichtung islamischer Gerichte, vor denen Gläubige Streitfälle und Eheprobleme unter sich und nach den religiösen Gesetzen regeln konnten. Diese auf Freiwilligkeit beruhenden Gerichte, die sich in ihrer Arbeitsweise an Gremien orientieren, wie sie auch die orthodoxen Juden und die Katholiken kennen, waren äußerst umstritten, und es gibt einige gute Gründe dafür, sich ihretwegen Sorgen zu machen. Allerdings sind das nicht die Gründe, die üblicherweise von antimuslimischen Aktivisten angeführt werden.


      Einige westliche Regierungen (hauptsächlich in den englischsprachigen Ländern) setzten sich in den 1980er- und 1990er-Jahren für die sogenannte Alternative Dispute Resolution (alternative Streitschlichtung) ein – ein Instrument, das Bürgerinnen und Bürger, die sich um Verträge, Scheidungsfragen und andere Dinge streiten, dazu ermutigt, ihre Differenzen untereinander beizulegen, und zwar mithilfe eines unabhängigen Vermittlers (Mediators) aus der Gemeinde, um ein kostspieliges Zivilverfahren oder einen Prozess zu vermeiden. Der Nutzen für die Regierungen? Die Fallbelastung der Zivilgerichtsbarkeit und die steil ansteigenden Kosten des Justizwesens verringern sich. Die streitenden Parteien oder Ehepaare, die eine Scheidung, ein Urteil in einem Erbfall oder eine Regelung beim Sorgerecht für gemeinsame Kinder anstreben, kommen auf diesem Weg oft zu einer befriedigenden Lösung, nur eben ohne die Feindseligkeit, die Komplexität und die Kosten, die mit einer gerichtlichen Auseinandersetzung verbunden sind. Schon bald bemühten sich auch religiöse Führer, deren Vorgänger schon seit Jahrhunderten in solchen Angelegenheiten Entscheidungen gefällt hatten und die selbst oft ihre eigenen religiösen Gebote über die Gesetze der Zivilgesellschaft stellen, um einen Platz in diesem System. Anfang der 1990er-Jahre wurden in Großbritannien, Kanada und den Vereinigten Staaten jüdische und katholische Gerichte nach den Vorgaben dieser Gesetze eingerichtet. Die Öffentlichkeit nahm von ihrer Tätigkeit keine Notiz, aber einige Rechtsexperten zeigten sich besorgt, dass diese Gremien religiös motivierten Entscheidungen, die nicht zu den Werten einer säkularen Gesellschaft passten, offizielle Legitimität verschaffen würden. Die unter der Bezeichnung Beth Din (Haus des Gerichts, Gerichtshof) bekannten Rabbinatsgerichte erkennen eine Form der religiösen Scheidung an, bei der der Ehemann seiner Frau einen in aramäischer und althebräischer Sprache verfassten Get (Scheidebrief) übergibt, in dem die Ehe für beendet erklärt wird.


      Es war unumgänglich, dass religiöse Muslime dieselben Schiedsgerichtsdienste anbieten wollten wie Christen und Juden. Ihren ersten und brisantesten Vorstoß in dieser Angelegenheit unternahmen sie in der kanadischen Provinz Ontario. Der Arbitration Act (Gesetz über Schiedsgerichte) von 1991 ermächtigte auf Familienbeziehungen basierende Gerichte, die von katholischen und jüdischen religiösen Autoritäten betrieben wurden, zu Urteilen über Scheidungs-, Erbschafts- oder Sorgerechtsfragen, sofern diese nicht im Widerspruch zu kanadischen Gesetzen standen. Muslimische Organisationen bemühten sich im Jahr 2003 um eine Erweiterung des Gesetzes auf ihren Glauben und schlugen als Entscheidungsgremium ein »Islamic Institute of Civil Justice« (Islamisches Institut für Zivilgerichtsbarkeit) vor. Die Provinzregierung, von lautstarken Protesten beunruhigt, die von Konservativen, christlichen Aktivisten und einigen säkular orientierten Muslimen ausgingen, beauftragte die ehemalige Justizministerin Marion Boyd mit einer Untersuchung des Anliegens. Ihr 2004 vorgelegter Bericht empfahl der Regierung, die muslimischen Gerichte zuzulassen, und begründete dies unter anderem damit, es könnte gegen die Verfassung verstoßen, nur Christen und Juden solche Gremien zu gestatten. Die Proteste wurden heftiger und zogen die Aufmerksamkeit der internationalen Medien auf sich.


      Dalton McGuinty, der Premierminister der Provinz Ontario, verkündete im September 2005 nach einem von hitzigen Debatten geprägten Jahr, es werde »kein Scharia-Recht in Kanada geben«, und zog eine scharfe Trennlinie zwischen Kirche und Staat, indem er allen auf religiöser Grundlage beruhenden Entscheidungen die Rechtsgültigkeit absprach und so das 14 Jahre dauernde Experiment mit staatlich anerkanntem religiösem Recht beendete. Katholische und jüdische Organisationen taten sich daraufhin umgehend mit muslimischen Gruppen zusammen und begannen mit der Lobbyarbeit für die Wiedereinsetzung der auf Glaubensgrundsätzen beruhenden Schiedsgerichtsverfahren, aber die kanadischen Provinzregierungen zeigten bisher nur wenig Interesse an einem neuen Anlauf.


      Großbritannien gestattet nach wie vor islamische Schiedsgerichtsverfahren, die sogenannten Scharia Councils. Sie begannen mit ihrer Tätigkeit bereits in den 1980er-Jahren, damals organisiert von konservativen Deobandi-Muslimen zur Beilegung von Konflikten innerhalb der eigenen Gemeinschaft. Die Regierung erkannte sie 1996 mit dem Arbitration Act an, der christlichen, jüdischen und muslimischen Schiedsgerichten Urteile zu zivilrechtlichen Fragen gestattete. Die Entscheidungen galten als rechtsverbindlich, wenn beide Seiten freiwillig dem Schiedsverfahren zugestimmt hatten. Die Gemeinschaft der liberaler gesinnten Barelvi-Muslime rief 2007 eine konkurrierende Institution ins Leben, die Muslim Arbitration Tribunals. Diese Gerichte lösten aus der Sicht einiger Muslime ein Problem, dem sich Einwanderer-frauen ausgesetzt sahen, die zu einem früheren Zeitpunkt und nach pakistanischem Scharia-Recht einen pakistanischen Mann geheiratet hatten: Eine Scheidung nach britischem Recht verschaffte ihnen nicht die religiöse Legitimation, die eine Wiederverheiratung gestattete. Diese religiösen Scheidungen (die manchmal mit einer zivilrechtlichen Scheidung nach britischen Gesetzen verbunden sind) machen den Großteil der Tätigkeit dieser Gerichte aus.


      Die Scharia-Gerichte Großbritanniens zogen erhebliche Proteste auf sich, nicht nur vonseiten der Eurabien-Autoren, sondern auch von den Befürwortern der bürgerlichen Freiheiten, die sich darum sorgten, dass diskriminierenden Praktiken auf diesem Weg offizielle Anerkennung zuteilwerden könnte. Wird zum Beispiel das Erbe eines verstorbenen Vaters nach dem Scharia-Recht aufgeteilt, erhalten die Töchter nur halb so viel wie die Söhne. Das Gericht spricht außerdem die Talaq aus, eine islamische Scheidung, bei der sich, wie beim jüdischen Get (Scheidebrief), der Ehemann einseitig von seiner Ehefrau lossagt. Dieses Recht wird der Frau nicht gewährt.


      Ein großer Teil der Empörung über die »heimliche Scharia« in den Vereinigten Staaten bezieht sich auf solche Gerichte. In Moscheen und muslimischen Gemeinden in den Vereinigten Staaten gibt es sie seit Jahrzehnten, sie gelten als legitime Form der Vermittlung in Konfliktfällen, und ihre Entscheidungen sind deshalb nach dem Federal Arbitration Act von 1925 (in dem religiöse Schiedsgerichte nicht eigens aufgeführt werden) rechtlich bindend. Aber es gibt hier einen Unterschied. Die strikte Trennung von Staat und Kirche, wie sie im Ersten Zusatzartikel (First Amendment) zur amerikanischen Verfassung festgelegt ist, hat zur Folge, dass es vor amerikanischen Gerichten kein Berufungsverfahren gegen Entscheidungen religiöser Schiedsspruchgremien geben kann. Es hat einige Diskussionen über die Frage gegeben, ob Zivilgerichte Entscheidungen der religiösen Gremien, die sich auf ganz und gar nicht religiöse Streitfragen beschränken, etwa auf die Aufteilung von Eigentum, einer Revision unterziehen können. Eine Abhandlung in der Columbia Law Review kam jedoch zu dem Ergebnis: »Religiöse Fragen durchdringen die gesamte Tätigkeit der religiösen Schiedsgerichte«, sodass die Anerkennung irgendeiner ihrer Entscheidungen als rechtsverbindlich wohl einen Verstoß gegen den Ersten Zusatzartikel der Verfassung bedeuten würde.9


      Das mit den »Scharia-Gerichten« verbundene Problem besteht also nicht darin, dass Muslime versuchen würden, ihre religiösen Gesetze im neuen Heimatland durchzusetzen – kein ernst zu nehmender führender Muslim hat das je als Ziel formuliert –, sondern in der sehr viel heikleren Frage, ob es den Anhängern einer Religion (jedweder Glaubensrichtung) gestattet sein sollte, Entscheidungen zu treffen, die sich eher auf ihre Glaubensgrundsätze als auf die Gesetze des jeweiligen Landes stützen. So gesehen ist die Tatsache, dass uns die öffentliche Aufregung über islamische Gerichte auf das weit größere Problem der religiösen Einmischung in das öffentliche Leben stößt – was wiederum einen Schub in Richtung Säkularisierung auslösen könnte –, einer der eher nützlichen Effekte der Hysterie um die vermeintliche muslimische Flut.


      Genau das geschah in Ontario. Und etwas Ähnliches geschah in Frankreich, wo der politische Aufschrei über den Islam die Regierung dazu veranlasste, nicht nur das muslimische Kopftuch, sondern auch die jüdische Kippa und das christliche Kreuz aus den Schulen zu verbannen. Der Aufstieg des Islam in den westlichen Ländern könnte sich deshalb paradoxerweise als Triumph für die Säkularisierung herausstellen.


      Einige Beobachter sind allerdings der Ansicht, dass ein Verbot religiöser Gerichte einen Teil der religiösen Muslime, orthodoxen Muslime und Katholiken dazu bringen wird, diese auf der nicht öffentlichen, privaten Ebene weiterzuführen, was die Ungleichheit und Diskriminierung begünstigen könnte. In Ländern, in denen die Trennung von Kirche und Staat Verfassungsrang hat, wie etwa in der Türkei, in Frankreich und den Vereinigten Staaten, ist dies schon seit Langem ein Dilemma. Oft hört man dann die Schlussfolgerung, die beste Vorgehensweise sei, religiöse Macht in das Rechtswesen einzubetten. Ein Eckpfeiler des von der türkischen Verfassung garantierten Säkularismus ist, dass alle 60 000 türkischen Imame Staatsbedienstete sind, die vom Ministerium für religiöse Angelegenheiten – das sogar die in den Predigten zu verlesenden Texte vorschreibt – bezahlt und beaufsichtigt werden. Manche Türken vertreten die Ansicht, dies sei der Grund dafür, dass es in ihrem Land so gut wie keinen islamischen Extremismus und Terrorismus gegeben habe: Den von Saudi-Arabien und Ägypten finanzierten fundamentalistischen religiösen Bewegungen gelang es nie, durch die Bezahlung der Imam-Gehälter Fuß zu fassen, wie sie das in westlichen Ländern tun.


      Einige westliche Regierungen übernahmen diese Vorgehensweise: Eine Reihe europäischer Länder, allen voran Belgien, zahlten Imam-Gehälter, andere, zum Beispiel Frankreich und Deutschland, richteten an den theologischen Fakultäten der Universitäten und an Theologenseminaren aus öffentlichen Mitteln finanzierte Ausbildungs- und Qualifikationsstudiengänge für Imame ein. Eine solche Politik könnte zweierlei Vorteile haben: Sie könnte die aus dem Ausland bezahlten extremistischen religiösen Führer durch eine Generation kulturell integrierter, sprachgewandter Imame ersetzen, die in den Moscheen Europas die Mäßigung und die Moderne voranbringen könnten. Oder sie könnte eine Gegenreaktion auslösen, die allem regierungsamtlichen Engagement in religiösen Fragen nach dem Vorbild Ontarios ein Ende bereitet und den Säkularismus fördert.


      Klar ist, dass die Regierungen, wie auch immer sie auf diese Scharia-Gerichte reagieren mögen – ob sie nun strikten Säkularismus durchsetzen oder bestimmte Formen von religiösen Schiedsgerichten tolerieren –, es nicht mit einem Generalangriff des Islams auf unser Rechtswesen zu tun haben, sondern mit einer Privatangelegenheit in Kreisen religiöser Menschen, die keinerlei Auswirkung auf die übrige Gesellschaft haben muss. Eine völlig andere Frage ist, ob Muslime glauben, dass ihre religiösen Gesetze auch zu Gesetzen derjenigen Länder werden sollen, in denen sie leben.


      


      BEHAUPTUNG: Muslimische Einwanderer wollen die Scharia in westlichen Ländern einführen.


      »Die muslimischen Einwanderer wollen sich nicht in einen modernen, toleranten Staat integrieren, sondern uns allen die Scharia aufzwingen.«


      Bat Ye’or


      »Heimliche Dschihadisten bedienen sich politischer, kultureller, gesellschaftlicher, religiöser, intellektueller Mittel; gewalttätige Dschihadisten setzen Gewalt ein. Aber beide Gruppen arbeiten für den Dschihad, und beide versuchen dasselbe Endziel durchzusetzen, nämlich die westliche Zivilisation durch die radikale Einführung der Scharia abzulösen.«


      Newt Gingrich


      »Kurz gesagt: Der Westen ist auf dem Weg zur Scharia.«


      Bruce Bawer


      Der Prophet, der bei Juden und Christen Moses und im Islam Musa heißt, erhielt von Gott – den Texten der heiligen Bücher aller drei Religionen zufolge – zwei Gesetzestafeln mit den Zehn Geboten. Diese Gebote bilden die Grundlage der jüdischen Halacha- und Talmud-Gesetze, des christlichen göttlichen und biblischen Rechts und der islamischen Scharia. Die religiösen Gesetze unterscheiden sich im Vergleich der drei Religionen in ihrer Substanz nur wenig, wohl aber in deren Interpretation. Die Todesstrafe für Konvertiten, die in der Thora und im Koran vorgesehen ist, wendeten die Juden in den letzten Jahrhunderten kaum einmal an, sie findet sich aber immer noch in den Gesetzbüchern einiger islamischer Länder. Die fanatischsten Gläubigen halten sie nach wie vor für notwendig, was Praktiken wie Ehrenmorde und die Steinigung von Ehebrechern in Teilen Afghanistans, des Jemen und Nigerias erklärt. Im Islam existieren auch kulturelle Traditionen – zum Beispiel das Verhüllen von Frauen –, die sich aus dem Koran kaum belegen lassen. Das Verschleiern ist genau genommen eine arabische Tradition, die älter ist als der Islam. Sie wird aber oft und irrtümlicherweise als Teil der Scharia betrachtet – auch von einem Teil der Gläubigen.


      Deshalb ist es schwer zu beurteilen, was manche Muslime meinen, wenn sie sagen, sie würden die Scharia befürworten. Meinen sie damit einfach, dass Mord und Diebstahl verboten sein und das Gesetz eine heilige Imprimatur erhalten sollte? Oder haben sie dabei im Sinn, dass die extremsten Strafen des islamischen Rechts angewendet werden sollten, auch das Abhacken der Hand nach einem Diebstahl, das Steinigen von Ehebrechern, das Auspeitschen nach Alkoholkonsum und die Todesstrafe für Homosexualität, Apostasie oder Konversion?


      Wenn wir andererseits erfahren, dass eine Mehrheit der Christen in den Vereinigten Staaten sagt, die Gesetze sollten ihrer Ansicht nach auf den Zehn Geboten beruhen, stellt sich genauso die Frage: Meinen sie damit, dass der Übertritt zu einer anderen Religion als schweres Verbrechen bestraft werden sollte, das einem Mord gleichkommt (wie es das Erste Gebot nahelegt), oder dass Abbildungen von Gott oder Jesus Christus verboten werden sollten (wie es im Zweiten Gebot steht und manche Protestanten glauben)? Auf eine kleine Minderheit trifft das vermutlich zu, aber die große Mehrheit hat etwas sehr viel Milderes im Sinn, das sich möglicherweise nicht allzu sehr von den bestehenden amerikanischen Gesetzen unterscheidet.


      Die Beliebtheit der Scharia schwankt selbst in den muslimischen Ländern ganz erheblich. In Indonesien, dem Land, in dem die meisten Muslime leben, sind nur 14 Prozent der Bevölkerung der Ansicht, das Recht solle sich einzig auf die Scharia stützen. Im Iran teilen diese Meinung nur 12 Prozent der Männer und 14 Prozent der Frauen, was möglicherweise als Reaktion auf die eher strenge und kompromisslose Auslegung der Scharia durch die das Land beherrschende theokratische Diktatur zu verstehen ist. Auf der anderen Seite befürworten die Hälfte der Jordanier, starke Mehrheiten der Pakistaner und Afghanen und 70 Prozent der ägyptischen Männer ein auf der Scharia gründendes Recht (diese Länder verfügen bereits über Rechtswesen, die zumindest teilweise auf der Scharia beruhen).


      Es lohnt sich, die Einstellung zum religiösen Recht mit dem Meinungsbild in westlichen Ländern zu vergleichen. Die Gallup-Demoskopen stellten fest, dass die Mehrheit der Amerikaner sich eine auf die Bibel bezogene Gesetzgebung wünscht: 46 Prozent erklärten, die Bibel solle »eine Quelle« des Rechts sein, und weitere 9 Prozent wünschten sie sich sogar als »die einzige« Quelle des Rechts. Außerdem befürworteten 42 Prozent der Amerikaner, dass »religiöse Führer direkt an der Niederschrift einer Verfassung beteiligt« sein sollten – etwas, das in der Verfassung dann möglicherweise verboten würde –, und 55 Prozent wollten nicht, dass Geistliche hierbei eine Rolle spielen. Die Iraner reagierten auf diese Frage interessanterweise genau gleich.10 Außerhalb der Vereinigten Staaten befürworten sehr viel weniger Bürger der westlichen Länder ein auf die Heilige Schrift bezogenes Rechtswesen, aber das amerikanische Beispiel zeigt, dass es bei diesem Thema keine strikte Trennung zwischen Ost und West gibt. Ein gewisser Teil jeder religiösen Bevölkerungsgruppe wird aus Antinomisten bestehen – Leuten, die glauben, dass Gottes Gesetze den Gesetzen der Menschen überlegen sind.


      Das Interesse an auf religiösen Lehren basierendem Recht nimmt bei den Muslimen nach der Übersiedlung in westliche Länder ab. Die Muslime in den Vereinigten Staaten zeigen – trotz des öffentlichen Aufschreis über die »heimliche Scharia« – ein überwältigendes Desinteresse an der Anwendung der Gesetze des Korans auf sie selbst, von der amerikanischen Gesamtbevölkerung ganz zu schweigen. Eine kanadische Professorin der Rechtswissenschaften befragte 2012 im Rahmen einer Untersuchung zu den Ansichten muslimischer Amerikaner über die Scharia eine repräsentative Stichprobe muslimischer Geistlicher und Juristen quer durch die Vereinigten Staaten: »Keiner der 212 Befragten – unter denen sich zahlreiche Imame, Rechtswissenschaftler, muslimische Rechtsanwälte und andere in der Rechtspflege tätige Personen befanden – äußerte die Vorstellung, dass die Gerichte das islamische Recht unmittelbar auf Muslime (oder Nichtmuslime) anwenden sollten. Nur 3 von 41 Imamen schlugen die Einrichtung eines parallelen islamischen Familiengerichts vor, die überwältigende Mehrheit lehnte diesen Gedanken ab und wollte sich lieber an zivile Gerichte halten. Viele Muslime sehen zivile Gerichte als ›menschliches Recht‹, im Gegensatz zur Scharia, dem ›göttlichen Recht‹, sagen aber ebenso deutlich, dass sie die Gesetze ihres Heimatlandes befolgen müssten – dies wurde immer wieder hervorgehoben –, und sehen hierbei keine Unvereinbarkeit.«11


      Bei einer großen Meinungsumfrage der Tageszeitung Le Monde unter französischen Muslimen im Jahr 2008 sprachen sich 75 Prozent der Befragten »gegen die Einführung« der Scharia aus, während 37 Prozent erklärten, »einige Elemente der Scharia könnten angewendet werden, wenn sie dem französischen Recht angepasst würden«. Und 17 Prozent vertraten die Ansicht, die Scharia sollte in allen Ländern gelten.


      Die Denkfabrik Policy Exchange stellte 2007 bei einer Umfrage unter britischen Muslimen ein ganz ähnliches Meinungsbild fest. Auf die Aussage »Wenn ich die Wahl hätte, würde ich in Großbritannien lieber nach der Scharia als nach britischem Recht leben«, reagierten 75 Prozent der Muslime über 45 Jahre mit der Bevorzugung des britischen Rechts, wobei dieser Anteil bei den 35- bis 44-Jährigen auf 63 Prozent und bei den unter 30-Jährigen auf knapp über die Hälfte zurückging.12


      Mit anderen Worten: Eine alarmierend hohe Zahl von Menschen ist der Ansicht, dass der Religion gegenüber dem weltlichen Recht der Vorrang gebührt, auch wenn diese Menschen nur eine Minderheit innerhalb einer Minderheit sind. Aber diese Zahlen verraten uns nicht das, was wir wirklich wissen wollen: Wie viele Muslime in den westlichen Ländern befürworten die strengere Auslegung der Scharia, die Steinigungen, Hinrichtungen und Ehrenmorde? Um das herauszufinden, müssen wir einige enger gefasste Fragen stellen. Muslimische Einwanderer und besonders ihre Nachkommen übernehmen, wie oben bereits festgestellt, in vielen Ländern – mit einigen Ausnahmen, zu denen auch Großbritannien zählt – den Gedanken der Gleichberechtigung der Geschlechter und der Tolerierung sexueller Minderheiten, Vorstellungen, die im Westen inzwischen weit verbreitet sind.


      Eine Umfrage zur Todesstrafe – die bei den unangenehmeren Auslegungen der Scharia eine zentrale Rolle spielt – in drei europäischen Ländern ergab, dass 35 Prozent aller Franzosen, 27 Prozent der Deutschen und 50 Prozent der Briten die Ansicht äußerten, die Todesstrafe sei »moralisch akzeptabel«, während sich nur 24 Prozent der französischen, 27 Prozent der deutschen, aber immerhin 63 Prozent der britischen Muslime dieser Aussage anschlossen. Bei der Frage der Ehrenmorde gleichen sich die Zahlen der Gesamtheit der Befragten in Frankreich, Deutschland und Großbritannien, die Zustimmung äußerten (2, 1 sowie 1 Prozent), und derjenigen Muslime in diesen Ländern, die ebenso antworteten (3, 3 und 2 Prozent), so sehr, dass sie in den statistischen Fehlerbereich der Untersuchung fallen und die Feststellung nahelegen, dass diese Praxis eine vernachlässigbare Unterstützung genießt. Anders gesagt: Aus den gelegentlichen und beunruhigenden Fällen von Ehrenmorden in diesen Ländern kann man nicht auf eine verbreitete Billigung dieser Praxis unter Muslimen schließen.13


      Diese Ergebnisse lassen den Schluss zu, dass die Muslime in westlichen Ländern sehr viel weniger Interesse an religiösen Geboten haben als ihre Glaubensbrüder in den Ländern, aus denen sie eingewandert sind, dennoch bleiben sie, wie frühere Einwanderer, die religiösen Minderheiten angehörten, stärker am Glauben orientiert als die übrige Bevölkerung. Aber die Ansichten der Muslime zu Religion und Recht unterscheiden sich – bedenkt man die starke Loyalität, die sie ihren Aufnahmeländern und deren Institutionen entgegenbringen, sowie die geringe Toleranz, die sie für Gewalt empfinden – kaum von dem, was beispielsweise Christen in den Vereinigten Staaten äußern. Die Zahlen verweisen auf einen Teil der Bevölkerung in Europa, der, wie schon frühere Wellen armer Einwanderer, eine unangenehme und schwierige Zeit der Integration durchmacht. In einigen Fällen (zum Beispiel in Großbritannien) halten sich die Einwanderer an althergebrachten sozialen Werten fest, trotz des starken Säkularisierungstrends, der im größten Teil der muslimischen Welt zu beobachten ist. Aber das bedeutet nicht, dass es irgendeinen verbreiteten Wunsch oder ein Bestreben zur Einführung der Scharia in westlichen Ländern gibt. Die Anhänger der Scharia unter den Muslimen scheinen die am stärksten marginalisierten und von der gesellschaftlichen Entwicklung losgelösten Angehörigen dieser Bevölkerungsgruppe zu sein. Diejenigen unter ihnen, die das Rechtswesen beeinflussen könnten, haben das geringste Interesse an religiösem Recht.


      Die amerikanischen Wissenschaftler Wajahat Ali und Matthew Duss schreiben: »Um einen angemessenen Vergleich herzustellen: Die extreme christliche Rechte in Amerika hat jahrzehntelang versucht, ihre Sichtweise von Amerika als einer ›christlichen Nation‹ in unsere Gesetze hineinzuschreiben. Sie ist dabei wiederholt gescheitert, und das in einem Land, in dem sich mehr als drei Viertel der Menschen als Christen bezeichnen. Es ist äußerst unwahrscheinlich, dass eine extremistische Fraktion unter den amerikanischen Muslimen, einer Glaubensgemeinschaft, die etwa 1 Prozent der US-Bevölkerung ausmacht, mehr Erfolg haben würde.«14 Wenn die säkularen und pluralistischen Institutionen des Westens irgendeinen Wert haben, sollten sie imstande sein, eine weitere, aus ernsthaften Gläubigen bestehende Minderheit in sich aufzunehmen, so wie sie das in der Vergangenheit in vielen anderen Fällen getan haben.


      Wir machen uns trotzdem Sorgen, denn es scheint ja nach wie vor möglich, dass religiöse Überzeugungen Terrorismus hervorbringen, auch wenn die Mehrheit der Muslime weder den Terrorismus noch das religiöse Recht befürwortet. Wie können wir die gesamte Gemeinschaft tolerieren, wenn ihre Glaubensgrundsätze auch nur eine kleine Minderheit unter ihnen zu Terroristen machen? Um das zu verstehen, müssen wir uns die tatsächlichen Wurzeln des Terrorismus genauer ansehen.


      BEHAUPTUNG: Der Terrorismus ist ein natürlicher und unvermeidlicher Ableger des islamischen Glaubens.


      »Nicht nur lauert innerhalb dieser Religion der globale Dschihad, die Religion selbst ist ein politisches Projekt – ein in der Tat imperiales Projekt –, und zwar auf eine Art, die das moderne Christentum, das Judentum, der Hinduismus und der Buddhismus nicht teilen. Diese Religion ist außerdem, historisch betrachtet, ein ziemlich blutrünstiger Glaube, in dem nahezu alles gerechtfertigt werden kann, wie auch immer man zur Frage der Gewalt stehen mag.«


      Mark Steyn


      »Die Apologeten erzählen uns immer, der militante Islam sei eine Entstellung des Islam, aber das ist nicht wahr: Er geht aus der Religion hervor und begründet eine radikal neue Auslegung. Er passt einen sehr alten Glauben an die politischen Erfordernisse unserer Zeit an.«


      Daniel Pipes


      Islamische Terroristen sind religiöse Menschen: Das lässt sich nicht bestreiten. Sie berufen sich auf Allah und den Koran; sie verurteilen ihre Zielobjekte als unheilig; sie reden von einer göttlichen Berufung und einer im Koran niedergeschriebenen Verpflichtung, sich am »Kreuzzügler« und am »Ungläubigen« zu rächen. Das führt uns zu der Annahme, dass al-Qaida und seine Ableger religiöse Bewegungen sein müssen – und das wiederum zieht die furchterregende Folgerung nach sich, jeder fromme Muslim könnte zum Dschihadisten werden. Wenn also ein großer Teil der Muslime buchstabengläubig ist und diese Menschen alle gehalten sind, sich die einschlägigen gewalttätigen und rachsüchtigen Passagen des Korans mit gleicher Intensität zu eigen zu machen, was hält dann irgendeinen unserer frommen muslimischen Nachbarn davon ab, kurzerhand einen Sprengstoffgürtel anzulegen? Diese Logik hat zu einer der zentralen Ideen geführt, mit der die Popularität der muslimfeindlichen Bewegung zu erklären ist: zu der Idee, dass alle Muslime zumindest ansatzweise in einem Eroberungskrieg parteiisch sind und dass die Frommen wie auch die Gewalttätigen ein und derselben übergeordneten Sache angehören.


      Ein Jahrzehnt der Forschung auf dem Gebiet der Terrorbekämpfung und die Analyse einer ganzen Reihe von Bänden extremistischer Literatur und Dialoge sowie Interviews mit Tausenden noch aktiven und ehemaligen Dschihadisten und Terrorzellen-Mitgliedern durch zahlreiche Wissenschaftler haben zu zwei äußerst eindeutigen Schlussfolgerungen geführt. Erstens: Es sind nicht in erster Linie die frommen oder fundamentalistischen Muslime, die zu Terroristen werden. Zweitens: Terroristen werden von politischen Überzeugungen angetrieben, nicht vom religiösen Glauben. Die Muslime, die Gewalt und Terrorismus befürworten, sind nicht die Muslime mit den zutiefst religiösen oder fundamentalistischsten Ansichten. Beide Gruppen haben in Wirklichkeit kaum etwas miteinander zu tun, und die letztere Personengruppe steht in einem Gegensatz zur ersteren.


      Der britische Inlandsgeheimdienst MI5 erstellte im Jahr 2008 das vielleicht detaillierteste und umfassendste Profil islamischer Terrorrekruten. Die verhaltenspsychologische Abteilung des Dienstes betrieb intensive Fallstudien zu »mehreren Hundert Einzelpersonen, von denen bekannt war, dass sie in gewalttätige extremistische Aktivitäten verwickelt oder mit solchen Aktivitäten eng verbunden waren«. Zu diesem Personenkreis zählten beispielsweise auch dschihadistische Spendensammler und Möchtegern-Selbstmordattentäter. Die Schlussfolgerung aus diesen Untersuchungen lautet, dass muslimische Terroristen in westlichen Ländern »eine vielfältige Ansammlung von Einzelpersonen darstellen, die in kein einheitliches demografisches Profil passen, und sie folgen auch nicht alle einem typischem Weg, der in den gewalttätigen Extremismus führt«. Wie in anderen Ländern auch, sind sie häufig Konvertiten oder Angehörige der zweiten Generation, im Land geborene Kinder legaler Einwanderer.


      Auffällig ist hierbei, dass extremistische muslimische Geistliche bei der Indoktrination oder Anwerbung dieser Dschihadisten im Allgemeinen keine Rolle spielen. »Die meisten von ihnen sind religiöse Novizen und vom islamistischen Fundamentalismus weit entfernt«, heißt es in dem Bericht. Nur wenige sind in streng religiösen Familien aufgewachsen. In Wirklichkeit »gibt es Belege dafür, dass eine gut fundierte religiöse Identität tatsächlich vor gewalttätiger Radikalisierung schützt«, schreiben die MI5-Experten.


      Einige der Rekruten, so heißt es weiterhin, »konsumieren Drogen, trinken Alkohol und nehmen die Dienste von Prostituierten in Anspruch.« Aber es scheint sich hierbei nicht um psychisch instabile Einzelgänger zu handeln, denn die Mehrheit der über 30-Jährigen lebt in festen Beziehungen, und die meisten von ihnen haben Kinder. In der Regel sind sie auch gut ausgebildet und haben eine Arbeit, auch wenn es sich meist um eine schlecht bezahlte Tätigkeit handelt. Man hat es hier weniger mit ausgeprägt mönchischen, tiefgläubigen Menschen zu tun, sondern mit nicht gläubigen Einzelpersonen, die sich aus politischen oder persönlichen, nicht aber aus religiösen Gründen zu radikalen Peergroups hingezogen fühlen. Vier Faktoren, heißt es in der Geheimdienststudie, führten zu terroristischer Radikalisierung: ein »Trauma«, zum Beispiel der Tod eines geliebten Menschen (10 Prozent der Terrorverdächtigen hatten dies erlebt); Einwanderung ohne Familienangehörige (ein Drittel der Extremisten war »alleine nach Großbritannien gegangen«, als Studenten oder Arbeiter); »kriminelle Aktivitäten« (zwei Drittel hatten Vorstrafen) und schließlich »Gefängnis« (viele radikalisierten sich während einer Haftzeit).15


      Religiöse Hingabe korreliert nicht einfach mit islamistischem Radikalismus. Die Gallup-Organisation nahm in einer Untersuchung die 7 Prozent der Muslime weltweit in den Blick, die als »radikal« gelten, das heißt diejenigen, die die Anschläge vom 11. September 2001 gutheißen und ein negatives Bild von den Vereinigten Staaten haben – und stellte fest, dass diese Menschen keineswegs religiöser sind als die muslimische Bevölkerung insgesamt.16 Das Pew Research Center stellte 2008 fest, dass der Anteil nicht religiöser deutscher Muslime (94 Prozent), die erklärten, dass »Angriffe auf Zivilisten moralisch nicht zu rechtfertigen sind«, genauso groß war wie die Zahl der Gläubigen, die dasselbe sagten (ebenfalls 94 Prozent). In Frankreich bekannten sich 94 Prozent der religiösen und 82 Prozent der nicht religiösen Muslime zu dieser Auffassung; 90 Prozent der religiösen britischen Muslime missbilligten Angriffe auf Zivilisten, bei den nicht religiösen waren es 87 Prozent.17


      Der dschihadistische Terrorismus entwickelte sich in den westlichen Ländern seit Anfang der 1990er-Jahre als eine extreme politische Reaktion auf die Präsenz westlicher Soldaten in islamischen Ländern. Er hat diesen politischen Weg weiterverfolgt. Das bedeutet zwar, dass seine Anhänger an die Existenz eines unantastbaren »Landes des Islam« glauben müssen, heißt aber noch lange nicht, dass sie ansonsten die allerfrömmsten Gläubigen sind.


      »Religiöse Orthodoxie und politische Radikalisierung sind ganz verschiedene Dinge und reagieren auf ganz unterschiedliche Mechanismen«, sagt Rik Coolsaet, der belgische Wissenschaftler, der einige der detailliertesten Untersuchungen zur muslimischen Radikalisierung geleitet hat. »Religiöse Orthodoxie beginnt mit einer Identitätssuche, die in höchst unsicheren Zeiten besonders schwierig ist. Politische Radikalisierung beginnt mit dem Widerstand gegen Ungerechtigkeit. Ersteres kann sich zu einem Problem für den sozialen Zusammenhalt entwickeln, wenn Einzelpersonen und Gruppen dadurch in ein kulturelles Ghetto geraten. Letzteres kann schließlich zu einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit werden, wenn einige Personen den Weg des Extremismus weitergehen, der – für eine noch geringere Zahl – schließlich in den Einsatz von Gewalt als bevorzugtem Mittel des politischen Handelns mündet.«


      Wissenschaftler des Londoner Demos-Instituts beschäftigten sich zwei Jahre lang mit radikalen Islamisten und verurteilten Terroristen in Großbritannien und Kanada und stellten dabei fest, dass radikale Gläubige und Terroristen gut auszumachende und sehr verschiedene Personenkreise waren. »Radikale [Gläubige] empfanden auch echte Sympathie für die westlichen Werte der Toleranz und des Pluralismus, für das Regierungswesen und die Kultur des Westens. Das besondere Merkmal der Terroristen war ihr Abscheu vor der westlichen Kultur und Gesellschaft. Die radikalen Gläubigen hatten sich interessanterweise häufiger durch politische Proteste hervorgetan als die Terroristen, ein größerer Teil von ihnen hatte an Hochschulen studiert (tendenziell geisteswissenschaftliche Fächer) und auch eine Arbeitsbiografie vorzuweisen.« Die Terroristen hatten außerdem »eine schlichtere, oberflächlichere Vorstellung vom Islam als die radikalen Gläubigen, das heißt: Ihr Interesse an den tatsächlichen Lehren des Korans war ziemlich gering.«18


      Olivier Roy, der französische Politologe und Experte für islamische Gesellschaften, formulierte es so: »Der Prozess gewalttätiger Radikalisierung hat wenig mit religiöser Praxis zu tun, während radikale Theologie, in der Gestalt des Salafismus, nicht unbedingt zu Gewalt führt.« Der Prozess der Radikalisierung ist nach Roys Analyse »nicht mit der unverblümten Verurteilung sexueller Freizügigkeit im Westen verbunden, wie sie in konservativ-muslimischen Kreisen so weit verbreitet ist. Al-Qaida-Rekruten sind nicht besonders sittenstreng und pflegen oft den üblichen Lebensstil westlicher Teenager – oder haben früher so gelebt.«19


      Mark Fallon, der Vorsitzende der International Association of Chiefs of Police (IACP), ein ehemaliger Spionageabwehrexperte in den USA, der die Verfolgung Dutzender hochrangiger Terrorverdächtiger verantwortet hat, leitete eine Untersuchung zu Hunderten ehemaligen Terroristen und stellte dabei fest, dass bei diesem Personenkreis weder die Theologie noch eine umfassendere politische Ideologie eine bedeutende Rolle spielten: »Eine Sache, auf die wir überall stießen, ist, dass der Auslöser, der irgendjemanden zur Gewalt greifen lässt, eine sehr persönliche Angelegenheit ist und auf den örtlichen Gegebenheiten beruht. Das weltweite Umfeld wird benutzt, um diese Leute anzuwerben, aber im Allgemeinen ist es irgendeine örtliche Gegebenheit oder ein Einzelereignis, das diese Leute umdreht. Das hat nichts mit Ideologie zu tun; es hat nichts mit Theologie zu tun; es geht um die Identität.«20 Natürlich wurden Menschen, die sich Terrorzellen anschlossen – wie politisch und persönlich ihre Motive auch immer gewesen sein mochten –, auch zu Gläubigen, und die meisten von ihnen haben ein im Großen und Ganzen fundamentalistisches oder salafistisches Weltbild, so vage dieses auch ausfallen mag. In manchen Fällen werden sie über islamische Erweckungs- und Missionierungsbewegungen wie Tablighi Jamaat (»Gemeinschaft der Verkündigung und Mission«) für den Dschihad gewonnen. Diese Gemeinschaft ist selbst nicht gewalttätig, wird aber von Dschihadistenorganisationen, die auf der Suche nach eifrigen und beeinflussbaren Rekruten sind, benutzt. Daraus ergibt sich zwar, dass diese religiösen Orden unter genaue Beobachtung gestellt werden sollten, es bedeutet jedoch nicht, dass der Terrorismus ein Ergebnis ihrer religiösen Lehren ist.


      Fundamentalisten und religiöse Islamisten sind in Wirklichkeit oft die effektivsten Kräfte unter den muslimischen Einwanderern, wenn es gilt, sich den Terrorbewegungen entgegenzustellen. Die Londoner Polizei säuberte die Finsbury-Park-Moschee mit Erfolg von mit al-Qaida vernetzten Sympathisanten und Aktivisten, indem sie eng mit Salafistengruppen zusammenarbeitete, die in der Gemeinde tonangebend waren. Scotland Yard stellte fest, dass die Salafisten (die mit politischen Mitteln einen theokratischen Staat anstreben) einerseits die detailliertesten Kenntnisse über Miteinwanderer besaßen, die für eine terroristische Radikalisierung empfänglich waren, und andererseits auch die größte Entschlossenheit zeigten, gewalttätige und dschihadistische Gruppen und Personen von ihrer Moschee fernzuhalten. Diese Vorgehensweise war umstritten, weil man dafür eng mit religiösen Extremisten zusammenarbeiten musste, deren Ansichten zum sozialen Zusammenleben wahrhaft abstoßend waren und deren ultrakonservative Sicht auf Frauen und Homosexualität von anderen Gruppen innerhalb der muslimischen Gemeinde bekämpft wurden. Aber nach dem, was ich selbst mitverfolgen konnte, schien dieser Ansatz zu wirken und dem Einfluss gewalttätiger Extremisten auf dieses Stadtviertel ein Ende zu bereiten.21 Wenn der Terrorismus aber kein natürliches Ergebnis extremer muslimischer Glaubensgrundsätze ist – auch nicht derjenigen, die von Fundamentalisten vertreten werden –, kommen wir wohl nicht um den Gedanken herum, dass er dann ein Produkt der dichten Zusammenballungen armer, gesellschaftlich isolierter muslimischer Einwanderer in unseren Städten sein muss. Auch diese Frage wurde schon oft untersucht.


      BEHAUPTUNG: Das Wachstum der muslimischen Bevölkerung geht mit einer Zunahme des islamischen Extremismus und Terrorismus einher.


      »Der Dschihad kommt durch den gezielten Aufbau der muslimischen Bevölkerungsgruppe in kleinen bis mittelgroßen Städten in aller Stille nach Amerika.«


      Pamela Geller


      »Worin besteht der gesellschaftliche Nutzen, rückständige Menschen ins Land zu lassen, von denen einige zweifellos Terroristen sind, während andere dann Kinder in die Welt setzen, die zu Terroristen werden?«


      Michael Savage


      Der islamische Terrorismus im Westen ist im Großen und Ganzen zurückgegangen. Die Zahl der wegen islamistisch motiviertem Terrorismus in Europa angeklagten Menschen fiel von 201 im Jahr 2007 auf 187 (2008) und schließlich auf 110 (2009), um dann 2010 wieder auf 179 anzusteigen. Diese erneute Zunahme ist vor allem mit einer Serie von Verhaftungen in Frankreich zu erklären, die mit einer Zelle von Nordafrikanern verbunden war, die sich auf den Kampf in Afghanistan vorbereiteten. Sie scheint aber keinen Trend zur Zunahme solcher Verfahren darzustellen.22


      In den Vereinigten Staaten entstand der unzutreffende Eindruck, dass der islamische Terrorismus zunehme. Das war vor allem mit drei Ereignissen verbunden, zwischen denen es keine Verbindung gab und die in kurzen Zeitabständen aufeinanderfolgten: die Schießerei vom 5. November 2009 in Fort Hood in Texas, bei der ein Einzeltäter auf einem Militärstützpunkt 13 Menschen tötete; der Fall des »Unterhosenbombers« am 25. November 2009 (ein wohlhabender junger Nigerianer versuchte einen Airbus auf dem Flug von Amsterdam nach Detroit in die Luft zu sprengen); und der gescheiterte Autobombenanschlag auf den Times Square vom 1. Mai 2010, begangen von einem Amerikaner pakistanischer Herkunft, der offensichtlich über Verbindungen zu den Taliban in Pakistan verfügte. Aber islamistischer Terrorismus bleibt nach wie vor eine Seltenheit: Die Zahl muslimischer Amerikaner, die als Terrorismusverdächtige und -täter festgenommen wurden, lag in der Zeit von 2001 bis 2008 im Jahresdurchschnitt bei etwa 14,6 2009 wurde mit 47 Personen ein Spitzenwert erreicht, was hauptsächlich daran lag, dass 17 Amerikaner somalischer Herkunft verhaftet wurden, die sich der al-Shabaab-Miliz in Somalia angeschlossen hatten. Einige Beobachter äußerten, mit Blick auf diese Zahlen und die schlagzeilenträchtigen Anschläge von 2009 und 2010, die Befürchtung, der Dschihadismus nehme zu. Aber 2010 fiel die Zahl der Terrorismusverhaftungen wieder auf 26,23 und 2011 ging sie noch einmal auf 20 zurück.24 Es scheint also keine größere Bewegung zu geben.


      Dschihadisten-Anschläge sind im Westen nicht so häufig wie andere Formen des Terrorismus. Im Jahr 2010 wurden in den Vereinigten Staaten 20 Terroranschläge verübt, die nichts mit Muslimen und Islamisten zu tun hatten (die meisten von Rechtsextremisten). In Europa kam es in jenem Jahr zu 3 Anschlägen von Islamisten (alle 3 geschahen in Skandinavien) mit einem Todesopfer, während 160 Anschläge von Separatisten, 45 Gewalttaten von Linksextremen und Anarchisten sowie 41 weitere (meist mit einem Einzelproblem verbundene) Anschläge zu verzeichnen waren. Insgesamt kam es in Europa in den Jahren 2001 bis 2009 zu 65 Terroranschlägen von Dschihadisten, an denen 336 Personen beteiligt waren. Das entspricht weniger als einem Prozent aller Anschläge auf dem Kontinent in diesem Zeitraum. Keine dieser Angaben kann vom Ausmaß der Bedrohung durch islamischen Terrorismus oder von der Notwendigkeit ablenken, radikalen Ideologien innerhalb von Einwanderergemeinden entgegenzutreten. Der Terrorismus bleibt ein ernstes Problem und hat das Potenzial, die internationale Sicherheit zu bedrohen. Aber er entwickelt sich nicht zur Epidemie und nimmt auch nicht im Verhältnis zum muslimischen Bevölkerungsanteil im Westen zu.


      Die wichtigere Frage lautet, ob Zusammenballungen muslimischer Einwanderer und ihrer Nachkommen – vor allem, wenn sie in sehr dicht besiedelten, ethnisch segregierten und verarmten Stadtvierteln leben – zu Brutstätten für antiwestliche Gewalt werden. Heißen die Länder des Westens noch mehr Terroristen willkommen, wenn sie die Einwanderung von Muslimen dulden?


      Kurz gesagt, es sieht nicht danach aus. Große Ansammlungen von Muslimen scheinen nicht generell eine Quelle des Terrorismus zu sein. Die Geografen Nissa Finney und Ludi Simpson analysierten die Adressen aller britischen Muslime, die Mitte des ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts, etwa zur Zeit der Anschläge auf die Londoner U-Bahn, wegen terroristischer Verbrechen angeklagt wurden, und stellten dabei fest, dass 77 Prozent aus Wohngegenden kamen, in denen weniger als 11 Prozent der Bevölkerung Muslime waren, über die Hälfte (56 Prozent) lebten sogar in einem Wohnumfeld mit weniger als 6 Prozent Muslimen: Der einsame Muslim, der in einer überwiegend »weißen« Nachbarschaft lebt, passt also besser ins typische Profil des Terroristen.25 Ähnliches wurde in den Vereinigten Staaten festgestellt, wo in der Zeit von 2001 bis 2011 nur 17 Prozent der Terrorverdächtigen eine Wohnadresse in Orten oder Stadtvierteln mit einem hohen Anteil von Muslimen hatten, zum Beispiel in Dearborn (Michigan) oder Los Angeles. Die Mehrheit stammte aus vereinzelten muslimischen Familien in einem gemischten Wohnumfeld.26 Marc Sageman, ein ehemaliger CIA-Spezialist für Terrorbekämpfung, stellte in seiner klassischen Untersuchung zur Anwerbung von Terroristen fest, dass die überwiegende Mehrheit der Terroristen weder arm noch isoliert war, nicht aus zerrütteten Familien kam und auch keine kriminelle Vergangenheit hatte: »Drei Viertel meiner Stichprobe kamen aus der Ober- oder Mittelschicht. Die übergroße Mehrheit (90 Prozent) kam aus fürsorglichen, intakten Familien. 63 Prozent hatten das College besucht, im Vergleich zu den 5 bis 6 Prozent, die in der Dritten Welt sonst üblich sind. In vielerlei Hinsicht sind das die besten und klügsten jungen Leute ihres jeweiligen Heimatlandes.«27


      Der MI5-Bericht in Großbritannien bestätigte diese Erkenntnis. Dort ist nachzulesen, dass zwei Drittel der im letzten Jahrzehnt vom Inlandsgeheimdienst überwachten Terrorverdächtigen »aus Mittel- oder oberen Mittelschichtfamilien stammten, was aufzeigt, dass es keine simple Entsprechung zwischen Armut und der Verstrickung in islamistischen Extremismus gibt«.28 Ein Bericht der britischen Regierung aus dem Jahr 2011 hielt fest, dass 45 Prozent der englischen Terrorverdächtigen eine Universität, ein College oder eine andere höhere Bildungseinrichtung besucht hatten. Das ist ein sehr viel größerer Anteil als bei der englischen Bevölkerung oder muslimischen Minderheit insgesamt – und ein wichtiger Hinweis darauf, dass arme muslimische Wohnviertel keine Brutstätten des Terrorismus sind. Diese Verdächtigen waren durch Lektüre, Internet oder Kontakt mit anderen politisch radikal gesinnten Menschen an Universitäten und in Gefängnissen zu ihren politischen Überzeugungen gelangt, nicht weil die Geisteshaltung einer muslimischen Gemeinschaft oder eines Wohnbezirks sie beeinflusst hatte.


      Das Bild vom im selbst gewählten Ghetto lebenden Muslim aus der Parallelgesellschaft löst sich auf, sobald man den tatsächlichen Terroristen begegnet. Als Edwin Bakker am International Centre for Counterterrorism in Den Haag die Daten Hunderter muslimischer Europäer untersuchte, die wegen Terrorismus verurteilt worden waren, stellte er fest, dass nahezu alle von ihnen in Europa geborene Kinder oder Enkel von Einwanderern waren. Von diesen 313 Personen wohnten 305 ganz legal in einem europäischen Land. Nur 8 hatten jemals in einem außereuropäischen Land gelebt. Weniger als ein Fünftel war in einem religiösen muslimischen Haushalt aufgewachsen. Nahezu die Hälfte war in einem weitgehend säkularen Umfeld erzogen worden, und mehr als ein Drittel waren Konvertiten zum Islam, die meisten von ihnen kamen aus einem christlichen Umfeld.


      Und sie waren recht gut ausgebildet: 70 Prozent hatten die höhere Schule abgeschlossen, die Übrigen besaßen einen College- oder Universitätsabschluss; es gab keine Schulabbrecher oder Analphabeten. Von den 93 Personen, zu denen wirtschaftliche Daten vorlagen, gehörten 5 zur Oberschicht und 36 zur Mittelschicht; 52 (mehr als die Hälfte) kamen aus der Unterschicht; 14 Personen waren selbstständige Unternehmer, zum Beispiel Ladenbesitzer. Zwei Drittel gingen zum Zeitpunkt ihrer Verhaftung einer Erwerbsarbeit nach, die größte Gruppe stellten dabei die ungelernten Arbeiter. Das Altersspektrum reichte von 16 bis 62, die meisten waren zwischen Mitte und Ende zwanzig. Fast die Hälfte war verheiratet, verlobt oder geschieden, die meisten von ihnen hatten Kinder; ein Fünftel war alleinstehend. Auffällig war, dass fast ein Fünftel zuvor bereits wegen eines nicht terroristischen Delikts von einem Gericht verurteilt worden war.29


      Einige große Untersuchungen zur Demografie und Psychologie von Terrorismusrekruten haben gezeigt, dass schwierige Lebensumstände, unter anderem Armut und Gewalt, bei der Radikalisierung oder Anwerbung von Terroristen nur selten eine bedeutende Rolle spielen. Allenfalls trifft das Gegenteil zu, denn in den Dschihad hineingezogen werden aus der Mittelschicht stammende und gut ausgebildete Muslime. Bei diesen Menschen besteht eine größere Wahrscheinlichkeit, dass sie ein Gefühl der Schande oder Erniedrigung empfinden. Häufiger hegen sie auch Hoffnungen und Ambitionen, die ihrer Ansicht nach von denselben westlichen Kräften vereitelt wurden, die, so sehen sie es, in die islamischen Länder einfallen – und außerdem den Wunsch zur Verklärung der eigenen Person, die durch Märtyrertum erreicht werden kann.30


      »Die rein materiellen Bedingungen erklären in Bezug auf den Terrorismus gar nichts, sonst würden Terrorakte häufiger von den ärmsten Menschen verübt, die zugleich in den ärmsten Gegenden leben, und das ist nicht der Fall«, heißt es in einer großen Untersuchung zur Psychologie der Anwerbung von Terroristen. »Die psychologische Forschung verweist auf die grundlegende Bedeutung der empfundenen Herabsetzung. […] Wachsende Frustration hat bei der großen Bevölkerungsgruppe, die gesellschaftlich ganz unten steht, größere Sympathien für ein extremistisches, ›gegen das Establishment gerichtetes‹ Handeln aufkommen lassen.«31 Menschen, die unter einer tatsächlichen Herabsetzung leiden, haben weder Zeit noch eine Neigung zu terroristischen Zusammenschlüssen. Viele der berühmtesten Dschihadisten, unter anderem auch Mohammed Atta und Osama bin Laden, waren an Universitäten ausgebildete Techniker und Ingenieure.


      »Sie sind alle integriert, verwestlicht und gut ausgebildet«, sagt Olivier Roy über die Terroristen im Westen. »Sie haben keinen besonders auffälligen sozialen Hintergrund, mit dem sich ihre politische Radikalisierung durch Armut oder einen Ausschluss aus der Gesellschaft erklären ließe. Und fast alle werden im Westen ›wiedergeboren‹. […] Der Ursprung der Radikalisierung ist der Westen und nicht der Dschihad oder die Konflikte im Nahen Osten. Keiner radikalisierte sich im Anschluss an religiöse Studien, die in einem Land mit muslimischer Mehrheit betrieben und abgeschlossen wurden. Und schließlich verging bei fast allen zwischen der Rückkehr zur Religion und dem Übergang zur politischen Radikalisierung nur sehr wenig Zeit, was beweist, dass sie sehr stark, wenn nicht sogar stärker an Politik interessiert sind als an Religion.«32


      War der islamistische Terrorismus ein natürlicher Auswuchs der konservativen religiösen und politischen Überzeugungen der Einwanderer und ihrer Kinder? Oder glich er eher der Welle des linksextremen Terrorismus, die in den 1960er- und 1970er-Jahren durch die Vereinigten Staaten und Europa schwappte? Damals schlossen sich Tausende hauptsächlich der Mittelschicht entstammender junger Leute einer gefährlichen Bewegung an, die sich selbst im Widerstand gegen die sie umgebende Kultur sah und über Organisationen wie den Weather Underground und die Rote Armee Fraktion Hunderte von Bombenanschlägen verübte.


      Die Demos-Forscher stellten in ihrer Untersuchung zu religiösen Extremisten und gewalttätigen radikalen Kräften fest, dass der von al-Qaida ausgehende Reiz weder auf der Theologie noch auf der weiter ausgreifenden Ideologie beruhte, sondern auf dem Image des antiautoritären Radikalismus: »Einen zunehmend wichtigen Teil von al-Qaidas Anziehungskraft im Westen machen die gefährlichen, romantischen und gegenkulturellen Merkmale aus. […] Das Netzwerk wird zu einer Verbindung von giftiger Ideologie und jugendlichem Radikalismus, zu etwas, dessen Wesen sich gegen das Establishment richtet, und das macht es für manche junge Leute attraktiv. […] Der von al-Qaida inspirierte Terrorismus im Westen hat viel mit den anderen gegenkulturellen und subversiven Gruppen gemeinsam, die vor allem aus zornigen jungen Männern bestanden.«33


      Olivier Roy hält fest, dass der dschihadistische Terrorismus »viele Faktoren mit anderen Formen der – entweder politischen oder verhaltensbezogenen – Nichtübereinstimmung gemeinsam hat«. Die meisten radikalisierten Personen haben mit ihren Familien gebrochen. Sie sprechen nicht von islamischer Tradition oder von Fatwas, sondern handeln eher auf individueller Basis und außerhalb der üblichen Bindungen an Familie, Moschee und islamische Vereinigung. Der moderne islamische Terrorismus ist »ein Avatar des ultralinken Radikalismus, seine Ziele sind dieselben, die auch die Ultralinken traditionell im Visier haben – der US-Imperialismus und die Symbole der Globalisierung.«


      Die Söhne von Einwanderern, die sich dem gewalttätigen Dschihad zuwenden, werden ironischerweise von einer Weltsicht angetrieben, die exakt den Vorstellungen der antimuslimischen Aktivisten entspricht. Sie sind der Ansicht, dass es zwei nicht miteinander zu versöhnende Kulturen gebe, deren eine die andere durch Infiltration und Aggression zu beherrschen suche, und dass sie kämpfen müssten, um ihre Traditionen und Werte vor den Außenstehenden zu schützen. Diese Vorstellung ist, aus welcher Perspektive sie auch kommen mag, falsch und gefährlich. Die Bedrohung durch den Extremismus bleibt weiterhin ernst genug, sodass wir auf die Bekämpfung der ihm zugrunde liegenden Philosophien und psychologischen Ursachen Sorgfalt und Aufmerksamkeit verwenden müssen. Wir wissen heute, dass die »kulturellen« Vorstellungen der Terroristen von anderen muslimischen Einwanderern und deren Kindern nicht geteilt werden, dass sie weder aus ihrem ethnisch geprägten Wohnumfeld entstehen noch sich aus ihrer religiösen Praxis ergeben, so streng diese auch sein mag.


      Wir müssen uns mit einer Gruppe neuer Einwanderer befassen – mit einer großen, aber nicht der größten unter diesen Gruppen –, die aus einem armen und religiösen Umfeld zu uns kommen, die die sozialen, politischen und familienplanerischen Verhaltensmuster ihrer neuen Heimatländer übernehmen, deren Fortkommen aber im wirtschaftlichen Bereich, in der Bildung und Ausbildung und deshalb auch auf sozialer Ebene manchmal von Institutionen unterbunden wird, die ihnen Chancengleichheit gegenüber ihren einheimischen, im Land geborenen und aufgewachsenen Nachbarn verweigern. Viele Menschen im Westen empfinden das als ein noch nie da gewesenes Phänomen. Aber im nächsten Teil werden wir sehen, dass dieses Geschehen alles andere als beispiellos ist. Wir haben das alles schon einmal durchgemacht.


      


      


      
        
          6 Die tatsächliche Zahl ist möglicherweise geringer, weil diese Angaben auch Terrorakte wie etwa die Beltway Sniper Attacks vom Oktober 2002 einschließen, Angriffe zweier Heckenschützen auf willkürlich ausgewählte Opfer im Großraum Washington, D.C., bei denen keine offensichtlichen islamistischen oder dschihadistischen Motive vorliegen, die aber von Muslimen begangen wurden.

        

      

    

  


  
    
      


      Dritter Teil Das hatten wir schon einmal


      Das hatten wir schon einmal


      


      

    

  


  
    
      


      Es liegt in der Natur des menschlichen Geistes, Vergangenes zu komprimieren und zu vereinfachen, sodass die Traumata und Krisen der jüngeren Geschichte kürzer und einfacher erscheinen, als sie in Wirklichkeit waren. Vergleichbare Ereignisse, die in unsere eigene Lebenszeit fallen, wirken komplexer, weniger vorhersagbar und auch nicht so leicht lösbar. Psychologen bezeichnen dieses Phänomen als »Rückschaufehler« (»hindsight bias«): Die Dinge wirken größer und beständiger, wenn sie noch nicht vorbei sind.


      Die Ankunft von Millionen Menschen in unseren Heimatländern – Menschen, die arm waren und einer religiösen Minderheit angehörten – war eine traumatische, politisch umstrittene, manchmal sogar gewalttätige Angelegenheit, die über fast zwei Generationen hinweg regelmäßig auf den Titelseiten erschien und in unserem politischen Bewusstsein einen wichtigen Platz beanspruchte. In unserer Erinnerung kamen frühere Zuwandererwellen von südeuropäischen Katholiken und osteuropäischen Juden in Lumpen an, ließen sich in pittoresken Stadtvierteln nieder, brachten es, zumindest in den englischsprachigen Ländern, rasch zu Wohlstand und vermischten sich mit der einheimischen Bevölkerung. Wir vergessen dabei, dass die Söhne der Neuankömmlinge aus Polen und Irland wirtschaftlich weniger erfolgreich waren als ihre Väter, oft extremere religiöse Einstellungen hatten und sich weigerten, außerhalb ihres ethnischen Umfelds zu heiraten. Wir vergessen, dass das als Bedrohung unserer Demokratie und Kultur angesehen wurde. Wir vergessen, dass diese Menschen fast ein Dreivierteljahrhundert lang beinahe überall als Angehörige einer fremden Kultur angesehen wurden, dass man ihnen aufgrund der vermeintlichen Motive ihrer Religion misstraute, sie mit Gewalt in Verbindung brachte, ihnen unterstellte, sie würden die Integration bewusst verweigern – und dass reichlich Beweise angeführt wurden, die solche Ansichten belegen sollten. Ihre Integration in unser Wirtschaftsleben und unsere Gesellschaften dauerte auch viel länger, als uns in Erinnerung ist. Unweigerlich denken wir, dass die Dinge diesmal anders liegen. Um Rückschaufehler zu vermeiden, sollten wir uns Zeit nehmen und die Erinnerung befragen.

    

  


  
    
      


      I Die katholische Flut


      Wer in den Jahren 1949 und 1950 in den Vereinigten Staaten lebte, konnte Paul Blanshards Buch American Freedom and Catholic Power kaum aus dem Weg gehen. Es hielt sich elf Monate lang auf der Bestsellerliste der New York Times, wurde vom Book-of-the-Month Club empfohlen, verkaufte in der ersten Ausgabe 240 000 Exemplare und erlebte in den USA und international 26 Auflagen; auch die 1958 erschienene zweite Ausgabe war ein Erfolg. Das Buch ist inzwischen zwar fast völlig aus dem öffentlichen Bewusstsein verschwunden, aber eine Zeit lang sah es ganz danach aus, als sei auf dem Kaffeetisch eines jeden angloamerikanischen Mittelschichthaushalts ein Exemplar davon zu finden.


      Und welcher Gedanke war damals Tagesgespräch? Blanshard schlug Alarm wegen einer Flut katholischer Einwanderer in die Vereinigten Staaten, die er als tiefe Bedrohung für Demokratie, Gleichheit und säkulare Werte bezeichnete. Diese Menschen kamen aus Ländern, die fast ausnahmslos autoritär regiert wurden, in religiösen Fragen fundamentalistisch auftraten und gegen Frauenrechte und Geburtenkontrolle waren. Katholiken waren Anhänger eines unveränderlichen, unabänderbaren, vom Klerus verordneten Dogmas, das eher eine politische Ideologie als ein Glaube war, »ein Überbleibsel eines mittelalterlichen Autoritarismus, für das es in einem demokratischen amerikanischen Umfeld keinen Platz gibt«. Blanshard behauptete, dass Katholiken nicht integriert werden könnten und auch nicht integriert würden; sie würden in amerikanischen Städten Parallelgesellschaften einrichten und die Durchsetzung ihrer Glaubensüberzeugungen in einem umfassenderen Rahmen planen. Der Katholizismus sei im Kern ein »undemokratisches System unter ausländischer Kontrolle«. Die geburtenreichen katholischen Familien würden »die nicht katholischen Teile unserer Bevölkerung mit ihrem Geburtenüberschuss überflügeln« und sich schließlich um die Präsidentschaft bemühen, um dann, mithilfe eines »katholischen Plans für Amerika«, ein göttliches Recht einzuführen, zu dem auch ein Zusatzartikel zur Verfassung zählen würde, der die Vereinigten Staaten zu einer »katholischen Republik« machen würde.


      Einen Beleg für die katholische Neigung zur Ausübung extremer sozialer Kontrolle sah er in der Existenz ihrer schwarze Kopfbedeckungen tragenden religiösen Extremisten: der Nonnen. Sie seien der Versuch der Kirche, so schrieb er, »ein Zeitalter [wiederzubeleben], in dem die Frauen die Unterwerfung angeblich genossen und in der Selbsterniedrigung schwelgten«. Er behauptete außerdem, die meisten Kriminellen in den amerikanischen Städten seien Katholiken und jede größere katholische Bevölkerungsgruppe bringe Gewalt, Faschismus, Verbrechen und Terrorismus mit sich. Amerika brauche eine »Widerstandsbewegung«, die sich gegen die »antidemokratische Sozialpolitik der Amtskirche und […] jedes intolerante, separatistische oder unamerikanische Merkmal dieser Politik« wende.


      Blanshard war alles andere als ein randständiger Pamphletist oder religiöser Spinner. Er war leitender Redakteur der Zeitschrift The Nation; ein aktivistischer Jurist und Staatsanwalt, den der New Yorker Oberbürgermeister Fiorello La Guardia zum Leiter der Abteilung für Investigations and Accounts ernannt hatte, die Amtsmissbrauch und Korruption aufdecken sollte. Zuvor hatte er im Außenministerium und als erfolgreicher Auslandskorrespondent gearbeitet. Blanshard war also eine angesehene Persönlichkeit unter den säkularen Denkern Amerikas. Ganz ähnlich wie Bruce Bawer oder Geert Wilders in einer späteren Generation war er ein engagierter Liberaler, der in dem in den neuen Einwanderervierteln herrschenden Konservativismus eine ernste Bedrohung der Grundlagen des Liberalismus sah. Albert Einstein und Bertrand Russell lobten sein Buch, und John Dewey sprach von »beispielhafter Gelehrsamkeit, gutem Urteilsvermögen und Takt«.


      Und dieses Werk stand keineswegs allein auf weiter Flur. Der Historiker John T. McGreevy erinnert sich: »Folgt man den Ansichten der Redakteure von The New Republic und The Nation, einer großen Gruppe von Hochschullehrern in den Geistes- und Sozialwissenschaften und vieler einflussreicher Persönlichkeiten des Reformjudentums und des Mainstream-Protestantismus, dann könnte der katholische Autoritarismus den Geist der Wissenschaft zerstören, Erwachsene hervorbringen, die keine eigenständigen Persönlichkeiten sind, und – aufgrund der wachsenden Zahl von Kindern, die katholische Schulen besuchen – katastrophale Auswirkungen auf die Einheit der Nation haben.«1 Der (evangelische) amerikanische Theologe Reinhold Niebuhr veröffentlichte warnende Worte, ebenso wie Lewis Mumford und John Dewey, die der Ansicht waren, die Katholiken könnten zu einer Fünften Kolonne werden.


      Blanshard und seine Bewegung reagierten auf die sehr realen Probleme des Faschismus und der Rückständigkeit in einem großen Teil der katholischen Welt, die sich auf irische und italienische Wohngebiete oft in Form von politischem Extremismus und massenhafter Kriminalität übertrugen, so wie die Literatur zur muslimischen Flut eine panikmacherische Reaktion auf die reale Bedrohung durch den dschihadistischen Terrorismus und islamischen Fundamentalismus ist. Katholische Einwanderer waren sieben Jahrzehnte lang in großer Zahl ins Land gekommen, und einige von ihnen schienen nicht stärker, sondern weniger stark integriert zu werden. Terrorangriffe, die Iren und Italiener in den Vereinigten Staaten und in Großbritannien begangen hatten, waren den Menschen noch in lebhafter Erinnerung. Katholische Gruppen betrieben Lobbyarbeit für eine separate religiöse Erziehung. Die Welt hatte eben erst den fürchterlichen Schock der Kriegszeit und Jahrzehnte des Totalitarismus erlebt, in denen die Katholiken in Spanien, Italien und Österreich zu Faschisten geworden waren; ihre Diaspora hatte extremistische Ausbrüche erlebt. Wem die Loyalität der irischen Regierung galt, war während der Kriegszeit völlig unklar geblieben. Einwanderer aus all diesen Ländern schienen ihre religiösen und ideologischen Krankheiten mit ins Land zu bringen, und den neuen Gastgebern drohte die Ansteckung.


      Auch im Kanada der Nachkriegszeit, in dem ein enormer Arbeitskräftemangel für einen großen Bedarf an Einwanderern sorgte, der über den traditionellen Einzugsbereich Großbritannien und Nordeuropa hinausreichte, war dies die vorherrschende Meinung. Interne Aktennotizen der Regierung warnten wiederholt davor, dass europäische Katholiken in demokratischen Ländern nicht assimiliert werden könnten. Laval Fortier, der Regierungskommissar für die Einwanderung aus Übersee, schrieb in einer Aktennotiz, der Italiener sei »nicht der Typ, den wir in Kanada suchen. Sein Lebensstandard, seine Lebensweise, ja sogar seine Kultur wirken so anders, dass ich bezweifle, dass er in unserem Land jemals zu einem Aktivposten werden könnte.« Italiener wurden, wie die meisten anderen katholischen Bevölkerungsgruppen, als »nicht bevorzugt« eingestuft. Sie kamen dennoch in großer Zahl.2


      Blanshard selbst hob das warnende Beispiel Kanadas hervor und verwies dabei auf die katholische Mehrheit in der Provinz Quebec und die Finanzierung separater katholischer Schulbehörden durch die Provinzregierung. »In Kanada«, schrieb er, »hat die römische Kirche einen Staat im Staat errichtet, weil die britische Regierung es zuließ, dass Steuergelder für ein Schulwesen verwendet wurden, das katholische Kinder darauf abrichtete, dass sie in erster Linie Katholiken und erst in zweiter Linie Kanadier seien. Viele Kanadier sind der Ansicht, dass es jetzt für die Rettung der Provinz Quebec vor den mittelalterlichen Kräften bereits zu spät sei und dass sie, wie Irland, eine eigenständige Nation werden sollte.«3


      Dieser Ausbruch antikatholischer Ängste in der Nachkriegszeit war nicht das erste Mal, dass die Aussicht auf eine katholische Flut die nordamerikanische Öffentlichkeit in Aufregung versetzte. Als die Einwanderung aus den katholischen Ländern Europas gegen Ende des 19. Jahrhunderts erstmals im großen Stil einsetzte, verblüfften die Neuankömmlinge viele Bürger ihrer neuen Heimat als Angehörige einer völlig anderen Kultur, die ihre eigenen Wohnviertel und Bildungssysteme errichteten, bei der Regierung Lobbyarbeit betrieben, damit man ihnen gestattete, nach ihren eigenen religiösen Vorschriften zu leben, und Erscheinungsformen der Gewalt mitbrachten – einschließlich des nationalistischen und anarchistischen Terrorismus –, die bei den religiösen Minderheiten in dieser Form bisher nicht aufgetreten waren. Die Iren, die Italiener, die osteuropäischen Juden: Sie alle wurden der Reihe nach als andersartig und beispiellos empfunden. Und jedes Mal hörte man dieselben Worte: Frühere Einwandererwellen entstammten einer Rasse und Kultur, die der unseren glich, aber diese Gruppe ist anders: Diese Leute kommen aus einer fremden Kultur und werden unsere Werte niemals teilen.


      Die Grenzen »unserer Kultur« änderten sich immer wieder. Zunächst beschränkten sie sich auf Menschen von den Britischen Inseln (ohne Irland), dann auf den Nordwesten des Kontinents und Teile Mitteleuropas (nachdem Deutsche und Skandinavier Ende des 19. Jahrhunderts akzeptiert wurden); erst gegen Ende des 20. Jahrhunderts durfte »unsere Kultur« den gesamten westlichen Teil Europas umfassen. Der Autor John Palmer Gavit erkannte bereits im Jahr 1922 das dieser Haltung zugrunde liegende Muster: »Jede Phase der Einwanderung war zu ihrer Zeit ›die neue Einwanderung‹; jede wurde mit Besorgnis wahrgenommen; jede wurde als sicherer Weg beschrieben, die körperliche Tüchtigkeit unseres Volkes zu verschlechtern und den Lebensstandard und bürgerschaftlichen Zusammenhalt zu zerstören.«4


      Hunderttausende von Iren waren in den beiden Jahrzehnten, die auf die »Große Hungersnot« in der zweiten Hälfte der 1840er-Jahre folgten, nach England ausgewandert und bildeten beispielsweise in London riesige, weitgehend segregierte Slums. Nach den Buchstaben des Gesetzes waren sie britische Untertanen, aber in den Augen der meisten Londoner waren sie nicht vertrauenswürdige, seltsame Ausländer. Irische Nationalisten zündeten 1867 bei einem Versuch zur Befreiung inhaftierter militanter Aktivisten an der Mauer des Clerkenwell-Gefängnisses eine Bombe und töteten dabei sechs Passanten. Plötzlich waren die Katholiken auch potenzielle Terroristen. Der Bombenanschlag schockierte ganz London, und in der Stadt wimmelte es von Gerüchten über irische Terroristen, die angeblich Tunnels unter der Themse gruben, um Big Ben und die St. Paul’s Cathedral in die Luft zu sprengen. Ein Aufruf an die Bürger der Stadt, Straßenpatrouillen einzurichten, lockte 166 000 Freiwillige an. Irische Nationalisten, die Fenier, sollten im Lauf der Jahre noch Dutzende von Bombenanschlägen verüben, die sich gegen öffentliche Gebäude und Einrichtungen wie Scotland Yard, die London Bridge, das Parlament, den Tower sowie mehrmals, in den 1880er-Jahren und mit verheerenden Folgen, gegen die Londoner U-Bahn richteten. Die Einwohner der Stadt hatten vor diesen Anschlägen über ihre weltfremden und tiefreligiösen irischen Nachbarn die Nase gerümpft. Jetzt fürchteten sie sich vor ihnen.


      Die Öffentlichkeit sah damals die von Iren ausgehende politische Gewalt nicht als eine Frage der Politik oder Nationalität, sondern – wie bei den islamistischen Bombenattentätern heute – schlicht als Auswuchs der Religion der Einwanderer. Die irischen Einwanderer der damaligen Zeit, schrieb der Historiker Leo Lucassen, »wurden allgemein verachtet, weil sie arm und nationalistisch eingestellt waren, aber überwiegend deshalb, weil sie Katholiken waren. […] Die mehrheitlich anglikanische alteingesessene Bevölkerung nahm den Katholizismus als Ausdruck einer gänzlich verschiedenen Kultur und Weltsicht wahr, außerdem wurde diese Glaubensrichtung wegen ihrer weltweiten und expansiven Ambitionen gefürchtet.«5


      William Gladstone schrieb zwischen seinen Amtszeiten als (den Liberalen angehörender) Premierminister ein ungeheuer populäres Pamphlet, The Vatican Decrees, in dem er die Ansicht vertrat, die Katholiken in Großbritannien könnten nicht gleichzeitig dem britischen Staat und dem Papst (den der Vatikan im Jahr 1870 für unfehlbar erklärt hatte) ihre Loyalität erweisen. Der Katholizismus, schrieb Gladstone, sei kein religiöser Glaube, sondern »eine asiatische Monarchie: nichts als ein schwindelerregender Höhepunkt des Despotismus und eine geistlose Ebene der Unterwürfigkeit«. Die Katholiken würden entschlossen daran arbeiten, die Freiheiten in Großbritannien durch Autoritarismus zu ersetzen, ihren »direkten Antagonismus zu den liberalen Zeitströmungen« durchzusetzen und ihre »Verbrechen gegen die Freiheit unter einer erstickenden Weihrauchwolke« zu verbergen. Sein Pamphlet war wenig später auch in den Vereinigten Staaten erfolgreich, wo die katholische Einwanderung, bis dahin nur die Zielscheibe von Wanderpredigern, populistischen Bewegungen und Spinnern aller Art, urplötzlich zu einer Quelle ernster Besorgnis für die Eliten des Landes geworden war.


      Amerika war natürlich immer ein Einwanderungsland, aber die früheren Wellen waren mit überwältigender Mehrheit protestantisch gewesen. Die Mehrheit der Neuankömmlinge aus Irland hatten bis dahin die schottisch-irischen Protestanten ausgemacht; zu ihnen gesellten sich Deutsche und Skandinavier, ihrerseits Protestanten und ebenfalls nach und nach akzeptiert. Etwa ab 1880 kamen jedoch immer mehr Einwanderer nach Nordamerika, und eine wachsende Zahl stammte aus Süd- und Osteuropa. Im Jahr 1896 und auch in den folgenden Jahrzehnten stellten die orthodoxen Christen, die Juden und ganz besonders die Katholiken die Mehrheit unter den Einwanderern. Noch 1882 waren nur 13 Prozent der Einwanderer in die Vereinigten Staaten aus Süd- und Osteuropa gekommen. Bis zum Jahr 1907 war ihr Anteil auf 81 Prozent gestiegen, und der jährliche Zustrom von Einwanderern hatte sich nahezu verdoppelt, von 648 000 auf 1,2 Millionen. Die Katholiken waren mit Abstand die größte Gruppe. Allein aus Italien kamen im ersten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts jährlich 200 000 Einwanderer. Im Jahr 1920 waren 13 Prozent der amerikanischen Bevölkerung im Ausland geboren worden, und in mehreren der Gründerstaaten standen die Katholiken kurz davor, die Mehrheit der Bevölkerung zu stellen.


      Francis Walker, der Leiter der Statistischen Bundesbehörde der USA, sorgte sich im Jahr 1896, diese neue, von Katholiken dominierte Einwanderungswelle sei »eine Sache, die ein intelligenter Patriot nur mit tiefer Besorgnis und Beunruhigung betrachten kann. Es sind erschöpfte Menschen aus erschöpften Rassen, die für die schlimmsten Fehlschläge im Existenzkampf stehen.« Walker war zu der Überzeugung gelangt, dass die Katholiken (und Juden) mit ihren hohen Geburtenraten die amerikanische Bevölkerung überschwemmen würden, weil die im Land geborenen Amerikaner zu selbstgefällig und moralisch zu hinfällig geworden waren, um genug Kinder in die Welt zu setzen.6


      Die sich rasch fortpflanzenden Katholiken und Juden wurden als große Bedrohung angesehen, vor allem, weil die im Land geborenen Amerikaner scheinbar so selbstgefällig geworden waren und in den sich entwickelnden Städten ein Leben in relativer Bequemlichkeit führten – bei sinkenden Geburtenraten. Sogar Präsident Theodore Roosevelt zeigte sich beunruhigt, er ermahnte die im Land geborenen Amerikanerinnen, »eine gute Ehefrau und eine gute Mutter« zu werden, die »willens und in der Lage ist, die erste und größte Pflicht der Frauen zu erfüllen, nämlich gesunde Kinder mit einem gesunden Körper, Verstand und Charakter so aufzuziehen, wie sie aufgezogen werden sollten, und in einer so großen Zahl, dass die Rasse insgesamt zu- und nicht abnimmt«. Eine sehr große Zahl von Amerikanern las die Warnung, die der Anthropologe Madison Grant in einem Dutzend Ausgaben seines wissenschaftlich daherkommenden, aber rassistischen Werks The Passing of the Great Race (Der Untergang der großen Rasse) aussprach: »Die Folgen der unbehinderten Einwanderung zeigen sich klar in dem raschen Sinken der Geburtenzahl bei den einheimischen Amerikanern, weil die ärmeren Klassen vom Ansiedlerstamme nicht Kinder in die Welt setzen wollen, um auf dem Arbeitsmarkt mit Slowaken, Italienern, Syrern und Juden in Wettbewerb zu treten.«


      Zu den eifrigsten Gegnerinnen der katholischen Einwanderung zählten auch die Vorkämpferinnen des Feminismus und Aktivistinnen für das Frauenwahlrecht Ende des 19. Jahrhunderts. Sie warnten davor, dass die strikte und auf die Ungleichheit der Geschlechter setzende katholische Doktrin die Frauen einsperre und dass die katholische Einwanderung den Kampf um die Gleichstellung der Frau zurückwerfe – es klang wie eine Vorwegnahme der ein Jahrhundert später vorgebrachten Argumente antimuslimischer Feministinnen wie Ayaan Hirsi Ali. Elizabeth Cady, eine der Gründerinnen der amerikanischen Frauenrechtsbewegung, schrieb: »Einem Ausländer und Katholiken ist es nicht möglich, die Großartigkeit der amerikanischen Idee der individuellen Freiheitsrechte in sich aufzunehmen. […] Der menschliche Geist pendelt ständig zwischen den Extremen Autorität und Individualismus hin und her, und wenn das Erstere – die katholische Idee – in den Köpfen der Menschen verankert wird, läuten wir den amerikanischen Freiheiten die Totenglocke.«7


      Die Drohung einer Übernahme durch katholische Einwanderer und Gewalt wurde schon bald zu einem wichtigen Thema bei landesweiten Wahlen. Rutherford B. Hayes, der 19. Präsident der Vereinigten Staaten, katapultierte sich mit einem Gouverneurswahlkampf in Ohio in die nationale Politik. Er kritisierte seine Gegner von den Demokraten scharf, weil diese Gesetze verabschiedet hatten, die katholischen Priestern Besuche in Staatsgefängnissen und Pflegeanstalten erlaubten, das sei, wie er beharrlich vortrug, der erste Schritt zu einem Angriff auf grundlegende Freiheiten. James Garfield, sein Nachfolger im Weißen Haus, äußerte sich in ähnlicher Weise und bezeichnete die katholische Einwanderung als einen Angriff auf die »moderne Kultur«.8 Persönlichkeiten des literarischen Lebens schlossen sich, angeführt von Ralph Waldo Emerson, der Kampagne an. Emerson schrieb: »Ihr politischer Charakter macht die katholische Kirche mit unseren Institutionen unvereinbar & hier unwillkommen.« Die Redaktionen der New York Times, der Chicago Tribune, von Harper’s Weekly und The Nation veröffentlichten allesamt ernste Warnungen vor der katholischen Bedrohung.


      Die Panik angesichts der katholischen Einwanderung trat zwar auf der Linken wie auf der Rechten auf, sie war aber alles andere als ein einhelliges Gefühl. Unter den Politikern, die nicht vergessen hatten, dass auch ihre eigenen Familien einst einer ähnlichen einwandererfeindlichen Panikmache ausgesetzt gewesen waren, kam es zu einer Gegenreaktion. Grover Cleveland, der 22. (und 24.) Präsident, reagierte in den 1880er-Jahren auf die Aufforderung, ein Gesetz zu unterschreiben, das von Einwanderern fließende Englischkenntnisse verlangte, mit der Bemerkung: »Die Zeit, in der dasselbe über Einwanderer gesagt wurde, die heute, zusammen mit ihren Nachkommen, zu unseren besten Bürgern zählen, ist noch gut in Erinnerung.« Auch solche Meinungen, die sich für Einwanderer einsetzten, lebten zu Beginn des 20. Jahrhunderts wieder auf. Es war die Zeit, die den Ausdruck vom »Schmelztiegel« (»melting pot«) und Vorstellungen vom multiethnischen Pluralismus hervorbrachte, die erst nach den 1960er-Jahren mehrheitsfähig wurden. In dieser Ära sah es zeitweise so aus, als würde eine tolerante Haltung weite Verbreitung finden.


      Aber diese offeneren Einstellungen konnten noch nicht mit der Furcht vor politischem Extremismus und Gewalt unter den katholischen Einwanderern konkurrieren, die aufs Neue verstärkt wurden, als ein eingebürgerter Einwanderer aus einer katholischen osteuropäischen Familie, der radikale Anarchist Leon Czolgosz, im Jahr 1901 den Präsidenten William McKinley ermordete. Der Mordanschlag fiel mit einer Zunahme radikaler terroristischer Anschläge und Unruhen zusammen, die oft auf das Konto italienischer und osteuropäischer Katholiken gingen und Ende der 1910er-Jahre in der Serie anarchistischer Bombenanschläge kulminierten, die von italienischen Katholiken begangen wurden. Die Motive für diese Gewaltakte lagen in Arbeitskonflikten und politischer Wut und ganz bestimmt nicht auf religiösem Gebiet, aber die Öffentlichkeit und führende Politiker deuteten sie als unmittelbare Konsequenz der Einwanderung aus den despotisch regierten und von Gewalt heimgesuchten Ländern der katholischen Welt. Den Katholiken wurde außerdem misstraut, weil sie ein politisches Programm zu verfolgen schienen. Sie neigten zur Abstimmung im Block, ob sie nun deutscher, italienischer oder irischer Herkunft waren. Der Historiker Ray Billington schrieb, dieses Verhalten habe »den Eindruck erzeugt, dass die Einwanderer alle in Übereinstimmung mit einem Oberkommando handelten und dass dieses Kommando bei der katholischen Kirche lag«.9 Viele Katholiken trugen außerdem einen inneren Konflikt in der Frage aus, ob sie sich nun in die Gesellschaft integrieren sollten, in der sie lebten, oder sich zusammenkuscheln sollten, um ihre Familien vor einer sündhaften, bedrohlichen Welt zu schützen. Viele Katholiken in Europa machten sich Ende des 19. Jahrhunderts den Liberalismus oder Gallikanismus zu eigen – die Überzeugung, dass die Bräuche des neuen Heimatlandes Vorrang vor den Lehren der Kirche genießen sollten –, während es in den Vereinigten Staaten eine Bewegung gegen solche Modernisierungstendenzen gab. Zwei katholische Historiker hielten fest: »Die Katholiken in Amerika waren im 19. Jahrhundert lange Zeit die unassimilierten, zuweilen gewalttätigen ›in religiöser Hinsicht Anderen‹. Oft sprachen sie kein Englisch oder besuchten keine öffentlichen Schulen. Einige ihrer religiösen Frauen – die Nonnen – trugen auffällige Kleidung. Ihre religiösen Bräuche und Überzeugungen – vom Rosenkranz bis zur Transsubstantiation – kamen vielen Amerikanern wie abergläubischer Unsinn vor. Am meisten störte, dass die Katholiken nicht genug Dankbarkeit zu zeigen schienen für die Möglichkeit, Kirchen zu bauen und ihren Glauben in einer Demokratie zu praktizieren, für Rechte also, die Protestanten und Juden in katholischen Ländern manchmal verweigert wurden, vor allem in Italien.«10


      Pater Bernard Hafkenscheid, der führende Jesuit in Amerika, warnte seine Anhänger vor zu starker Assimilation mit dem Hinweis, dass »wir Kinder der Kirche und der Wahrheit sind; unsere Widersacher sind Ketzer oder Ungläubige; deshalb ist es unsere Pflicht, in die Offensive zu gehen und die Irrlehren des Protestantismus und der Gottlosigkeit öffentlich bloßzustellen.« Die zweite Generation katholischer Einwanderer entwickelte – wie zukünftige religiöse Minderheiten auch – oft Spielarten des Konservativismus und Fundamentalismus, die in ihren Herkunftsländern fremdartig gewirkt hätten. Das erwies sich als vorübergehende Erscheinung (die meisten Katholiken sind heute liberal eingestellt), aber bei jenen ersten Einwandererwellen bestätigte es tendenziell einige der schlimmsten Klischees, die über Katholiken verbreitet wurden.


      Die Regierung in Washington gab 1911 als Reaktion auf die zunehmende öffentliche Besorgnis eine noch nie da gewesene Summe für die Dillingham-Kommission zur Einwanderung aus. Der 41 Bände umfassende Bericht dieses Gremiums hielt zwar fest, dass die Vereinigten Staaten ganz und gar eine Einwanderernation seien, schied die Bevölkerung aber fein säuberlich in die Nachkommen der »alten Einwanderung« (die, wie es im Bericht hieß, »weitgehend eine Bewegung von Siedlern war, die aus den fortschrittlichsten Teilen Europas kamen, um sich in der Neuen Welt eine Heimat zu schaffen«) und der »neuen Einwanderung«, die zu großen Teilen aus Katholiken und Juden bestand (sie war »weitgehend eine Bewegung ungelernter Arbeiter, die – zu großen Teilen zeitlich begrenzt – aus den weniger fortschrittlichen und weniger modernen Ländern Europas gekommen waren« und sich »zunächst in städtischen ›Kolonien‹ ihrer eigenen Rasse ansiedeln, […] in denen der Einwanderer von amerikanischen Einflüssen abgeschnitten war, und die deshalb eine ernsthafte Bedrohung für die Gemeinschaft sind«). Die Kommission kam zu dem Schluss, dass Radikalismus und Kriminalität keine vorübergehenden Phänomene der Einwanderung, sondern vielmehr in mehreren katholischen »Rassen« angelegt seien, vor allem in den Italienern.


      Die Arbeit der Kommission führte zur Verabschiedung zweier Bundesgesetze, die das Gesicht Amerikas auf dramatische Weise veränderten: Der Emergency Quota Act von 1921 und der Immigration Act von 1924 sahen zum ersten Mal Beschränkungen der Einwandererzahlen nach Herkunftsländern vor. Beide Gesetze verboten die Einwanderung aus Asien und Afrika und reduzierten die Zahl der Italiener und Juden, die in die Vereinigten Staaten kommen durften, dramatisch. Die Zahl der Italiener fiel von 200 000 im Jahr 1910 auf nur noch 4000 nach 1924. Doch die Ängste blieben ungemindert und wurden in den folgenden Jahrzehnten durch die weltweit zunehmende Gewalt noch verstärkt. Die Amerikaner betrachteten ihre katholischen Nachbarn in den Jahrzehnten vor dem Zweiten Weltkrieg mit noch größerem Misstrauen – von den Terroranschlägen auf die Wall Street, die 1919 und 1920 von italienischen Einwanderern verübt wurden, über den Aufstieg des Gespenstes des Faschismus im katholischen Teil Europas bis zu verstärkter katholischer Lobbyarbeit für die staatliche Finanzierung kirchlicher Privatschulen. In vielerlei Hinsicht gleicht das der Kombination von al-Qaida-Terrorismus, zunehmender politischer Tätigkeit von Islamisten im Ausland und Scharia-Gerichten, die sie später über muslimische Nachbarn die Nase rümpfen ließ.


      Die Angst vor der katholischen Einwanderung ließ auch nach dem Zweiten Weltkrieg nicht nach. Die religiösen und politischen Neigungen von Katholiken unterlagen einem tiefen Misstrauen und galten oft als Ausdruck einer fremden und feindseligen Kultur – nicht nur bei Blanshard und seinesgleichen, sondern auch bei vielen Intellektuellen. Der Soziologe Theodor W. Adorno erhielt in Nordamerika viel Zustimmung für seine These, der Nationalsozialismus habe seine Wurzeln in den katholischen Kulturen Süddeutschlands gehabt. Der amerikanische Soziologe Seymour Martin Lipset folgte dieser Spur und behauptete, die große Unterstützung, die Senator Joseph McCarthy bei seiner antikommunistischen Hexenjagd aus katholischen Kreisen erhalten habe, sei der Beweis dafür, dass Katholiken eine natürliche Neigung zum Despotismus hätten. Der Sozialpsychologe David McClelland machte Karriere mit der Entdeckung, dass katholische Familien weniger Kinder mit »hoher Leistungsfähigkeit« (»high achievement potential«) hervorbrächten, was er dann zur Erklärung der relativen Armut in Italien, Spanien und Irland im Vergleich zu Großbritannien und Norwegen heranzog. Die Konsequenz aus all dem war, dass im Jahr 1949, zu der Zeit, als Blanshards Aufruf zu antikatholischen Maßnahmen herauskam, die Auffassung, dass die katholische Einwanderung eine ernsthafte Bedrohung bilde, vielen Bürgern der Vereinigten Staaten, Kanadas und Großbritanniens als vernünftig galt.11


      Wissenschaftler und Journalisten diskutierten über die gesamten 1950er-Jahre hinweg ernsthaft über die Möglichkeit, dass die Verbindung aus katholischer Illoyalität, einer neuen Welle katholischer Einwanderer und einer ultrahohen katholischen Geburtenrate zur Wahl eines katholischen Präsidenten führen könnte, der dem Land religiöse Gesetze aufzwingen würde. Als sich Blanshards Prophezeihung 1961 mit der Amtseinführung des katholischen Präsidenten John F. Kennedy zu erfüllen schien und es dann doch nicht so weit kam wie befürchtet, ging der ganzen Ideologie anscheinend die Luft aus. Katholische Amerikaner waren, wie sich herausstellte, einfach nur Amerikaner. Die Hysterie um die katholische Flut verschwand nahezu über Nacht aus der gesamten englischsprachigen Welt. Protestanten, Juden und Katholiken konnten sich nach den 1960er-Jahren die Hände reichen und anschließend den Moment abwarten, in dem sie sich in der Furcht vor der nächsten Welle bedrohlicher Außenseiter zusammentun konnten.

    

  


  
    
      


      II Die jüdische Flut


      Die Juden bekamen es in westlichen Ländern jahrtausendelang mit Hass und Misstrauen zu tun und litten seit dem 12. Jahrhundert unter periodisch wiederkehrenden Ausbrüchen, die mit Ghettoisierung, Vertreibung und Massenmord verbunden waren. Die siebeneinhalb Jahrzehnte von 1870 bis 1945 standen jedoch für eine neuartige Entwicklung. Die massenhafte Auswanderung von Juden aus Osteuropa führte zu Angst und Abscheu in einem nie gekannten Ausmaß. Bis dahin waren die Juden im Westen wegen ihres vermeintlichen Erfolgs und Elitestatus – als ultimative Insider – abgelehnt worden, doch diese neuen Einwanderer sprachen andere Sprachen, hielten an seltsamen und konservativen religiösen Bräuchen fest und schienen entschlossen, sich nicht zu integrieren. Deshalb wurden sie als vollkommene Außenseiter denunziert. Antisemitische Agitatoren machten sich das Misstrauen der Öffentlichkeit zunutze und stellten alle gläubigen Juden als potenzielle Bedrohung dar. In Großbritannien und Nordamerika führte das zu Intoleranz und Ausschluss, in Mitteleuropa jedoch zu offenem Hass und Mord, der im nationalsozialistischen Holocaust gipfelte.


      Der neue Nationalismus in Russland und im ehemaligen Habsburgerreich führte in den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts zu Pogromen und Vertreibungen von Juden. Diese flohen zunächst vor allem in die Hauptstädte Mitteleuropas. Preußen wies nach 1885 Russen und Polen aus seinem Territorium aus (die meisten von ihnen waren Juden), und die Vertriebenen flohen weiter nach Westen. Die Zahl der jüdischen Auswanderer aus Osteuropa stieg von 1881 bis 1899 von 3 000 auf 50 000 pro Jahr, und 1914 waren es 135 000. Viele von ihnen gingen nach Deutschland und Frankreich. Noch sehr viel mehr traten eine Seereise an, um noch weiter weg zu kommen. In den 1890er-Jahren evakuierten sechs Schiffe pro Woche Juden aus den baltischen Staaten. Die Vereinigten Staaten und Kanada waren oft das eigentliche Ziel, aber sehr viele Passagiere gingen bereits in Großbritannien von Bord. Zu Beginn des Ersten Weltkriegs hatten sich mindestens 120 000 Juden in britischen Städten niedergelassen.1


      Die neuen Einwanderer veränderten das öffentliche Bild von den Juden, wie William Brustein in seiner Geschichte des modernen europäischen Antisemitismus ausführt. Der herkömmliche Antisemitismus war in dem auf das Zeitalter der Aufklärung folgenden Jahrhundert auf dem Rückzug gewesen, weil die Kirche die Macht zu negativen Sanktionen verloren hatte und die Juden rechtlich und politisch anerkannt wurden. (In Großbritannien wurde sogar mit Benjamin Disraeli ein Sohn jüdischer Eltern zum Premierminister gewählt.) Aber die jüdische Einwanderungswelle schuf eine neue Wahrnehmung, die sich unter Christen wie unter den bereits etablierten Juden gleichermaßen schnell verbreitete:


      »Die neuen jüdischen Einwanderer, die vor allem aus Russland und dem Habsburgerreich kamen, unterschieden sich in Kleidung, Sprache und Gebräuchen von den stärker assimilierten sephardischen Juden. […] Es war nicht einfach die plötzliche und dramatische Zunahme der jüdischen Bevölkerung, sondern es waren vielleicht in stärkerem Maß die seltsamen Bräuche und das Erscheinungsbild der osteuropäischen Juden oder Ostjuden, die die Wahrnehmung der Juden als Volksgruppe im Westen beeinflussten. Die Neuankömmlinge, aschkenasische Juden aus dem östlichen Teil Mitteleuropas, entstammten überwiegend einer isolierten, vormodernen Kultur, in der sie wenig Interesse an der Übernahme der sie umgebenden Verhältnisse gezeigt hatten. […] Die osteuropäischen Juden und ihre westeuropäischen Glaubensbrüder und -schwestern unterschieden sich ganz erheblich voneinander. Die osteuropäischen Juden waren meist wenig assimiliert, sprachen häufiger Jiddisch und neigten eher zur orthodoxen Glaubensrichtung, schlossen weniger Mischehen, hatten eine höhere Geburtenrate, zählten in ihrer Berufstätigkeit eher zur unteren Mittelschicht oder zur Arbeiterschaft und waren häufiger Anhänger des Zionismus oder Sozialismus. […] Das Bild von den osteuropäischen Juden, das sie als fanatisch, rückständig, abergläubisch und unaufgeklärt erscheinen ließ, ging von nicht jüdischen und jüdischen Quellen aus.«2


      In London und New York wurden die jüdischen Einwandererviertel rasch als Parallelgesellschaft wahrgenommen, deren äußeres Erscheinungsbild, Gebräuche und Umgang mit Frauen finsteren Zeiten entsprungen zu sein schienen. Reform- und liberales Judentum hatten sich erst in jüngerer Zeit in wohlhabenderen Gegenden des Westens entwickelt und waren den Hunderttausenden von Neuankömmlingen, deren Glaube streng orthodox und konservativ war, mit Sicherheit nicht bekannt. Ihre dunkle Kleidung und Kopfbedeckungen wurden schon bald zu Symbolen für einen kulturellen Konflikt.


      Robert Winder schreibt in seiner Geschichte der Einwanderung nach Großbritannien über die Entwicklung in London: »Die jüdischen Wohnviertel entwickelten rasch ein verblüffendes neues Erscheinungsbild: schwarze Hüte, langes Haar, Bärte, in Jiddisch gehaltene Schilder über den Läden, Klangfetzen (für einheimische Ohren) seltsamer, fremder Musik aus den Zimmern im ersten Stock und koschere Metzger. Sie waren, mit anderen Worten, auffällig und isoliert, sammelten sich um die ›Hebrot‹ – kleine, unabhängige religiöse Gesellschaften, die sich nicht um den Rest der Welt kümmerten.« Die neuen Juden wurden mit Kriminalität und Gewalt in Verbindung gebracht, obwohl es keinerlei Anzeichen dafür gab, dass die Verbrechensraten unter Juden höher waren als in irgendwelchen anderen armen Stadtvierteln. Als die Morde von »Jack the Ripper« 1888 bekannt wurden, gingen weite Teile der Öffentlichkeit und der Medien davon aus, dass »er einer dieser mitleidlosen brutalen Juden sein muss«, die Whitechapel in ein berüchtigtes Viertel verwandelt hatten.3


      Der Evening Standard brachte eine viel gelesene Artikelserie über die Bedrohung, die von den jüdischen Einwandererenklaven Whitechapel und Spitalfields ausging. Einer dieser Beiträge verkündete unter der Überschrift »Problem of the Alien« (»Ausländerproblem«), dass die Stadt »von Unerwünschten überrannt« werde, die »große ausländische Gebiete« geschaffen hätten. Andere Texte beschrieben diese gefährlichen, kriminellen Viertel, die von »den dunkelsten und bedrohlichsten Gassen durchzogen werden«, durch die »niemand außer den Bewohnern nach Einbruch der Dunkelheit freiwillig gehen würde«, so groß war das Risiko, »angegriffen oder belästigt« zu werden. Es ging die Rede von jüdischen Anarchistenbanden, die Cafés betreiben würden, um »arme Fliegen in die Falle zu locken«, also den Opfern ihr Geld abzunehmen oder sie zu radikalisieren. Die Juden wurden von vielen Menschen mit politischem Extremismus und Gewalt in Verbindung gebracht. Die russische Revolution und die bolschewistische Bewegung wurden in den Medien vieler europäischer Länder als von Juden gelenkt dargestellt – in gewisser Hinsicht war dies in jener Zeit das Gegenstück zum islamistischen Extremismus heute. Der weitverbreitete Begriff »jüdisch-bolschewistisch« war damals das Äquivalent zum heutigen »Islamfaschismus«. Kommunistischer und anarchistischer Extremismus wurden in Westeuropa damals oft als ethnisches und nicht als politisches Phänomen diskutiert. Der britische Historiker Tony Kushner schrieb hierzu: »Die führenden Geister des althergebrachten Konservativismus – die Times, die Morning Post und der Spectator – waren mit Anschuldigungen schnell bei der Hand, die Juden seien die treibende Kraft hinter dem Bolschewismus und eine generell bösartige Weltmacht. […] Sie sahen die Juden in erster Linie als Ausländer, deren Macht es zu zügeln galt.«4


      Ein ähnliches Phänomen war in noch größerem Umfang in Nordamerika zu beobachten. Millionen von Juden emigrierten in den Jahren von 1880 bis 1914 in die Vereinigten Staaten. Bis zum Jahr 1916 hatte sich ihre Zahl dort versechzehnfacht, auf 3,9 Millionen Menschen oder 3,3 Prozent der Gesamtbevölkerung. Die vor dieser Zeit ins Land gekommene, hauptsächlich aus deutschen Juden bestehende Gemeinde war klein und relativ wohlhabend gewesen. Im Gegensatz dazu, so beschreibt es der Historiker David A. Gerber, »waren die Osteuropäer bei ihrer Ankunft ärmer; sie blieben in den Einwandererslums der großen Städte des Nordens eher zusammen; sie hatten stärker mit sozialen Problemen wie Armut, Verlassenheit und Arbeitslosigkeit zu kämpfen; und sie waren in ihren Gewohnheiten häufiger vormodern und dachten in religiösen Fragen eher traditionell.« Es gab zwar keinerlei Anhaltspunkte dafür, dass Juden stärker zu kriminellem Verhalten neigten als im Land geborene Amerikaner, aber viele Menschen glaubten, die jüdischen Wohnviertel würden von gewalttätigen Gangsterbanden und politischen Extremisten beherrscht. Das größte dieser Viertel, die Lower East Side von Manhattan, blieb ein dicht besiedeltes, hochgradig übervölkertes Viertel, das jahrzehntelang als gefährlich galt. Die Polizei pflegte ein besonderes Vorurteil gegen die Juden, die sie als geborene Kriminelle ansah.


      Der Historiker David Reimers berichtet: »Der New Yorker Polizeichef Theodore A. Bingham schrieb im Jahr 1908 einen Beitrag für die North American Review. Er nahm sich die Juden vor und behauptete, obwohl sie nur ein Viertel der Einwohner der Stadt stellen würden, seien ›die Hälfte der Kriminellen‹ Juden. Der Gastautor schrieb: ›Sie sind Einbrecher, Brandstifter, Taschendiebe und Straßenräuber. […] Aber der Taschendiebstahl ist der Bereich, zu dem sie fast von Natur aus neigen, obwohl sie auf allen Gebieten des Verbrechens zu Hause sind.‹«5


      Hochschullehrer und Regierungsbeamte behaupteten außerdem immer wieder, jüdische Einwanderer würden die durchschnittliche Intelligenz der Bevölkerung nach unten drücken. Der 41 Bände umfassende Bericht der Dillingham-Kommission kam 1911 zu dem Ergebnis, dass »63 Prozent der Schulkinder süditalienischer Herkunft ›zurückgeblieben‹ waren – das heißt: im Vergleich zu ihren Mitschülern einen Rückstand von zwei oder mehr Jahren zur altersentsprechenden Norm aufwiesen –, was nur noch von den Kindern polnischer Juden mit einem Anteil von fast 67 Prozent übertroffen wird.« Der Psychologe Henry H. Goddard erklärte nach einer Untersuchung von Einwanderern in die Vereinigten Staaten, dass 60 Prozent der Juden und 76 Prozent der neu ankommenden jüdischen Einwanderer »schwachsinnig« seien.6


      Die Geburtenraten dieser Einwanderer waren eine weitere Quelle tiefer Beunruhigung. Der Autor Madison Grant warnte 1916 in seinem Bestseller The Passing of the Great Race (Der Untergang der großen Rasse): »Der Mensch vom alten Stamme ist aus manchen Landgebieten von diesen Ausländern hinausgedrängt worden, geradeso wie er heute buchstäblich von den Schwärmen polnischer Juden von den Straßen New York Citys verdrängt wird.« Die im Land geborenen Amerikaner beschuldigte er, sie seien verweichlicht, dekadent und schicksalsergeben. Die »Leitgedanken der Nächstenliebe« und der »weichliche Gefühlsüberschwang« derjenigen, die der Einwanderung gleichgültig gegenüberstünden, hätten zu einem »Rassenverfall« geführt, in dem weiße christliche Amerikaner »ebenso erlöschen [werden] wie die Athener aus dem Zeitalter des Perikles und die Wikinger aus den Tagen Rollos«.7 In Wirklichkeit waren diese neuen Juden arme, ungebildete und in ihrer eigenen Gemeinschaft lebende Einwanderer, die sich langsam, aber zuversichtlich ins amerikanische Leben integrierten. Aber dies geschah weder rasch noch mühelos. Noch 1909 waren fast 26 Prozent der amerikanischen Juden Analphabeten, im Vergleich zu 1,1 Prozent der Angloamerikaner. Aus den schäbigen Slum-Marktständen im Londoner East End, über die sich britische Zeitungen und führende Polizeibeamte erregten, wurden schließlich Marks & Spencer und Tesco; die Fischbraterbuden, die von jiddisch sprechenden Einwanderern eingeführt wurden, servierten, auch dank der Bratkartoffeln der aus Frankreich geflüchteten Hugenotten, das britische Leibgericht Fish & Chips. Aus den mittellosen Juden der Lower East Side wurden führende Akademiker, Geschäftsleute und Politiker. Aber es dauerte oft zwei ganze Generationen, bis die osteuropäischen Juden vollständig in das Wirtschafts-, Bildungs- sowie in das politische Leben eingegliedert waren. Und bis es so weit war, wurden sie wegen ihrer offensichtlichen Rückständigkeit als Bedrohung für die Kultur bezeichnet.


      Etwa ab 1880 und bis zum Zweiten Weltkrieg erschien in Europa und Nordamerika eine Reihe von Bestsellern, in denen solche Behauptungen aufgestellt wurden. Eines der ersten und einflussreichsten Werke dieser Art war La France Juive aus der Feder des französischen Journalisten Eduard Drumont, der behauptete, die jüdischen Neuankömmlinge stünden nicht loyal zu Frankreich, sondern nur zu ihrer Religion, die in Wirklichkeit eine Ideologie der Eroberung sei, und sie würden versuchen, der Republik ihre religiösen Gesetze aufzuzwingen.7 Sein Buch gleicht im Tonfall und in der Argumentation – wie einige Kommentatoren angemerkt haben – auf verblüffende Art und Weise den im 21. Jahrhundert erschienenen Werken von Robert Spencer oder Bat Ye’or.


      Einer seiner deutschen Brüder im Geiste war der katholische Autor August Rohling, der von 1878 bis 1903 ein Dutzend Bücher veröffentlichte, die das Judentum als eine ideologische Bewegung beschrieben, die nach weltweiter Vorherrschaft strebt und sich dabei vom Talmud leiten lässt, der nach Rohlings Ansicht die Juden anweist, Christen wie Diener zu behandeln, und Juden gestattet, Christenfrauen Gewalt anzutun und von Christen Wucherzinsen für geliehenes Geld zu verlangen. Rohling brachte die Vorstellung vom Juden als einem »inneren Feind« in Umlauf.


      Einen noch stärkeren Einfluss übte Drumont auf den deutschen Journalisten Wilhelm Marr (1819–1904) aus, der bei der Aufwertung des Antisemitismus von einer Weltanschauung, die auf fromme Christen beschränkt war, zu einer in der Gesellschaft weitverbreiteten Überzeugung eine bedeutende Rolle spielte. Auch Marr beschrieb die Juden als eine illoyale, sich rasch vermehrende Fünfte Kolonne, die es darauf abgesehen hatte, der Gesellschaft, in der sie lebte, fremde religiöse Gesetze aufzuzwingen. Sein Buch Der Sieg des Judentums über das Germanentum (1879) war ein großer Bestseller und erreichte bereits im Jahr der Veröffentlichung zwölf Auflagen. Er war – wie die antimuslimischen Autoren ein Jahrhundert später – umsichtig genug, zu erklären, dass er keine persönliche Feindschaft gegen einzelne Juden empfinde. Er lobte sogar die Kraft ihres Familienlebens und ihren festen religiösen Glauben und verglich beides mit einer geschwächten, erschöpften deutschen Gesellschaft, die in der Gefahr schwebe, überwältigt zu werden. Die Juden, schrieb Marr, seien grundsätzlich nicht in der Lage, sich in einer europäischen Gesellschaft zu assimilieren, und folgten den Geboten ihrer Religion, die sie anweise, für die »Verjudung« der Gesellschaften zu sorgen, in denen sie lebten.8


      Diese Bestseller fanden schon bald politischen Widerhall. In den Vereinigten Staaten startete die Immigration Reform League (IRL), zu deren Gründern auch Lawrence Lowell gehörte, der Präsident der Universität Harvard, eine Kampagne zur Eindämmung der jüdischen Flut.9 Ihre Lobbyarbeit half bei der Einleitung der Gesetzgebungsprogramme, die schließlich zu den Einwanderungsbeschränkungen der 1920er-Jahre führten, und begünstigte die weitverbreitete Ablehnung jüdischer Flüchtlinge vor Beginn und während des Holocaust. In Großbritannien, wo vergleichbarer öffentlicher Druck herrschte, wurde 1905 ein neues Ausländergesetz (Aliens Act) verabschiedet. In diesem Gesetz kam das Wort »Jude« zwar gar nicht vor, aber, schreibt Kushner, »es ist klar, dass der Hauptzweck des Gesetzes war, den Zustrom osteuropäischer Einwanderer nach Großbritannien zu stoppen.« Das Gesetz trug nahezu unmittelbar zur gesteigerten Legitimierung des Antisemitismus bei, und die Jahre von 1905 bis 1914 waren für die Intensität ihrer gegen die Juden gerichteten Rhetorik und Politik bekannt. Das Gesetz führte außerdem während des Ersten Weltkriegs zur Deportation von 20 000 Ausländern und zur Internierung weiterer 32 000 Menschen, unter denen auch sehr viele Juden waren.10


      In Deutschland vermischten sich diese populären neuen Ideen mit bedenklichen sozialen und politischen Rahmenbedingungen und leiteten so die gefährlichste Phase des Antisemitismus in der Geschichte ein. Es war keineswegs unvermeidlich, dass Deutschland schließlich zum europäischen Zentrum des Hasses auf die Juden wurde. In Brusteins Analyse dieser Zeit kann man nachlesen, in ihr habe es eine Verbindung »sich verschlechternder wirtschaftlicher Rahmenbedingungen, zunehmender jüdischer Einwanderung aus Ost- und Mitteleuropa sowie der wachsenden Beliebtheit der revolutionären Linken gegeben, die mit der Wahrnehmung einer Überrepräsentation der Juden aufseiten der Linken verbunden war«. Der Antisemitismus entwickelte sich von einem bigotten Hintergrundrauschen aus der Zeit vor 1870 zur offenen und breiten Unterstützung für den Massenmord der 1930er- und der ersten Hälfte der 1940er-Jahre. Deutschland hatte Ende 1923 sein erstes Pogrom im 20. Jahrhundert erlebt: drei von Plünderungen und Übergriffen gegen die osteuropäischen jüdischen Einwandererviertel in Berlin bestimmte Tage.11


      Das Bild vom Juden als einem unmöglich zu assimilierenden Außenseiter war nach 1917 mit der Vorstellung vom Juden als entscheidendem Unterstützer des Radikalismus und der gewaltsamen Revolution verschmolzen – was tödliche Konsequenzen haben sollte. In den Jahren nach der Oktoberrevolution verbreiteten sich die Protokolle der Weisen von Zion – eine von einem russischen Beamten verfasste Fälschung, in der das Judentum als eine politische Bewegung beschrieben wird, die nach der Weltherrschaft strebt – wie eine Seuche über die westlichen Länder, und die Antisemiten, auch Adolf Hitler, bezogen sich gerne auf diesen vermeintlichen Beweis dafür, dass das Judentum keine Religion, sondern eine Ideologie der Eroberung war. Deutsche Politiker jüdischen Glaubens, die in jener Zeit ein Amt innehatten, vor allem die Sozialdemokraten unter ihnen, achteten sehr genau darauf, in allen anstehenden Fragen besonders patriotisch aufzutreten, konnten aber dem Vorwurf der Illoyalität nicht entgehen. Die angeblich jüdische Führungsspitze gewalttätiger kommunistischer Bewegungen wurde als Beweis angeführt.8 Brustein schreibt hierzu: »Die überproportionale Präsenz von Juden in der neu entstehenden kommunistischen Bewegung und die zunehmende Popularität der Protokolle gaben dem Vorwurf Auftrieb, es bestehe eine jüdische Verschwörung, die Unordnung säen wolle, um die Übernahme der Weltherrschaft durch die Juden vorzubereiten.« Adolf Hitler machte in rechten Kreisen erstmals mit der Behauptung auf sich aufmerksam, die deutsche Niederlage im Ersten Weltkrieg sei das Ergebnis eines jüdischen »Dolchstoßes« in den Rücken der Front gewesen. Jüdische Einwanderer aus dem Osten wurden von weiten Bevölkerungskreisen als politische Bedrohung empfunden. Mehrere aufeinanderfolgende Regierungen warnten mit düsteren Worten vor den subversiven Neigungen der Juden aus Polen und Russland.


      Selbst als die Juden in Deutschland immer häufiger Opfer von Gewalt und Verfolgung wurden, sah sie ein großer Teil der Öffentlichkeit unbeirrt als Anstifter solcher Vorgänge. Diese Vorstellung war natürlich absurd. Die Juden in Deutschland hielten, wenn sie überhaupt etwas unternahmen, auf tragische Weise still. Sie reagierten nur selten mit Gewalt, selbst als sie schon die Erniedrigung und den Terror, der mit den antisemitischen Gesetzen verbunden war, über sich ergehen lassen mussten. Aber der Gedanke, die Juden seien zu revolutionärer Gewalt fähig, hatte in der Öffentlichkeit, unterstützt durch Buchbestseller und politische Programme, weite Verbreitung gefunden. Herschel Grynszpan, ein in Paris lebender polnischer Jude, reagierte im November 1938 auf die Nachricht, dass seine Verwandten in Hannover gewaltsam aus Deutschland deportiert worden seien, mit dem Kauf einer Pistole, ging in die deutsche Botschaft und erschoss einen Diplomaten. Hitlers Propagandaminister Joseph Goebbels wusste, dass dies ein seltenes und isoliertes Einzelereignis war, aber er wusste genauso gut, dass ihm die Parteimitglieder und ein großer Teil der Öffentlichkeit die Behauptung, dieser Vorfall sei Teil einer umfassenderen Verschwörung gewesen, bereitwillig abnehmen würden. Also nutzte er das Pistolenattentat als Vorwand, mit dem sich die Straße mobilisieren ließ. Das Ergebnis war ein landesweites Wüten mit zahlreichen Morden, Verhaftungen, Plünderungen und dem Niederbrennen von Synagogen in ganz Deutschland und Österreich, das unter der Bezeichnung »Reichskristallnacht« in die Geschichte einging.


      Die Tatsache, dass die deutsche Öffentlichkeit diese Übergriffe zuließ, verweist darauf, dass sie die Juden mittlerweile als Ausländer sah. Die Deutschen waren – selbst wenn sie nicht im vollen Umfang mit der rassistischen Propaganda der NSDAP übereinstimmten – durch Schriften und politische Beeinflussung mit Erfolg davon überzeugt worden, dass die unter ihnen lebenden Juden niemals ein Teil ihrer Gemeinschaft sein würden. Die weitverbreitete Überzeugung erklärt zumindest teilweise, warum die eskalierende Gewalt, bis hin zum völligen Verschwinden aller Juden und ihrer massenhaften Ermordung im Rahmen der »Endlösung«, in der Öffentlichkeit auf so wenig Widerstand stieß. Die sich gegen die Einwanderer richtenden Erzählungen von der »jüdischen Flut« lösten den Holocaust nicht aus, der nur durch die intensiv propagierte ethnisch-nationalistische Politik und die Rassentheorien der extremen Rechten möglich wurde, aber sie schufen eine gesellschaftliche Atmosphäre, in der selbst die schlimmsten Gräueltaten straflos geschehen konnten und eine Mehrheit der Bevölkerung West- und Mitteleuropas die Vorstellung akzeptierte, ihre jüdischen Mitbürger seien feindselig gesinnte Außenseiter.


      Wir erleben immer wieder dasselbe, wenn eine neue Gruppe von Einwanderern ins Land kommt, die einer religiösen Minderheit angehören, zumeist arm sind und kaum über Kenntnisse der Sprache, der Lebensart und der Funktionsweise der Wirtschaft in ihrem neuen Heimatland verfügen. Autoren aller Art und Politiker bieten dann stets, als Reaktion auf die öffentliche Unruhe wegen dieser fremden Neuankömmlinge, dasselbe Spektrum ängstlicher, beängstigender Ideen an: Sie sind anders als frühere Gruppen. Sie wollen sich nicht integrieren. Ihre Religion zwingt sie, uns ihre Werte aufzunötigen. Mit ihren vielen Kindern werden sie uns überschwemmen. Sie sind illoyal und zu Gewalt fähig. Die Ähnlichkeiten zwischen den Argumenten, die gegen Katholiken, Juden und Muslime vorgetragen werden, sind kein Zufall: Es ist dasselbe Argument, das aus denselben Gründen vorgetragen und auf die neueste und am stärksten fremdartig wirkende Gruppe angewendet wird.


      Die Geschichte wiederholt sich nie. Begleitumstände und Kontext jeder Einwandererwelle unterscheiden sich ganz erheblich von allen anderen, und das Ergebnis wird niemals genau gleich sein. Aber wir sollten lernen, das Muster zu erkennen, und uns an den langen, mühseligen Kampf um Integration erinnern, den diese früheren Wellen durchlitten. So können wir die Argumentationsmuster ausmachen, die jedes Mal in der Literatur und in Wissenschaft und Politik auftauchen, und dann sicherstellen, dass wir diese Fehler nicht wiederholen.


      


      
        
          7 Drumont wurde durch seine Theorien zum führenden Ankläger von Hauptmann Alfred Dreyfus im sensationellen Revisionsverfahren von 1899. Als Émile Zola in seinem berühmten offenen Brief »J’accuse« die »Besessenheit vom ›dreckigen Juden‹« als »Geißel unserer Zeit« bezeichnete, bezog er sich im Wesentlichen auf Drumont und seine Anhänger, für die die Dreyfus-Affäre ein politisches Schlüsselereignis gewesen war.

        


        
          8 Einige Juden hatten in der bolschewistischen Bewegung zwar herausgehobene Positionen inne, aber die Juden waren ebensosehr Opfer wie Täter der Russischen Revolution: Es gab Pogrome, die von Soldaten der Roten Armee verübt wurden.

        

      

    

  


  
    
      


      Vierter Teil Was uns Sorgen bereiten sollte


      Was uns Sorgen bereiten sollte


      

    

  


  
    
      


      Muslimische Einwanderer in Europa und Nordamerika sind keine Invasionsstreitmacht, keine politische Verschwörung und auch keine demografische Bedrohung, und sie unterscheiden sich nicht von früheren Wellen armer Neuankömmlinge mit auffälligen religiösen Gebräuchen. Das sollte uns Trost spenden, aber es sollte uns nicht selbstgefällig und zufrieden auf den Zustand der Welt blicken lassen. In vielen Einwanderergemeinden gibt es tief greifende Probleme, die manchmal in den seit Langem bestehenden Traumata wurzeln, die die Einwanderer aus ihren Herkunftsländern mitbringen. Wer sagt, dass die Einwanderung keine Bedrohung sei, behauptet nicht zwangsläufig, dass alles gut sei. Wir sollten unsere Aufmerksamkeit vielmehr den echten Problemen der Einwanderung, Kultur, Religion und des Fortschritts auf der Welt zuwenden. Diese Herausforderungen sind keine Sintflut und auch kein Angriff, aber sie sind deshalb nicht weniger real.


      

    

  


  
    
      


      I Die Erfindung des muslimischen Volkes


      Sie waren keine Muslime, als sie aus dem Flugzeug stiegen. Sie waren Inder, Türken, Araber, Nordafrikaner, Iraker, Iraner, Nigerianer, Asiaten; sie waren britische Bürger, wohnten in Deutschland, waren Amerikaner indonesischer Herkunft, zukünftige Kanadier, die aus Bangladesch stammten. Der Islam mag die Religion dieser Neuankömmlinge des 20. Jahrhunderts gewesen sein, aber in den meisten Fällen war ihr Glaube nur ein Teil ihrer bisherigen Lebensgeschichte: Er bestimmte nicht ihr Selbstbild, sie suchten ihn auch nicht in anderen Menschen. Sie empfanden mehr Verbundenheit mit nicht muslimischen Einwanderern aus ihrem eigenen Herkunftsland als mit Muslimen aus anderen Ländern, dem Anspruch ihrer Religion auf Allgemeingültigkeit zum Trotz. Und sie waren zu sehr mit der Arbeits- und Wohnungssuche beschäftigt, um über religiöse Fragen nachzudenken.


      Als ihre Kinder ins Jugendalter kamen, waren sie jedoch zu Muslimen geworden. Zu Beginn des neuen Jahrhunderts bezeichnete die Welt sie so, oft mit Angst verbunden. Einige von ihnen hatten sich dafür entschieden, sich selbst so zu bezeichnen, weil ihnen die Religion in einem polarisierten Zeitalter zur bevorzugten Grundbefindlichkeit geworden war, zu der einen nicht peinlichen Quelle der Selbstidentifikation. Unterdessen hatten sie sich mehr oder weniger in das Wirtschafts- und Alltagsleben ihres neuen Heimatlandes integriert, beherrschten dessen Sprache besser und respektierten im Großen und Ganzen dessen Institutionen. Nur waren sie inzwischen Muslime. Das war ihre Identität, ihr Schicksal und manchmal auch der einzige Halt, der ihnen bei der schwierigen Klettertour ins Zentrum des westlichen Lebens zur Verfügung stand.


      Der Islam mag 14 Jahrhunderte alt sein, aber die Bezeichnung »Muslim« war nur gelegentlich die einzige oder auch nur die bevorzugte Art der Selbstidentifikation. In den letzten beiden Jahrhunderten ist sie oft durch modernere Identitäten übertrumpft worden. Einwanderer beschrieben sich bis in die allerletzten Jahre des 20. Jahrhunderts im Allgemeinen lieber durch ihre Nationalität (Inder, Ägypter) oder ihre ethnische Zugehörigkeit (Türke, Araber) als durch ihre Religion. Der Islam umfasste schließlich ein so breites Spektrum von Kulturen, Rassen und Nationalitäten, dass es zuweilen sinnlos und irrelevant schien, von einem »muslimischen Volk« zu sprechen.


      Das änderte sich ab 1979 ziemlich schnell, ab dem Jahr, in dem die iranische Revolution dem Islam die Möglichkeit eröffnete, zum Instrument postkolonialer Rebellion und politischer Identität zu werden. Manche Muslime, die unter autoritären Regimen lebten, empfanden ihre Religion jetzt auf eine neue Art als vorrangige, alternative Identität. Und viele Menschen im Westen empfanden ein neuartiges Gefühl vom Islam als politischer Bedrohung. Im darauf folgenden Jahrzehnt brach die Wirtschaft vieler Länder mit muslimischer Mehrheit zusammen, gingen manche Regierungen zur Militärdiktatur über oder wurden korrupter, und ethnische Bewegungen im Libanon und den Palästinensergebieten wurden von Israel gedemütigt, was viele ihrer frustrierten Anhänger dazu bewog, ihre Identität vom »Araber« oder »Palästinenser« zum »Muslim« zu verlagern. Die Staaten des Nahen und Mittleren Ostens, Zentralasiens und des indischen Subkontinents erlebten in dieser Zeit aus einer Reihe von Gründen fürchterliche Rückschläge auf wirtschaftlichem und politischem Gebiet, und ihre rundum autoritären Regierungen verloren auf internationaler Ebene jegliches Ansehen. Es war kein Grund zum Stolz mehr, Afghane oder Malaysier, Araber oder Türke zu sein. Das geringste Wirtschaftswachstum weltweit, der höchste Grad von Despotismus und Korruption sowie diktatorische Herrscher, die wie Marionetten Moskaus oder Washingtons agierten, diese drei abwertenden Faktoren machten Nationalismus und Stolz auf die eigene Ethnie zu einem Ding der Unmöglichkeit. Wenn einem die eigene Ethnie und Nationalität zur Schande gereichten, blieb nur noch die religiöse Identität übrig. Viele Menschen ergriffen diese Gelegenheit.


      Anfang der 1990er-Jahre, als die Fatwa des Ajatollah Khomeini gegen Salman Rushdies Satanische Verse die ersten Todesopfer forderte und westliche Truppen im Golfkrieg in ein muslimisches Land einmarschierten, war dieser Wandlungsprozess abgeschlossen. In jenem Jahr veröffentlichte der Historiker und Orientalist Bernard Lewis seinen äußerst einflussreichen Essay »The Roots of Muslim Rage«, zierte damit den Titel der Zeitschrift The Atlantic Monthly, führte den Begriff »Kampf der Kulturen« (»clash of civilizations«) in unseren Sprachgebrauch ein und regte zahllose Journalisten und Politiker dazu an, sich die längst aufgegebene Vorstellung von einer besonderen »muslimischen Welt«, deren Werte und Ziele im Gegensatz zu einem monolithischen Westen standen, zu eigen zu machen. Die islamistische Version dieser Vorstellung – die Umma, die vereinigte, eigenständige muslimische Welt – sammelte ihren eigenen, kleinen, aber durchaus lautstarken Kreis von Anhängern, von denen einige gewalttätig waren, in den stagnierenden und gedemütigten Ländern Nordafrikas, des Nahen und Mittleren Ostens und Zentralasiens.


      Diese Entwicklung fiel in eine Zeit, in der die erste große muslimische Einwandererwelle in Großbritannien, auf dem europäischen Festland und in Nordamerika aus den Kinderschuhen herauskam, oft unter schwierigen und ärmlichen Begleitumständen. Bis dahin war ihre Nationalität, ihre Ethnie oder ihre sprachlich-kulturelle Herkunft die Quelle der eigenen Identität gewesen (und manchmal auch die Ursache für die Intoleranz, mit der sie es zu tun bekam). Sie waren als »Pakis« diskriminiert worden, als Schwarze, Araber oder als Sprecher asiatischer Sprachen. Jetzt waren sie »Muslime«. So nannten die politischen Parteien, Journalisten, Aktivisten und Autoren sie jetzt, mit Zorn oder Angst oder, gelegentlich, auch mit unangemessener Ehrfurcht.


      Für manche von ihnen war dies auch die vorrangige Identität, die sie für sich in Anspruch nahmen, auch wenn ihre Eltern sich anders verhalten hatten. Der britische Autor Kenan Malik war in den 1970er-Jahren Mitglied antirassistischer Bewegungen, in denen er gemeinsam mit anderen Einwandererkindern um die Anerkennung als gleichberechtigter britischer Bürger kämpfte. Ende der 1980er-Jahre musste er überrascht feststellen, dass viele seiner einstigen Weggefährten sich inzwischen dem Islam verschrieben hatten und einige davon so weit gingen, gegen die Satanischen Verse zu protestieren. Sher Azam, einer seiner Freunde, erklärte ihm, dass seine wiedergeborenen muslimischen Glaubensbrüder ihre neue Identität nicht als Verweigerung, sondern als grundlegenden Bestandteil der Integration sehen würden – als eine Möglichkeit, in einem Land, das sie herabgewürdigt und gedemütigt und in die wirtschaftlichen und geografischen Randbereiche verwiesen habe, ihren Stolz zu wahren. »Sich als Muslime zu verstehen hat sie britischer gemacht und nicht weniger britisch«, sagte ihm Azam. »Sie bezeichnen sich jetzt als Muslime. Nicht als Pakistanis oder Inder, sondern als Muslime. Sie sind Briten. Aber sie sind auch Muslime.« Nach jahrelangen Auseinandersetzungen mit umherziehenden Banden von »Paki-Bashers« und der schlimmen Rassenpolitik im Großbritannien der 1970er-Jahre haben einige Angehörige dieser zweiten Generation von Einwanderern ein Gespür dafür entwickelt, wie man die eigenen – um die Moschee gruppierten – Straßen und Viertel für sich in Besitz nehmen und eigene Regeln für die Auseinandersetzung festlegen kann. Das, hält Malik fest, war keine unvermeidliche Folge der muslimischen Einwanderung. Fast 50 Jahre lang hatten Einwanderer darum gekämpft, einer Identifikation über ihre Religion zu entgehen; erst in jüngerer Zeit wurde sie, oft in Ermangelung einer anderen Quelle des Stolzes, zu einem sichtbaren Zeichen der Selbstidentifikation.1


      Wie schon die katholischen und jüdischen Einwanderer vor ihnen stellten sie fest, dass ihre zuvor ruhende religiöse Identität nicht nur eine Ursache für Diskriminierung, sondern auch eine tröstliche Quelle der Selbstbestätigung war. Die Vorstellung von einem einzigen, uniformen »muslimischen Volk« – von einer Kultur – wurde, nach einem Muster, das wir schon bei anderen Einwanderergruppen beobachtet haben, von Eiferern und Gläubigen zugleich gepflegt. Die Juden wurden zu Beginn des 20. Jahrhunderts nicht nur als Religion oder Kultur wahrgenommen, sondern als einheitliche Rasse, als homogenes Volk, und das galt nicht nur für organisierte Antisemiten und weltanschauliche Eiferer, sondern auch für radikale jüdische Nationalisten. Ende des 20. Jahrhunderts widerfuhr den Muslimen dasselbe. Omar Ba, ein aus dem Senegal stammender Gemeindevorsteher in Belgien, beschrieb mir die Anziehungskraft der muslimischen Identität unter seinen jungen Nachbarn so: »Sie ist das modernste, exportfähigste, am leichtesten zu konsumierende Kulturpaket, das man haben kann.« Wenn man keinen Stolz oder Wert mehr damit verbindet, »Senegalese«, »Afrikaner«, »schwarz« oder »Einwanderer« zu sein, aber von den Menschen, unter denen man lebt, immer noch nicht als »Belgier«, »Brite« oder »Europäer« akzeptiert wird, ist der religiöse Weg nahezu die einzige einladende kulturelle Identität, die noch bleibt – zumindest für eine auffällige Gruppe aus der zweiten Einwanderergeneration.


      Diesen Zusammenhang müssen wir verstehen, wenn wir die wahren Probleme angehen wollen, mit denen muslimische Einwanderergemeinden im Aufnahmeland zu tun haben, und etwas gegen die politischen und wirtschaftlichen Probleme in den Ländern mit muslimischer Mehrheit tun wollen. Der Rückzug auf eine eindimensionale religiöse Identität ist nichts, was sich unvermeidlich aus dem Koran ergibt, und er ist auch kein zeitloses Merkmal muslimischer Gesellschaften. Er ist vielmehr eine ganz besondere persönliche und politische Reaktion auf die eigenen Lebensumstände, und er kann so leicht beendet werden, wie er begann.

    

  


  
    
      


      II Das Problem der Integration


      Als Jamal Elboujddaini aus dem Flugzeug stieg, war er Marokkaner. Sein Vater hatte in der bitterarmen und isolierten Rif-Region im Norden des Landes ein Bauernleben geführt. Seine Familie gehörte zu den Zehntausenden von Nordafrikanern, die in den 1970er-Jahren nach Europa kamen, um die enorme Nachfrage nach Arbeitskräften in der Fertigungsindustrie, in der Landwirtschaft und im einfachen Dienstleistungsgewerbe zu bedienen. Jamals Vater sprach weder Flämisch noch Französisch, als die Elboujddainis in der wohlhabenden belgischen Stadt Antwerpen eintrafen, und auch sein Arabisch war holprig. Wie die meisten anderen neu eingetroffenen Einwanderer zogen sie in ein Viertel mit billigen Mieten, in dem andere Marokkaner aus den Dörfern des Rif wohnten, Türken aus Dörfern in Anatolien und dem Südosten des Landes, Polen aus dem ländlichen Schlesien und Schwarzafrikaner aus den Ländern südlich der Sahara. Fast alle diese Menschen durchliefen einen kulturellen Anpassungsprozess, lernten eine neue Sprache und machten zugleich einen aufregenden Übergang vom Land- zum Großstadtleben mit.


      Ihr neues Zuhause, ein im 19. Jahrhundert entstandener Bezirk, den man nach der Postleitzahl als »2060« kannte, war immer eine arme Gegend gewesen, ein dicht vernetztes Hafenarbeiterviertel, das für Trunksucht, weiche Drogen und Prostitution bekannt war. In den 1990er-Jahren war es zu einem muslimischen Viertel geworden. In den Eurabien-Bestsellern nach der Machart von Mark Steyn und Bruce Bawer werden diese Stadtviertel in Belgien, den Niederlanden, Norwegen und Dänemark, in denen Frauen mit Kopftüchern die Straßen bevölkern, die von Klein-Moscheen und Halal-Metzgereien gesäumt werden, am häufigsten als albtraumhafte Beispiele einer vermeintlichen muslimischen Übernahme dargeboten.


      Das dicht bevölkerte Viertel schien auf den ersten Blick für Neuankömmlinge, die Belgier werden wollten, perfekt ausgestattet. Seine geschäftige Einkaufsstraße war nur einen kurzen Fußmarsch vom Bahnhof entfernt und grenzte an den berühmten Diamantenhändlerbezirk der Stadt. Die Neuankömmlinge machten aus der Handelstraat einen belebten Hauptverkehrsweg mit Ladengeschäften, Restaurants, Bäckereien, Metzgereien und Cafés, der schon bald Kunden aus der ganzen Region anzog, in erster Linie andere Muslime. Der Wohnraum war billig, aber angenehm gestaltet und günstig gelegen. Man konnte von Einwanderer-Ersparnissen ein Haus kaufen, und Tausende taten das auch. Jamal, einer aus einer Handvoll marokkanischer Schüler in seiner Gymnasialklasse in jenen Anfangsjahren, wollte unbedingt Erfolg haben und schlug den zum Universitätsstudium führenden Weg ein, den auch seine weißen belgischen Mitschüler gingen. Aber er musste mit ansehen, wie andere junge Marokkaner, mit vollständiger Billigung der Schule und wenig Widerstand von Elternseite, mit 16 Jahren von der Schule abgingen.


      Die Schulleitung hatte sie von einem jungen Alter an in Richtung einer technischen Ausbildung gedrängt, deshalb wirkte die Schule eher wie eine Demütigung als wie ein Weg, auf dem man vorankam. Sie hatten keine Ahnung, wie sie das Bildungswesen für sich selbst nutzen konnten, und in der Nachbarschaft gab es keine Behörde oder Unterstützergruppe, die ihnen half. Allerdings fanden Aussteiger aus der höheren Schule keine Fabrikarbeit mehr, deshalb landeten diese jungen Männer auf der Straße. Einige wurden Drogendealer, andere wandten sich dem zu, was sie sich unter den Werten des elterlichen Heimatlandes vorstellten, wieder andere begeisterten sich für asketische Formen des Islam. Es sah ganz danach aus, als wären diese jungen Männer weniger integriert als ihre Eltern.


      Das Leben war schwieriger geworden, als die Kinder von Jamals Generation heranwuchsen, und das hatte sehr viel damit zu tun, dass Leute wie er, die Erfolgreichen, aus dem Viertel weggegangen waren. Die meisten Marokkaner der ersten Generation, die in der Schule geglänzt und später dann gut verdient hatten, zogen in andere, weniger segregierte und stärker von der Mittelschicht geprägte Stadtbezirke. Ihre Häuser im »2060«-Viertel vermieteten sie oft an die nächste Einwanderergeneration. Auch die »weißen« Belgier hatten das Viertel verlassen oder ihre Kinder in anderen Stadtbezirken einschulen lassen. Jamal leitet heute ein beeindruckendes pädagogisches Förderzentrum für Einwandererfamilien. Er ist einer der wenigen erfolgreichen Einwanderer aus der ersten Generation, die heute noch im »2060«-Viertel leben. Allerdings hat auch er seine Kinder in einem »weißen« Viertel zur Schule geschickt. Nach dieser starken Abwanderung aus den Schulen im Einwandererviertel saßen dort in den Klassenzimmern nur noch die armen Neuankömmlinge, betreut von Lehrern mit wenig beruflichem Ehrgeiz, die Kinder gerne in Förderprogramme und auf tote Gleise abschoben, wo schließlich viele ohne Abschluss blieben. »Die Leute, die beim Integrationsprozess am meisten helfen können, die Vorbilder, sind alle in andere Viertel weggezogen«, sagte mir Jamal. »Man muss sich mit jemandem identifizieren, einem Weg folgen, aber den gibt es dort nicht.«


      Jamals Viertel wurde, wie andere arme Einwandererviertel in Europa auch, zum Schauplatz von Kleinkriminalität und Konflikten. Der rechtsradikale Vlaams Blok (»Flämischer Block«) hielt zu Beginn der 2000er-Jahre vor einer der örtlichen Moscheen Kundgebungen ab und suchte die gewalttätige Konfrontation. Als im Jahr 2009 ein marokkanischer Jugendlicher getötet wurde, kam es zu gewalttätigen Demonstrationen, die offensichtlich von einem Imam mit extremen Ansichten angefacht wurden. Im Juni 2011 kam es nach einem Fußballländerspiel zwischen Marokko und Algerien zu gewalttätigen Ausschreitungen, im August desselben Jahres wurde ein Straßenkampf ausgetragen, bei dem die Ladenbesitzer der Handelstraat die Drogenhändler vom Bürgersteig vor ihren Geschäften zu vertreiben versuchten, im November folgte dann, nach einem weiteren Fußballspiel, wieder eine gewalttätige Straßenschlacht zwischen anatolischen und kurdischen Jugendlichen türkischer Herkunft. Die meisten Konflikte und Gewalttätigkeiten spielten sich zwischen unterschiedlichen muslimischen Gemeinden ab, und die Verbrechensopfer waren fast ausschließlich die muslimischen Einwanderer selbst, aber diese Ereignisse verstärkten bei vielen Europäern den Eindruck, dass der Islam bei ihnen angekommen war und Chaos und Unordnung mitgebracht hatte. Die Europäer hatten nach vielen Generationen vergessen, dass katholische und jüdische Einwandererviertel zu Beginn des 20. Jahrhunderts auf ähnliche Weise wahrgenommen worden waren und es dort in einigen Fällen genauso gewalttätig zugegangen war.


      Eine solche Entwicklung ist in armen Einwanderervierteln oft zu beobachten: Sie werden zu Opfern ihres anfänglichen Erfolgs. Ein Mangel an Ausbildungsmöglichkeiten und die räumliche Isolation in »ihren eigenen« Vierteln lässt die zweite Generation in einer Sackgasse zurück, ohne den Weg zum Erfolg, der ihren Eltern noch offenstand.


      Doch so etwas ist nicht das unausweichliche Schicksal eines jeden muslimischen Einwandererviertels. Manche, zum Beispiel Belleville in Paris, wurden zu Vorbildern für aufstiegsorientierte soziale Mobilität und kulturelle Begegnung. Andere, etwa die Stadtteile Whitechapel und Spitalfields im Londoner East End, durchliefen eine Phase mit gewalttätigen Straßenbanden, religiösem Extremismus und hoher Kriminalität und fanden dann zu einer wirtschaftlichen und kulturellen Blüte. Die Bangladescher- und Pakistaner-Enklaven im Osten Londons sahen in den 1980er-Jahren fast genauso aus wie Jamals raues Antwerpener Stadtviertel heute. Aber sorgfältig konzipierte Regierungsprogramme (vor allem im Bildungsbereich), der leichte Zugang zu den Mitteln, die man für kleine Unternehmen braucht, ohne dass die Bürokratie sich groß einmischte, und Wege zur vollständigen rechtlichen Einbürgerung für die Bewohner der Viertel in der Umgebung von Brick Lane sorgten dafür, dass diese Gegenden zu kulturellen und wirtschaftlichen Anziehungspunkten wurden – und zum Geburtsort einer neuen Mittelschicht unter Einwanderern, die in der Wirtschaft, Politik und in der akademischen Welt eine bedeutende Rolle spielen. Der »2060«-Bezirk von Antwerpen oder die Berliner Problembezirke Wedding und Kreuzberg mit ihrem hohen Anteil türkischer Einwanderer könnten innerhalb eines Jahrzehnts genauso aussehen.


      Warum begünstigen manche Einwandererviertel die erfolgreiche Integration, während andere die zweite Generation in die Marginalisierung abrutschen lassen?1 Islamfeindliche Autoren und Aktivisten machen den Islam selbst für eine ungünstige Entwicklung verantwortlich, und viele Regierungen neigen dazu, diese Frage zu ignorieren, während die Einwanderer selbst sich der Kräfte, die ihre anfänglichen Ambitionen zunichtemachen, sehr wohl bewusst sind.


      »Heute ist es schlechter, im Vergleich zu meiner eigenen Kindheit – es fehlt an Schulen, es fehlt an Lehrern, es fehlt an Bildung, es fehlt an Wohnraum. […] Diese Generation verliert ihre Zuversicht. Sie meint, der Staat und das französische Volk hätten sich von ihr abgewandt. Also hat sie nichts mehr zu verlieren«, sagt Samia Ghali, eine Tochter algerischer Einwanderer, die als französische Senatorin den Wahlbezirk Nord-Marseille vertritt, in dem eine der größten Gruppen nordafrikanischer Muslime in ganz Europa zu Hause ist.


      Ghali hat beobachtet, wie die Söhne ihrer algerischen und marokkanischen Nachbarn aus dem Erwerbsleben herausfielen und im organisierten Verbrechen, im Drogenhandel oder, in einigen Fällen, in fundamentalistisch-islamischen Kreisen landeten. Ghalis Zorn richtet sich gegen die französischen Konservativen, die die Einwanderung und den Islam für die Sorgen ihres Landes verantwortlich machen, aber auch gegen die eigene Partei, die Sozialisten, die dazu neigt, der Wirtschaft die Schuld zu geben und Law-and-Order-Lösungen zu verwerfen. »Wir brauchen nicht nur Schulen und Arbeitsplätze, sondern auch konsequente Polizeiarbeit und eine Wehrpflicht«, sagt sie. »Bedenken Sie, wir Algerier sind die Verbrechensopfer. Der Staat muss in unserem Wohnviertel Präsenz zeigen. Wenn wir Polizeistreifen und Schulen haben, können sich unsere Kinder wieder als Teil Frankreichs fühlen.«


      Einwandererviertel mit günstigen Mieten dienen als ideale »unterste Sprosse« auf der Leiter des sozialen Aufstiegs und ermöglichen den Menschen einen guten Start, aber es fehlt dort üblicherweise eine zweite oder dritte Sprosse. Diese Viertel sind oft räumlich isoliert und vom Verkehr abgeschnitten. Die Schulen sind fast immer schrecklich, weil die rigiden, unflexiblen Schulsysteme des Kontinents schlecht auf neue Einwanderer eingestellt sind und weil negative Anreize dafür sorgen, dass sich die Verhältnisse in den Schulen der ärmsten Viertel weiter verschlechtern.9


      »Neunzig Prozent dieser Einwanderer haben in ihren Heimatländern überhaupt keine Schulbildung erhalten, nicht einmal in ihrer Muttersprache«, sagt Jamal. »Sie wollen erfolgreich sein, wissen aber nicht das Geringste über Assimilation. Sie haben keine Ahnung, wie sie auf diesem Weg beginnen sollten. Und wenn die Eltern nicht wissen, welche Art von Ausbildung ihre Kinder in einer multikulturellen Gesellschaft brauchen, werden diese Kinder in der Armut enden und sich nicht eingliedern. Mein Vater wusste gar nichts über meine Schule, meine Freunde – er konnte gar nicht wissen, was ich außerhalb des Hauses tat. Ich war derjenige, der die Dokumente für den Hauskauf übersetzte. Dass ich es geschafft habe, war reines Glück und Zufall. Die Gefahr, der meine Brüder, meine Schwestern und ich selbst ausgesetzt waren – wir haben das alles mitbekommen.«


      Die zweite Generation fällt, vor allem in Europa, manchmal aus dem gesellschaftlichen Mainstream des westlichen Lebens heraus, und das sollte für die Regierungen ein Anlass zu ernster Besorgnis sein. Aber es ist klar, dass der Islam nicht der Grund für den verlorenen Ehrgeiz ist, sondern manchmal ein Symptom dafür. Diese jungen Leute (meist sind sie männlich) sind weit davon entfernt, als Agenten einer politisch-theologischen Verschwörung zur Beherrschung westlicher Gesellschaften zu handeln, sondern gerieten in diese Lage, weil sie überhaupt keinen Plan irgendwelcher Art hatten. Sie wurden vergessen oder im Stich gelassen und greifen nach den einfachsten verfügbaren Mitteln der Selbstbestärkung. Der größte Fehler, den wir begehen könnten, wäre, diese Verzweiflung mit irgendetwas Bedrohlicherem zu verwechseln. Diese Einwanderer sind, ganz allgemein gesprochen, auf der Suche nach einem modernen und wohlhabenderen Leben. Wir würden das vielleicht besser verstehen, wenn wir über die tief greifenden Veränderungen, die sich in ihren Herkunftsländern vollziehen, gut Bescheid wüssten.


      
        
          9 Die Zuweisung von Schülern zu allgemeinbildenden oder praxisorientierten Bildungswegen in jungen Jahren und die Praxis, erfolglose Schüler ein Jahr wiederholen zu lassen, ist für Einwandererkinder besonders schädlich und veranlasst sie dazu, die Schule ohne Abschluss zu verlassen. Angloamerikanische »Teamteaching«-Konzepte mit vielfältigen Lernniveaus für jede Altersklasse wären hier eine wichtige Verbesserung.

        

      

    

  


  
    
      


      III Die Privatisierung der Religion


      Muslime, die in den Jahrzehnten vor den 1950er-Jahren in Kairo, Karachi oder Dhaka lebten, waren britische Untertanen. Wer in Tunis, Algier oder Beirut lebte, stand unter französischer Herrschaft. Und lebte man in Jakarta, war die eigene Identität niederländisch. Der einzige Sachverhalt, der die »muslimische Welt« einte (auch wenn die Vorstellung von einer muslimischen Welt nahezu in Vergessenheit geraten war), war die Kolonialisierung. Den Großteil der letzten zwei Jahrhunderte verbrachten nahezu alle Menschen islamischen Glaubens als Bürger in Ländern, die von weit entfernten, hauptsächlich westlichen Mächten beherrscht wurden. Manche waren loyal und beklagten sich nicht, aber viele waren mit diesem Zustand unzufrieden.


      Diese Unzufriedenheit fand ihren machtvollsten Ausdruck im Nationalismus. Muslime protestierten meistens gegen den britischen, französischen oder niederländischen Imperialismus, indem sie für ihre nationale Unabhängigkeit und eine nationale – nicht für eine religiöse – Identität kämpften. Als die Unabhängigkeit erreicht war, übernahmen diese nationalistischen Kämpfer – einige von ihnen mit Unterstützung des Militärs, andere mithilfe populistischer oder sozialistischer Bewegungen – die Kontrolle über die postkolonialen Länder und verordneten ihren Staatsbürgern eine ganz neue Form des Patriotismus. Dazu gehörten meist Flaggen, Hymnen, Militärparaden und ein großes Foto des Staatschefs in jedem Raum. Mit dazu gehörte auch die gewaltsame Unterdrückung potenzieller politischer Gegner, die häufig führende Repräsentanten des Islam waren.


      Die neuen Herrscher in den ehemaligen Kolonien hielten sich meist lange an der Macht, in der Regel unter Verzicht auf Demokratie. Um die Versorgung der Menschen zu sichern, setzten sie auf die Zuwendungen durch die Supermächte des Kalten Krieges und die Ausbeutung von Bodenschätzen. Sie bedienten sich bei den großen Ideologien der Zeit: Sozialismus, Kollektivismus, Modernisierung, später dann die Liberalisierung der Wirtschaft – all das wurde von den Autokraten zunächst angenommen und dann übernommen, sodass die Menschen in den muslimischen Ländern gegen Ende des 20. Jahrhunderts dazu neigten, diese Ideen ebenso wie das allgemeine Konzept der Säkularisierung mit ihren Diktatoren in Verbindung zu bringen.


      Diese Staatschefs kehrten auch die ethnischen Identitäten unter den Teppich. Der ägyptische Staatspräsident Gamal Abdel Nasser (1918–1970) drängte in den 1950er- und 1960er-Jahren auf eine »panarabische« Föderation, zu der sich – mit halbherziger Unterstützung durch andere arabische Autokraten – die Staaten mit arabischer Bevölkerungsmehrheit in Nordafrika und im Nahen Osten zusammenschließen sollten. Das augenfällige Chaos und die Korruption in dieser Föderation und später dann die militärische Niederlage Ägyptens, Syriens und Jordaniens gegen Israel im Sechstagekrieg von 1967 diskreditierten jedoch die ganze Idee und ließen viele Bürger von ihrer ethnischen Identität als Araber abrücken.


      Zu Beginn des 21. Jahrhunderts brachten die Worte »liberal«, »westlich«, »Markt« und »säkular« die Einwohner Kairos in Rage. Sie hatten diese Worte von den Männern, deren Fotos an jeder Wand hingen, in endlosen Wiederholungen zu hören bekommen. Die postkolonialen Herrscher Ägyptens hatten ihr Land – und in zwei Dutzend Ländern der Region herrschten ähnliche Zustände – drei Generationen lang in einem rückständigen, halb entwickelten Übergangsstadium festgehalten. Die arabischen Staaten erzielten in der Zeit von 1980 bis 2004 trotz reichlich vorhandener Ressourcen ein jährliches Wirtschaftswachstum von 0,5 Prozent – den schlechtesten Wert aller Regionen weltweit. Ein Fünftel ihrer Einwohner lebte in extremer Armut, mit Familieneinkommen von weniger als zwei Dollar täglich. Außerhalb der arabischen Welt fiel diese Verbindung von Nationalismus, Korruption und Armut manchmal noch schlimmer aus: Pakistan und Afghanistan erlebten eine rückläufige Entwicklung, und Bangladesch und der muslimische Teil Südostasiens verharrten jahrelang in Stagnation und Nullwachstum.


      Eine der wenigen Ausdrucksformen des Andersdenkens, die nicht gründlich diskreditiert und (wie die nationalistischen und ethnischen Bewegungen) zu einer Quelle der Schande geworden waren, stellte die Religion dar. Die Muslimbruderschaft und ihre religiös-konservativen Ableger waren von den postkolonialen Regimen so nachhaltig angegriffen, zerschlagen, verbannt, eingesperrt, gefoltert und verboten worden, dass sie fast die einzigen Organisationen waren, die vom Ruch der Korruption verschont blieben. Sie waren außerdem oft die einzigen Anbieter von sozialen Hilfsdiensten, Schulen und Krankenversorgung in den Slums gewesen, in denen Millionen von Menschen wohnten. Als die arabischen Wählerinnen und Wähler nach den großen Aufständen des Jahres 2011 bei den ersten Wahlen ihre Stimme den Islamisten- und Salafisten-Parteien gaben, votierten sie damit nicht für eine Rückkehr zu den Werten eines vergangenen Jahrhunderts, sondern entschieden sich einfach nur für die glaubwürdigste und verlässlichste Stimme der Modernisierung und Inklusion, die ihnen bekannt war.


      Unter der Oberfläche dieser religiös-politischen Dramen vollziehen sich tief greifende Veränderungen. Die dominante Kraft in den meisten muslimischen Ländern ist heute nicht der islamische Glaube, sondern eher die Modernisierung und Enttraditionalisierung des Familien- wie auch des eigenen Lebens. Auf die von Islamisten regierten Länder trifft dies genauso zu. In den bevölkerungsreichsten muslimischen Ländern der Welt vollzogen sich im Lauf der letzten 20 Jahre all die persönlichen und verhaltensbezogenen Veränderungen, die mit der europäischen Aufklärung verbunden werden. Diese Länder haben einen unglaublich schnellen demografischen Wandel erlebt – man bedenke, dass die durchschnittliche Kinderzahl pro Familie im Iran von 7 auf 1,7 zurückgegangen ist –, der mit einer gewaltigen Verstädterung verbunden ist, mit zunehmender Alphabetisierung und Bildung (vor allem der Frauen) und einer Verschiebung des Heiratsalters der Frauen (es liegt heute im Iran bei durchschnittlich 28 Jahren, im Vergleich zu 13 Jahren 1979). Dahinter steht eine neue Kultur, die auf Individualismus beruht und inzwischen auch unter den Ärmsten zu finden ist. Das eigene Leben wird heute auch bei frommen Gläubigen nicht mehr stillschweigend von religiösen Traditionen bestimmt wie früher, sondern zunehmend von Individualismus und persönlichen Entscheidungen. Die Menschen entscheiden sich für die Religion – oder gegen Religion – als etwas, dem man sich aus persönlichen oder politischen Gründen zuwendet, weil sie nicht mehr so allumfassend ist, dass sie über alle Aspekte ihres Lebens bestimmt.


      Der Islamexperte Olivier Roy bezeichnet dieses weltweit zu beobachtende Phänomen als »Dekulturation« der Religion: Der Glaube ist nicht mehr die einzige lenkende Kraft in der Kultur, sondern nur noch ein persönliches Identifizierungsmerkmal und eine politische Entscheidung. Das kann die Religion konservativer und dogmatischer machen, aber sie ist nicht mehr universell oder außer Frage stehend. »Fundamentalismus und Individualisierung können zusammengehen, und das erklärt, warum eine demokratische Bewegung inmitten einer Welle der ›Re-Islamisierung‹ enormen Zulauf bekommen kann«, schreibt Roy. »Das neue Primat des Individuums, keine liberale theologische Reformation, ermöglicht es der neuen Generation, Glaube und Demokratie zu verbinden.«1 Wenn die Anführer der Muslimbruderschaft oft Ähnlichkeiten mit christlichen amerikanischen Politikern wie Rick Santorum aufzuweisen scheinen, so ist der Vergleich nicht nur oberflächlich: Beide sind Teil einer Bewegung weg vom Glauben als alles kontrollierende soziale Kraft und hin zum Glauben als politische Entscheidung, Teil einer kulturell konservativen Bewegung inmitten einer Reihe anderer politischer Entscheidungsmöglichkeiten.


      »Eine solche Politisierung des Religiösen bedeutet immer eine Säkularisierung«, schreibt Roy, »weil es sich auf die Alltagspolitik einlässt, weil es jedem Zugehörigkeit und Freiheit zugleich zuschreibt. Das Religiöse in politischer Form ist zwischen zwei Imperativen gefangen: Unglauben darf nicht sein, aber der Glaube kann nur individuell sein; ein kollektiver Glaube ist deshalb unvorstellbar, während es früher ein kollektives Normensystem gegeben hatte. Das Religiöse in politischer Form funktioniert nach dem Prinzip, dass jeder gläubig sein muss, aber es kann den Glauben seinerseits nicht gewährleisten und muss deshalb dafür sorgen, dass zumindest der Schein gewahrt wird, was wiederum in der Folge verhindert, dass sich das Politisch-Religiöse als ein Glaube präsentieren kann, der von der ganzen Gemeinschaft geteilt wird […] Die Säkularisierung bringt das Religiöse hervor. Es gibt keine ›Rückkehr‹ des Religiösen, sondern eine Veränderung. Diese Veränderung ist nichts weiter als ein Augenblick, ein Moment: Sie führt nicht notwendigerweise in ein neues religiöses Zeitalter.«2 Ganz ähnlich wie die fundamentalistische christliche Politik ist dies etwas, was kommt und geht oder sich während eines Übergangs zu etwas anderem intensiviert, aber es ist kein unvermeidlicher oder bestimmender Aspekt der jeweiligen Gesellschaft mehr.


      Die islamistischen Parteien, die jetzt an die Macht gelangen, sind keine Umkehrung dieses neuen Individualismus, sondern eher dessen Produkt. Islamistische Parteien wären unvorstellbar und unnötig gewesen, solange der Islam eine unhinterfragte bestimmende Kraft in der Familie und im sozialen Leben war. Sie tauchten erst als Reaktion auf die Verschiebung des Islam auf den Marktplatz der Ideen auf. Der Islam war zum ersten Mal zu etwas geworden, für das man sich entscheidet, und das ermöglichte es ihm, zur politischen Option zu werden. Der Preis dafür war, dass er nur zu einer von vielen politischen Optionen wurde. Die Demografen Youssef Courbage und Emmanuel Todd schreiben in ihrer wichtigen Untersuchung zur Modernisierung muslimischer Gesellschaften: »Der Grundwiderspruch des Islamismus besteht darin, dass seine Führer sich als die Hüter der Tradition verstehen, obwohl hinter der Welle, auf der sie schwimmen, eine vorwärts gerichtete Revolution in den Einstellungen steht. Auf ihren politischen Sieg folgt unweigerlich ihre kulturelle Niederlage.«3 Mit anderen Worten: Der Islam kann nie mehr als etwas Unvermeidliches und Unhinterfragbares dienen, wenn er in die von Unwägbarkeiten und Kompromissen geprägte Welt der Politik drängt.


      Solche Dinge lassen sich in den Ländern beobachten, die bereits religiös motivierte Regierungen haben. Sie erleben eine »Privatisierung der Religion«: Sie ist nicht mehr die einzige regulierende Kraft in der Gesellschaft, sondern wird von den Gläubigen als Quelle der Identität bewusst gewählt und aufgesucht, sie ist aber nicht mehr die wichtigste Sache, die sie für persönliche oder politische Entscheidungen bemühen. Selbst wenn sich die Menschen in diesen Ländern als »Muslime« bezeichnen, betrachten sie den Islam nicht mehr als die wichtigste Leitlinie in ihrer Welt. In der Türkei wurde ein Jahrzehnt Regierungszeit einer Partei von Gläubigen, die manche als islamistisch bezeichnen, von einem tief gehenden Wandel in öffentlichen Glaubensfragen begleitet, wie groß angelegten Untersuchungen der Türkischen Stiftung für wirtschaftliche und soziale Studien zu entnehmen war. Während der Anteil derjenigen, die sich »zunächst als Muslim/Muslima und in zweiter Linie als Türke/Türkin« bezeichnen, von 36 Prozent im Jahr 1999 bis zum Jahr 2006 auf 45 Prozent zunahm, stieg im gleichen Zeitraum der Anteil derjenigen, die »niemals in einem islamischen Staat leben wollen«, von 58 auf 76 Prozent, und auch die Beliebtheit öffentlicher religiöser Symbole, etwa die des Kopftuchs, nahm ab. Im Iran gab es sogar einen noch dramatischeren Wandel: Die groß angelegten Untersuchungen von Amir Nikpey und Farhad Khosrokhvar kamen zu dem Ergebnis, dass die Iraner in Teheran und der heiligen Stadt Ghom eine tiefe Abneigung gegen religiöse Politik und die Idee eines islamischen Staates entwickelten und die Religion als Ausdruck der individuellen Persönlichkeit sehen.


      Der islamistische Aufschwung in der arabischen Welt scheint auch für einen starken Rückgang der Unterstützung des gewalttätigen dschihadistischen Radikalismus im Stil von al-Qaida gesorgt zu haben, denn dieselben Muslime aus der Mittelschicht, die als Reaktion auf die Unterdrückung der islamistischen Politik die gewalttätige dschihadistische Politik befürworteten, kehrten umgehend in die Mitte des politischen Spektrums zurück. Eine im Herbst 2011 durchgeführte Umfrage des Pew Research Center zeigte, dass die Bewunderung für Osama bin Laden als Volksheld im Gefolge der arabischen Aufstände im ganzen Nahen Osten sehr stark zurückgegangen war. In Jordanien und in den Palästinensergebieten sackte sie um 40 Prozent ab, in Ägypten betrug der Rückgang ein Fünftel. Ehemalige radikale Dschihadisten sagten mir, die Demokratie habe sie von der Gewalt weggebracht.


      Im September 2011 sprach ich mit Usama Rushdy, einem ehemaligen ägyptischen Dschihadisten (er war der Gründer der Gruppe, die den ägyptischen Staatspräsidenten Anwar Sadat ermordete). »Wenn man [politisch] blockiert wird, so wie wir in Ägypten, entwickelt man eine bestimmte Einstellung«, sagte er. »Man hat das Gefühl, dass Gewalt das einzige nützliche Mittel ist und dass diejenigen Menschen deine Feinde sind, die das Regime unterstützen, das dich umbringt.« Die Dschihadisten, bis hin zu und einschließlich der Attentäter vom 11. September 2001, versuchten niemals, den Islam in anderen Ländern durchzusetzen. Ihr Ziel war vielmehr, die nicht islamischen Kräfte und Einflüsse aus den Gebieten zu entfernen, die sie als »die islamische Welt« bezeichneten, damit diese rein werden könne. Heute können sie auf der Wahlkampfbühne für diese Reinheit kämpfen und müssen sich dabei um die Gunst der Wähler bemühen, die ein besseres Leben erwarten, nicht nur fromme Erklärungen.


      Diese islamistischen Parteien sind eine eindeutig weniger gewalttätige Option und stehen für eine politische Übergangszeit, doch sie sind weder freundlich, noch sollten sie gefeiert werden. Sie repräsentieren reaktionäre, repressive, intolerante und antisemitische Kräfte zu einem Zeitpunkt, in dem die Länder des Nahen und Mittleren Ostens und Nordafrikas dringend das Gegenteil brauchen. Wir sollten niemandem solche Parteien an den Hals wünschen, aber sie sind genauso wenig ein Beweis für einen Islam auf Eroberungszug wie im Jahr 2000 die Wahl eines evangelikal-christlichen republikanischen Präsidenten bedeutete, dass das Christentum auf dem Vormarsch war – oder dass man amerikanischen Einwanderern nicht trauen könne.


      Muslime in arabischen Staaten stimmen gegenwärtig für konservative Parteien. Aber sie votieren auch für die Geburtenkontrolle, wollen dem festen Griff der Großfamilie entgehen, ihren Töchtern eine Schulbildung geben, liberale Formen von Kultur und Kommunikation erproben, und sie bestehen auf Wahlen. Das sind die wichtigen Veränderungen. Konservative Parteien sind nur ein Symptom.


      »Nur zu gerne vergessen die Bürger des Westens, dass der demografische Wandel auch in ihrer Region von zahlreichen Unruhen und Gewaltausbrüchen begleitet wurde«, heißt es bei Courbage und Todd. »Die Zuckungen, die wir heute in der muslimischen Welt erleben, sind keineswegs Ausdruck einer radikalen Andersartigkeit. Sie sind vielmehr die klassischen Symptome der Desorientierung, die jeden Umbruch kennzeichnet. […] Aber nach dem historischen Gesetz, nach dem einem Geburtenrückgang eine religiöse Krise vorangeht, sieht es eher so aus, als stelle der Islamismus eine augenblickliche Bewegung und keineswegs das Ende der Geschichte dar. Vielmehr zeichnet sich für die Zeit nach ihm mit hoher Wahrscheinlichkeit eine entislamisierte muslimische Welt ab, welche die gleiche Entwicklung durchlaufen hat wie einst das christliche Abendland und der buddhistische Ferne Osten. Der Fundamentalismus ist nur ein vorübergehender Aspekt eines in Bedrängnis geratenen Glaubens, der seine Verfechter auf den Plan ruft.«4


      Die Kulturen der mehrheitlich muslimischen Länder im Nahen und Mittleren Osten wandeln sich heute rasch, nachdem sie über Generationen hinweg in wirtschaftlicher Stagnation und autoritären politischen Verhältnissen gefangen waren. Sie werden von einer Modernisierungswelle angetrieben, die lange hinausgezögert wurde, aber letztlich nicht zu verhindern war. Die unmittelbaren politischen Ergebnisse dieses kulturellen Wandels werden nicht unbedingt vorteilhaft oder stabil sein; sie können auch eine defensive Politik in der Frage der Identität hervorbringen, die viele Jahre anhalten könnte. Aber sie zeigen uns, dass diese Gesellschaften keine Orte sind, an denen sich niemals etwas ändert und das Verhalten und die Lebenspraxis der Menschen von uralten religiösen Traditionen gelenkt werden. Sie sind in Bewegung. Ihre Geschicke werden jetzt nicht mehr von Diktatoren, sondern von den konkurrierenden Entscheidungen von 100 Millionen Individuen bestimmt. Und wenn sich die Kulturen dieser Heimatländer so dramatisch und so beständig ändern können, sind auch die Einwanderer, die sie hervorbringen, keine Gefangenen einer unveränderlichen Kultur.

    

  


  
    
      


      IV Dem Kulturgefängnis entkommen


      Multikulturalismus ist ein Wort, das in der Auseinandersetzung über muslimische Einwanderer oft auftaucht. Anders Behring Breivik erklärte, er befinde sich im Krieg gegen den Multikulturalismus. Während seines Prozesses im April 2012 in Oslo sagte er, die Kinder und Teenager, die er getötet habe, seien »legitime Ziele« gewesen, denn sie waren »politische Aktivisten, die sich dafür entschieden haben, für den Multikulturalismus zu kämpfen«. Angela Merkel erklärte den Multikulturalismus zum wahren Problem. Deutschland sei es in 40 Jahren nicht gelungen, seine ethnischen Türken einzubürgern, und das zeige, dass der »Multikulti-Ansatz« und die Vorstellung vom »Seite-an-Seite-Leben« »gescheitert, absolut gescheitert« seien, sagte sie im Oktober 2010. Auch der britische Premierminister David Cameron erklärte 2011 den Multikulturalismus für gescheitert: »Unter der Doktrin des staatlichen Multikulturalismus haben wir verschiedene Kulturen ermutigt, ihr eigenes Leben zu leben, getrennt voneinander und auch getrennt vom Mainstream. Es ist uns nicht gelungen, eine Vorstellung von einer Gesellschaft anzubieten, der sie sich zugehörig fühlen wollen. Wir haben sogar toleriert, dass diese segregierten Gemeinschaften sich auf eine Art und Weise verhielten, die unseren Werten vollständig zuwiderläuft.«


      Angesichts dieser vernichtenden Kritik könnte man meinen, der Multikulturalismus – was immer damit genau gemeint ist – müsse etwas sein, was von muslimischen Einwanderern und ihren Unterstützern angestrebt und von den Gesellschaften, in denen sie leben, abgelehnt wurde. Doch das Konzept des Multikulturalismus, wenn man es als Förderung oder Befürwortung paralleler, genau bestimmbarer und unveränderlicher Kulturen innerhalb einer Nation versteht, ist nur in zwei oder drei Ländern für einen jeweils sehr kurzen Zeitraum in die politische Praxis umgesetzt worden und fand dabei nur sehr wenig Unterstützung unter Einwanderern. Sehr viele Einwanderergruppen, und hier vor allem die Muslime, von denen viele vor den Bedrängnissen ihrer Herkunftskultur geflohen sind oder kein Interesse daran haben, mit Muslimen aus anderen Kulturkreisen einer konstruierten einheitlichen »Gemeinschaft« zugeordnet zu werden, sind in Wirklichkeit entschiedene Gegner des Multikulturalismus. Indonesier und Araber haben außerhalb der Moschee nahezu nichts gemeinsam. Untersuchungen zu den Beziehungen zwischen Einwanderern haben zum Beispiel ans Licht gebracht, dass muslimische Einwanderer vom indischen Subkontinent lieber mit Hindus und Sikhs von »zu Hause« Umgang pflegen als mit arabischen oder türkischen Muslimen. Auf jeden Einwanderer, der in der Religion eine personenübergreifende Identität findet, kommt ein anderer, der sich dadurch eingeschränkt fühlt. Die meisten muslimischen Einwanderer haben, wie bereits gezeigt, ein starkes Bedürfnis, von den Institutionen ihres Aufnahmelandes als vollkommen gleichberechtigte Mitbürger anerkannt zu werden. Für solche Menschen klingt das Wort »Multikulturalismus« deshalb oft wie eine Einladung zu einer Identität zweiter Klasse.


      Muslimische Kommentatoren, die den Multikulturalismus verwerfen, finden sich deshalb in den meisten westlichen Ländern leichter als dessen Unterstützer.10 Die britisch-muslimische Autorin Yasmin Alibhai-Brown rechnete in Buchform mit dem Multikulturalismus ab (der in Großbritannien in den 1970er- und 1980er-Jahren in gewissem Umfang politisch praktiziert wurde) und sprach für viele Einwanderer, als sie schrieb, eine solche Politik betrachte »Unterschiede als grundlegend und unveränderlich, sie möchte die Menschen in voneinander getrennte und wechselseitig exklusive Kategorien aufteilen, die weder die Komplexität unserer Identitäten noch die Art und Weise berücksichtigen, auf die wir alle in unserer gemeinsamen Gesellschaft miteinander umgehen müssen.« Sie warnt davor, dass der Multikulturalismus »dazu neigt, die Vorstellung von Kultur verknöchern zu lassen«, und die verschiedenen Gemeinschaften dazu ermutigt, die konservativsten und am stärksten religiös geprägten Praktiken genau dann beizubehalten, wenn diese, überließe man das nur der persönlichen Entscheidung einzelner Einwanderer, ganz verschwinden würden.1 Kenan Malik geht sogar noch einen Schritt weiter, indem er erklärt, einige seiner britisch-muslimischen Landsleute seien durch die britische Politik, mit der die Selbstverwaltung ethnischer »Gemeinschaften« gefördert wurde – zum Beispiel durch auf eine bestimmte Moschee bezogene Finanzierung –, in Wirklichkeit radikalisiert worden. Diese Politik, schrieb Malik, half mit, »eine Beschwerdekultur aufzubauen, in der das Beleidigtsein zu einem Identitätsmerkmal wurde, den radikalen Islamisten die Bahn bereitet wurde und säkulare und progressive Argumente besonders in den muslimischen Gemeinden einen schwereren Stand hatten«.2 Seitens der Einwanderer besteht nur ein ganz geringes Interesse am Multikulturalismus, seitens der gegenwärtigen Regierungen überhaupt keines mehr. Aktuell betreibt keine einzige Regierung der westlichen Welt eine Politik, die den Multikulturalismus unterstützt oder toleriert. Doch die Kritik am »Multikulturalismus« fällt schärfer aus als je zuvor, in nahezu jedem westlichen Land gehört sie inzwischen zur Rhetorik konservativer Parteien. Das hat natürlich auch damit zu tun, dass es keine eindeutige Definition des Begriffes gibt. Manche Bürger verbinden ihn nicht mit der Politik der Regierung, sondern mit der Zusammenballung von Einwanderern ähnlicher Herkunft in ethnisch homogenen Wohnvierteln. Aber eine solche Zusammenballung ist – wie die in diesem Buch zitierten Untersuchungen gezeigt haben – ein notwendiges Übergangsphänomen und entspringt keinem Bedürfnis, isolierte »Parallelgesellschaften« zu schaffen. Durch bestimmte Maßnahmen integrieren sich diejenigen Einwanderer, die ethnische Enklaven (oder, wie ich sie genannt habe, Ankunftsstädte) bilden, rascher und erfolgreicher als diejenigen, die das nicht tun.


      Das Wort »Multikulturalismus« hat allerdings in vielen Fällen nichts mit Kultur zu tun. Es wird eher aus Furcht vor einer fremden Religion bemüht, auch wenn die jener Religion angehörenden Gläubigen vollständig an das Alltagsleben ihres neuen Heimatlandes angepasst sind. Für viele Menschen sind Minarette und Kopftücher die einzigen bedeutsamen Elemente von »Kultur«, und das bloße Vorhandensein dieser Dinge gilt ihnen geradezu als Definition des Multikulturalismus. Oft trifft das selbst dann noch zu, wenn sich zu diesen Minaretten auf einträchtige Weise noch Synagogen, orthodoxe Kreuze und hinduistische oder buddhistische Tempel gesellen. Diese Angst vor religiösen Unterschieden scheint in den Ländern am ausgeprägtesten zu sein, deren Geschichte von Konflikten zwischen zahlreichen Religionen und Konfessionen innerhalb der Landesgrenzen wesentlich geprägt wurde. Zu diesen Ländern zählen unter anderem auch Deutschland, Großbritannien, Frankreich und die Vereinigten Staaten. Die unterschwellige Furcht richtet sich nicht darauf, dass dem Gemisch eine weitere Religion hinzugefügt wird, sondern geht davon aus, dass mit dieser besonderen Religion eine völlig andersartige und mit den bisherigen Verhältnissen unvereinbare Moral ins Land kommt. Aber die Präsenz vieler verschiedener Religionen steht natürlich nicht für Multikulturalismus, sondern für religiösen Pluralismus. Und der bedeutet keineswegs die Ablehnung der Kultur oder Moral des Aufnahmelandes und kann ohne Weiteres im Rahmen einer einzelnen mehr oder weniger einheitlichen Kultur existieren, wie das in den meisten westlichen Ländern geschieht.


      Die Einwanderer wollen nicht in Parallelgesellschaften ghettoisiert werden, und ebenso wenig haben sie ein Interesse daran, sich an eine homogene, erstarrte, »westliche« kulturelle Identität zu assimilieren. Das gilt besonders für moderne Länder mit fortgeschrittener Verstädterung, in denen der nicht eingewanderte Teil der Bevölkerung die eigene Kultur auch ohne Anweisungen von oben immer wieder von Neuem erfindet. Die Kinder von Einwanderern wollen fast ausnahmslos die Sprache ihres neuen Heimatlandes lernen, sie wollen an den demokratischen Institutionen teilhaben, an den Bildungseinrichtungen erfolgreich sein und ihren Platz im Wirtschaftsleben finden. Aber man sollte keineswegs erwarten, dass sie die Verbindungen zum Herkunftsland vollständig kappen, ihre Esskultur und ihre Feste, ihre ethnische Identität oder ihren religiösen Glauben aufgeben. Diese Bindungen werden im Allgemeinen schwächer werden, das Alltagsleben wird sich dem angleichen, was in der neuen Heimat üblich ist (Muslime befolgen, wie wir gesehen haben, religiöse Vorschriften so konsequent oder inkonsequent wie ihre christlichen Nachbarn), aber die Bindungen werden niemals völlig verschwinden. Die katholischen und osteuropäisch-jüdischen Einwanderer, die im 20. Jahrhundert westwärts zogen, verbrachten zwei oder drei Generationen in überaus religiösen, abgeschotteten, bildungsmäßig und geografisch segregierten Gemeinschaften, bevor sie sich nach und nach mit der übrigen Bevölkerung vermischten. Nur wenige von ihnen, zum Beispiel die orthodoxen Juden in Brooklyn und Nord-London, schotten sich aus religiösen Gründen weiterhin bewusst ab und leben »parallel«, die überwiegende Mehrheit hat sich in die sich beständig wandelnde Gesamtgesellschaft integriert, wenn auch nicht vollständig assimiliert.


      Wir sollten das Wort Multikulturalismus ebenso aufgeben wie das Wort Assimilation; mit beiden Begriffen verbindet sich die Existenz einer monolithischen, vorgegebenen Kultur, die man entweder verkörpert oder ablehnt. In Wirklichkeit gibt es – wie wir das zu Hause, auf der Straße, am Arbeitsplatz und in der Schule erleben – keine feste und unveränderliche Sache, die man als »Kultur« bezeichnet, sondern eine vielfältige und sich ständig verändernde Praxis, die auf einem im Großen und Ganzen zustimmungsfähigen gemeinsamen Bestand von Werten und respektierten Institutionen beruht. Wenn eine »Kultur« verteidigt oder durch die Politik definiert werden muss, ist das ein gutes Zeichen dafür, dass sie veraltet ist – ob es sich nun um die verknöcherte »islamische Kultur« handelt, wie sie von den konservativen und radikalen Kräften unter den Einwanderern verherrlicht wird, oder um die zur Karikatur gewordene, christianisierte »westliche Kultur«, die von manchen einwandererfeindlichen Stimmen in Nordamerika und Europa so gerühmt wird.


      Kulturen können sich verändern, ihre Tätigkeitsbereiche vielseitig gestalten und neue Gemeinschaften aufnehmen, ohne den eigenen moralischen Kernbestand aufzugeben. Unsere Werte und Institutionen sind nicht so brüchig, dass sie durch die Ankunft von ein paar Außenseitern, die für andere Dinge stehen, erschüttert werden könnten. Wir sollten an die Stärke und natürlichen Tugenden unserer gemeinsamen Institutionen glauben; sie haben sich in der Vergangenheit als so widerstandsfähig und erfolgreich erwiesen, dass sie sehr viel größere und sehr viel unterschiedlichere Gruppen von Neuankömmlingen aufnehmen konnten. Das bedeutet nicht, dass wir einen moralischen Relativismus praktizieren sollten, in dem alles möglich ist. Ganz im Gegenteil: Die Grundlage einer Einwanderergesellschaft sollte immer eine gemeinsame, universell gültige Moral sein. Die winzige Minderheit, die an kriminellen Praktiken wie Genitalverstümmelung, Zwangsheirat und Ehrenmord festhält, sollte nach den Bestimmungen der Gesetze bestraft werden, ebenso wie die wenigen Katholiken, die sich noch in der gefährlichen Praxis des Exorzismus versuchen, vor Gericht gestellt werden sollten. Unsere Gesetze sind heute schon gut genug formuliert, um mit solchen Verirrungen fertig werden zu können. Unsere Gerichte, demokratischen Institutionen und Regierungen sind bereits stark genug, um mit allen denkbaren brisanten Nebenwirkungen, die sich aus den schwierigen Anfangsjahren der Einwanderung ergeben, umgehen zu können. Sobald die Neuankömmlinge zu einem Teil unseres Wirtschafts- und politischen Lebens werden, sorgt die Kultur für sich selbst. Sobald wir versuchen, diesen Einwanderern eine Kultur aufzunötigen – entweder eine fiktive, durch den Multikulturalismus geschaffene »muslimische« Kultur oder eine vorgefertigte, bürokratisch festgelegte Version »westlicher« Kultur, die von einer Assimilationspolitik ohne Bezug zu den sich verändernden und zeitlich begrenzten Bedürfnissen des Alltagslebens festgelegt wird –, beschädigen wir diesen Übergangsprozess. Kultur ist letztlich keine Ursache, sondern eine Wirkung.


      Die Angst vor der muslimischen Flut ist die Angst, fortgeschwemmt zu werden, die Angst davor, dass die mächtig, konsequent und unveränderlich sind, während wir zerbrechlich, von Zeitströmungen abhängig und gefügig sind. Doch die Fluten kommen und gehen. Wir haben gesehen, wie sich bei jeder Welle armer Neuankömmlinge aus dem Ausland dasselbe Muster wiederholt: die Zusammenballung in sich selbst schützende Gemeinschaften; die Armut und der Ausschluss aus der umgebenden Gesellschaft; die Entfremdung der zweiten Generation; der Rückzug in einen an Selbstverteidigung orientierten Konservativismus und Glauben; die Versuchung, die vom religiösen Extremismus, und die Verlockung, die von kriminellen Banden ausgeht; die Auswirkungen von Gewalt und Konflikten im Heimatland – und dann, nachdem die schwierigen Zeiten weitgehend überwunden sind, die kleineren Familien, der Erfolg im Bildungswesen, die Annäherung an die Verhaltensweisen und die Werte im neuen Heimatland, die Normalisierung des Lebens.


      Wir haben vergessen, wie hart das Leben in früheren Zeiten war und wie schwer vielleicht sogar unseren eigenen Vorfahren die Integration gefallen ist. Wir fürchten eine Flut fremden Glaubens und wir fürchten die Brüchigkeit unseres eigenen Glaubens, deshalb glauben wir nur allzu gerne die Geschichten von Invasion und Eroberung oder die Vorstellungen von festen und nicht miteinander zu vereinbarenden westlichen und östlichen Kulturen, oder wir glauben an eine allgemeinere Gefahr, zahlenmäßig übertroffen und überwältigt zu werden. Ich hoffe, dass ich zeigen konnte, dass diese Ängste unbegründet sind und die echten Konflikte und Rückschläge, die sich aus dieser Einwanderung ergeben, eher die Ausnahme als die Regel sind, so sehr sie auch unsere Wachsamkeit verdienen mögen.


      Ich hoffe, dass wir bei der Analyse unserer jüngeren Geschichte in Bezug auf die sich rasch verändernde kulturelle Lebenswirklichkeit dieser neuen Einwanderer eine neue Sichtweise entwickeln können, die diese menschliche Flut nicht als erdbebenartigen und katastrophalen Tsunami wahrnimmt, sondern als regelmäßige Flut, als periodisch wiederkehrende Bewegung an unseren Küsten, wie wir sie früher bereits erlebt haben. Wir sollten uns daran erinnern, dass eine Flut etwas ist, das Dinge mitreißt, aber auch etwas, das regelmäßig wiederkehrt, Strömungen erzeugt, sich wieder zurückzieht und dabei eine neue Erscheinungsform derselben Landschaft zurücklässt. In Ufernähe mag das wie eine Flut wirken. Aus einem günstigeren Blickwinkel erkennen wir, dass es keine Katastrophe oder Störung, sondern einer der kraftvollen Kreisläufe des menschlichen Lebens ist.


      
        
          10 Kanada ist hier eine seltene Ausnahme, dort zeigten Meinungsumfragen wiederholt, dass sich die Idee des Multikulturalismus bei einer Mehrheit von Einwanderern und bei einer starken Mehrheit von Nichteinwanderern unveränderter Beliebtheit erfreut. Das hängt teilweise damit zusammen, dass sich viele Kanadier als »Einwanderernation« sehen. Außerdem empfinden viele Menschen den Multikulturalismus auf eine ganz besondere Weise als weniger restriktive Alternative zum englisch-französischen Bikulturalismus, der zuvor die Politik des Landes beherrscht hatte.

        

      

    

  


  
    
      


      Dank


      Dieses Buch entstand aus meinen Recherchen zu Einwanderervierteln und aus einem sich verstärkenden Gefühl, dass die Lebenswirklichkeit dieser Orte und ihrer Bewohner auf eine beunruhigende Art und Weise nicht mit den Behauptungen übereinstimmte, die in den Medien und in Dutzenden von populären Büchern erhoben werden. Da bestand eindeutig Bedarf an einem Gegengewicht, an einer Darstellung, die sich der Sorgen vieler Menschen annimmt, indem sie schlicht und in aller Kürze die belegbaren Tatsachen heranzieht. Ich versicherte mich der Hilfe eines Kreises von Rechercheuren, die Experten auf diesen Gebieten sind, um sicherzustellen, dass diese Fakten so umfassend und aktuell wie nur möglich ausfallen. Ich vermute, dass all diese Personen jeweils ein noch wertvolleres Buch hätten schreiben können, und bin ihnen dafür dankbar, dass sie ihre Zeit für Recherchen aufwendeten, deren Ergebnisse sie mir dann zur Verfügung stellten.


      Mein Abschnitt zur Demografie begann mit einem Forschungsessay, das der kanadische Demograf Randy McDonald für mich verfasste. Er beeindruckte mich mit seinen Schriften zu Bevölkerungstrends im »Demography Matters«-Blog und verbrachte mehrere Jahre damit, mich durch die sachdienlichsten Forschungen zur Bevölkerungsentwicklung zu lotsen. Den Rest des zweiten Teils schrieb ich mithilfe der brillanten Forschungsassistenz des Bay-Area-Universalgelehrten Wajahat Ali, der bereit war, seine erfolgreichen Laufbahnen als Dramatiker, Rechtsanwalt, Feinschmecker und Journalist zu unterbrechen und sich tief in die nackten Tatsachen zur Integration, Bevölkerungsentwicklung und Radikalisierung zu vergraben. Meine historischen Recherchen wurden erheblich von Jee Yeon Lim unterstützt, einer Oxford-Absolventin auf dem Fachgebiet der Migrationsforschung, die in der British Library viele Stunden mit der Auswertung der Chroniken zu den beiden letzten Wellen von Einwanderern, die religiösen Minderheiten angehörten, verbrachte. In London steuerte außerdem Joanne Shurvell einige wertvolle Recherchen zum ersten Teil des Buches bei.


      Dieses Projekt war mit der Unterstützung und der überaus engagierten Hilfe zweier der besten Buchlektoren Nordamerikas gesegnet, Anne Collins bei Knopf Canada in Toronto und Andrew Miller bei Pantheon in New York. Sie machten das Schreiben und Redigieren zu einem Vergnügen. Mein Agent John Pearce verhandelte zügig und mit Finesse über die internationalen Komplexitäten dieses Projekts. Und die leitenden Globe and Mail-Redakteure, vor allem John Stackhouse und Craig Offman, bewiesen abermals ihr Engagement für umfassendere Perspektiven und die sachkundige Debatte, indem sie mich ermutigten, diese Themen in meinen Kolumnen zu behandeln, und mir die Zeit einräumten, dieses Buch zu schreiben, zusätzlich zur Leitung eines umtriebigen europäischen Büros. Ohne meine lebenslange Partnerschaft mit Elizabeth Renzetti wäre nichts von alledem möglich oder erträglich gewesen.
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